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BMF/BMJ: Entwurf eines Gesetzes zur Finanzierung von zukunftssichernden Investitionen (Zu-

kunftsfinanzierungsgesetz – ZuFinG) in Ressortabstimmung eingebracht 

Das BMF und das BMJ haben einen bereits als Referentenentwurf bezeichneten Entwurf eines Ge-

setzes zur Finanzierung von zukunftssichernden Investitionen (Zukunftsfinanzierungsgesetz – Zu-

FinG) in die Ressortabstimmung eingebracht. Deutschland benötige Investitionen in nahezu bei-

spiellosem Umfang. Nur so könnten unter den sich verändernden Bedingungen unser Wohlstand 

gesichert und gleichzeitig Gesellschaft und Wirtschaft zügig auf Digitalisierung und Klimaschutz 

eingestellt werden. Es sei erforderlich, die Leistungsfähigkeit des deutschen Kapitalmarkts zu 

stärken und die Attraktivität des deutschen Finanzstandorts als bedeutenden Teil eines starken 

Finanzplatzes Europa zu erhöhen. Insbesondere Start-ups, Wachstumsunternehmen sowie kleinen 

und mittleren Unternehmen (KMU) als Treiber von Innovation solle der Zugang zum Kapitalmarkt 

und die Aufnahme von Eigenkapital erleichtert werden.  

Das geplante Gesetz verfolgt hierbei einen umfassenden Ansatz: Neben finanzmarktrechtlichen 

Anpassungen und der Fortentwicklung des Gesellschaftsrechts sollen auch die steuerrechtlichen 

Regelungen geändert werden. Durch verbesserte steuerliche Rahmenbedingungen für die Mitar-

beiterkapitalbeteiligung soll es jungen Unternehmen erleichtert werden, Mitarbeiter zu gewinnen 

und sich im internationalen Wettbewerb um Talente zu behaupten. Zudem soll die sog. dry-in-

come-Problematik für die Arbeitnehmer weiter entschärft werden. 

Aus steuerlicher Sicht sind dem Entwurf im Wesentlichen die folgenden Änderungen zu entneh-

men, die am 01.01.2024 in Kraft treten sollen: 

Zu § 3 Nr. 39 EStG: 

› Anhebung des steuerlichen Freibetrags von 1.440 Euro auf 5.000 Euro. 

› Nachversteuerung mit Abgeltungsteuersatz bzw. nach dem Teileinkünfteverfahren (bei Beteili-

gungen i.S.v. § 17 EStG), wenn Anteile innerhalb von drei Jahren veräußert oder unentgeltlich 

übertragen werden. 

› Beschränkung auf Fälle, in denen die Vermögensbeteiligungen zusätzlich zum ohnehin geschul-

deten Arbeitslohn gewährt werden (Ausschluss von Entgeltumwandlungen). 

Zu § 19a EStG: 

› Lockerung der Zugangsbeschränkung auf Mitarbeiter von Unternehmen mit bis zu 500 anstatt 

wie bisher 250 Mitarbeiter, 100 Mio. Euro anstatt 50 Mio. Euro Jahresumsatz und 86 Mio. Euro 

anstatt 43 Mio. Euro Jahresbilanzsumme. 

› Erweiterung auf Fälle, in denen die Gesellschaftsanteile nicht vom Arbeitgeber selbst, sondern 

den (Gründungs-)Gesellschaftern gewährt werden, und auf Weitergabe von Anteilen an Mut-

ter-, Tochter- und Schwestergesellschaften. 

› Ausdehnung des Zeitraums für die unschädliche KMU-Schwellenwert-Überschreitung von zwei 

auf sieben Jahre. 

› Ausweitung des maßgeblichen Gründungszeitpunkts des Unternehmens von 12 Jahren auf 20 

Jahre vor dem Beteiligungszeitpunkt. 

› Finale Besteuerung nicht nach zwölf Jahren, sondern erst nach 20 Jahren. Die Verschiebung des 

Besteuerungszeitpunkts soll auch für Vermögensbeteiligungen gelten, die vor 2024 übertragen 

werden bzw. wurden. 
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› Möglichkeit einer Pauschalbesteuerung mit einem Steuersatz von 25 % für alle Besteuerungstat-

bestände (Verkauf, Beendigung des Dienstverhältnisses, spätestens nach 20 Jahren). 

› Für die Besteuerungstatbestände „Ablauf von 20 Jahren“ und „Beendigung des Dienstverhält-

nisses“ soll künftig keine Besteuerung mehr stattfinden, wenn der Arbeitgeber auf freiwilliger 

Basis unwiderruflich erklärt, dass er die Haftung für die einzubehaltende und abzuführende 

Lohnsteuer übernimmt. In diesen Fällen soll erst der spätere Tatbestand „Verkauf“ eine Besteu-

erung auslösen.  

› Es soll sichergestellt werden, dass im Falle von sog. Leaver-Events (d.h. Rückerwerb der An-

teile bei Verlassen des Unternehmens) für die Versteuerung nur die tatsächlich an den Arbeit-

nehmer gezahlte Vergütung maßgeblich ist, weil diese i.d.R. nicht den Verkehrswert widerspie-

gelt. 

Zu § 4 Nr. 8 UStG: 

› Ausdehnung der Steuerbefreiung in Buchstabe a („Gewährung und die Vermittlung von Kredi-

ten“) um die Verwaltung von Krediten und in Buchstabe g („Übernahme von Verbindlichkeiten, 

von Bürgschaften und anderen Sicherheiten sowie die Vermittlung dieser Umsätze“) um die 

Verwaltung von Kreditsicherheiten durch die Kreditgeber. 

› Erweiterung der Steuerbefreiung in Buchstabe h hinsichtlich der Verwaltungsleistungen von 

alternativen Investmentfonds (AIF) gem. § 1 Abs. 3 Kapitalanlagegesetzbuch. Bislang erfasst die 

Befreiung nur die Verwaltungsleistungen spezieller AIF, welche hierfür den gleichen Wettbe-

werbsbedingungen wie Investmentfonds im Sinne der OGAW-Richtlinie unterliegen müssen. 

In den ursprünglichen Eckpunkten für ein Zukunftsfinanzierungsgesetz, welche am 29.06.2022 vor-

gestellt wurden, waren unter dem Aspekt „Förderung von Aktiensparen“ noch weitere steuerli-

che Änderungen angekündigt worden, die nun aber offenbar keinen Eingang in den Entwurf ge-

funden haben. Dies betrifft folgende ursprünglich angekündigte Maßnahmen:  

› Einführung eines Freibetrags für im Privatvermögen erzielte Gewinne aus der Veräußerung von 

Aktien und von Aktienfondsanteilen.  

› Abschaffung des gesonderten Verlustverrechnungskreises für Aktienveräußerungsverluste. 

› Wesentliche Vereinfachung im Abgeltungsverfahren durch gleichzeitige Aufhebung des geson-

derten Verlustverrechnungskreises für Verluste aus Termingeschäften und aus Forderungsaus-

fällen im Privatvermögen. 

Die Ressortabstimmung läuft noch bis zum 11.04.2023. Unmittelbar anschließend soll der Referen-

tenentwurf zur Stellungnahme an die Wirtschaftsverbände versandt werden. Mit wesentlichen 

Änderungen ist bis dahin nicht zu rechnen. 

 

Oberste Finanzbehörden der Länder: Gleich lautende Erlasse zur Anwendung der Bewertungsre-

gelungen i.d.F des JStG 2022 

Mit dem Jahressteuergesetz 2022 wurden die Vorschriften des Sechsten Abschnitts des Zweiten 

Teils des Bewertungsgesetzes, insbesondere zur Bewertung des Grundvermögens im Ertrags- 

und Sachwertverfahren sowie zur Bewertung der Sonderfälle, an die Verordnung über die 

Grundsätze für die Ermittlung der Verkehrswerte von Immobilien und der für die Wertermittlung 

erforderlichen Daten (Immobilienwertermittlungsverordnung – ImmoWertV) vom 14.07.2021, 
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BGBl I, S. 2805, für Bewertungsstichtage nach dem 31.12.2022 angepasst (vgl. dazu auch TAX 

WEEKLY # 37/2022).  

Mit gleich lautenden Erlassen vom 20.03.2023 haben die obersten Finanzbehörden der Länder in-

folge der Änderungen in §§ 177, 181, 183, 184, 185, 187, 188, 189, 190, 191, 193, 194, 195 BewG 

sowie in den Anlagen 21 bis 25 BewG aktualisierte Regelungen erlassen. 

 

BFH: Vorlagebeschluss zur Besteuerung von unentgeltlichen Wertabgaben 

Mit Vorlagebeschluss vom 22.11.2022 (XI R 17/20) legt der BFH dem EuGH Fragen sowohl zu den 

tatbestandlichen Voraussetzungen als auch zu den Rechtsfolgen der Besteuerung von unentgeltli-

chen Wertabgaben gem. § 3 Abs. 1b UStG zur Klärung vor. 

Die Klägerin betreibt eine Anlage zur Erzeugung von Biogas aus Biomasse. Das Gas wurde in ei-

nem Blockheizkraftwerk verstromt und der produzierte Strom überwiegend in das allgemeine 

Stromnetz eingespeist und vom Stromnetzbetreiber vergütet. Die durch diesen Prozess ebenfalls 

erzeugte Wärme überließ die Klägerin im Streitjahr 2008 zum überwiegenden Teil den Unterneh-

mern A (zur Trocknung von Holz in Containern) und B (zur Beheizung von Spargelfeldern). Da die 

Klägerin den Wärmeabnehmern keine Entgelte berechnete, ging das Finanzamt von einer unent-

geltlichen Wertabgabe der Wärme gem. § 3 Abs. 1b Satz 1 Nr. 3 UStG an A und B aus. Mangels 

eines Einkaufspreises für die Wärme berechnete es die Bemessungsgrundlage für diese Entnah-

men gem. § 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 UStG nach den Selbstkosten und setzte die Umsatzsteuer fest. 

Mit seinem Vorlagebeschluss legt der BFH dem EuGH mehrere Fragen diesbezüglich vor.  

Zunächst möchte der BFH geklärt wissen, ob die unentgeltliche Abgabe der Wärme durch die 

Klägerin der Besteuerung unterliegt, wenn diese an einen anderen Unternehmer für dessen wirt-

schaftliche Tätigkeit erfolgt und, ob es diesbezüglich relevant ist, dass der steuerpflichtige Emp-

fänger die Wärme für Zwecke verwendet, die ihn zum Vorsteuerabzug berechtigen. Nach dem 

Wortlaut von Art. 16 Satz 1 Fall 3 MwStSystRL scheinen die Voraussetzungen einer unentgeltli-

chen Zuwendung grundsätzlich erfüllt zu sein. Fraglich erscheint dem BFH aber, ob dieser Tatbe-

stand über den Wortlaut hinaus, durch eine zusätzliche Voraussetzung einzuschränken ist. Ziele 

die Regelung nämlich darauf ab, einen unversteuerten Endverbrauch zu verhindern, könnte die 

Anwendung der Regelung im Streitfall ausgeschlossen sein, da die Zuwendungsempfänger A und 

B Unternehmer sind, welche den Zuwendungsgegenstand für Zwecke ihrer wirtschaftlichen Tä-

tigkeit verwenden.  

Die zweite und dritte Vorlagefrage zielen auf die Ermittlung der Bemessungsgrundlage in Fällen 

der unentgeltlichen Wertabgabe ab. Explizit geht es dem BFH hier um die Ermittlung des sog. 

Selbstkostenpreises gem. § 10 Abs. 4 Nr. 1 UStG, welcher dann Anwendung findet, wenn die un-

entgeltlich zugewendeten Güter vom Unternehmer selbst hergestellt wurden und es somit keinen 

Einkaufspreis gibt. Der BFH stellt sich die Frage, ob nur vorsteuerbelastete Kosten in die Berech-

nung der Selbstkosten Eingang finden sollen. Weiterhin soll der EuGH dazu Stellung nehmen, ob 

nur die unmittelbaren Herstellungs- oder Erzeugungskosten oder auch mittelbar zurechenbare 

Kosten wie zum Beispiel Finanzierungsaufwendungen in die Berechnung des Selbstkostenpreises 

einfließen müssen. 

Die Antworten des EuGH könnten weitreichende Bedeutung für die deutsche Besteuerungspraxis 

haben. Zum einen könnte hierdurch die Umsatzbesteuerung von unentgeltlichen Zuwendung zwi-

schen Unternehmern ganz oder möglicherweise beschränkt auf Konstellationen, in denen der Zu-
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wendungsempfänger seinerseits zum vollen Vorsteuerabzug berechtigt ist, entfallen. Zum ande-

ren könnten Anpassungen bei der Ermittlung des Selbstkostenpreises zu einer niedrigeren Steuer-

bemessungsgrundlage und damit zu einer niedrigeren Steuerlast führen, wenn es zur Besteuerung 

einer unentgeltlichen Wertabgabe kommt. Sind Steuerpflichtige von Steuerfestsetzungen in ver-

gleichbaren Fällen betroffen, wäre zu überprüfen, ob diese Festsetzungen im Hinblick auf mögli-

che vorteilhafte Aspekte einer EuGH-Entscheidung offengehalten werden sollten. 

 

BFH: Keine gewerbesteuerrechtliche Hinzurechnung von Aufwendungen für Messestände und 

Messestandflächen bei Produktionsunternehmen 

Bereits mit Beschluss vom 23.03.2022 (III R 14/21) hatte der BFH bei einem ausstellenden Unter-

nehmen mit indirektem Vertriebssystem hinsichtlich der Kosten für die Anmietung von Messe-

standflächen eine gewerbesteuerliche Hinzurechnung nach § 8 Nr. 1 Buchst. e GewStG abgelehnt 

(vgl. TAX WEEKLY # 21/2022). Entscheidend für das Vorliegen von sog. fiktivem Anlagevermögen 

seien danach der Geschäftszweck sowie die speziellen betrieblichen Verhältnisse wie die Bedeu-

tung der Messepräsenz innerhalb des praktizierten Vertriebssystems – Direktvertrieb versus indi-

rekter Vertrieb durch (unternehmensfremdes) stehendes Händlernetz. Nicht ausreichend sei es, 

dass die Messeteilnahme für den Verkauf der Produkte lediglich förderlich ist. Auch aus der BFH-

Entscheidung vom 25.10.2016 (I R 57/15) zu einer Messedurchführungsgesellschaft folge nicht, 

dass die Anmietung von Messestandflächen mit Ausnahme dieses Sonderfalls immer zur Annahme 

von Anlagevermögen führt. 

Angesichts des dem Beschluss vom 23.03.2022 zugrundeliegenden Sonderfalles eines „indirekten 

Vertriebssystems“ wurde mit Spannung auf die nun ergangene Revisionsentscheidung gegen das 

Urteil des FG Düsseldorf vom 03.11.2021 (13 K 1122/19 G) gewartet, in dem die gewerbesteuerli-

che Hinzurechnung in Bezug auf Kosten für Messestände ebenfalls verneint worden war. Mit Urteil 

vom 20.10.2022 (III R 35/21) hat der BFH nun auch bei einer GmbH (Klägerin und Revisionsbe-

klagte), deren Unternehmensgegenstand die Herstellung und der Vertrieb von Produkten ist, die 

gewerbesteuerrechtliche Hinzurechnung von Aufwendungen für Messestände und Messestandflä-

chen abgelehnt.  

Streitig war die gewerbesteuerrechtliche Hinzurechnung der Aufwendungen für die Teilnahme an 

drei Fachmessen im Streitjahr 2016. 

Die Zugehörigkeit zum Anlagevermögen – so der BFH – sei nach den Umständen des Einzelfalls zu 

verneinen, wenn der Steuerpflichtige primär ein Produktionsunternehmen unterhalte und auch 

hinsichtlich des daneben ausgeübten Vertriebs der Produkte unter Berücksichtigung der Häufig-

keit und Dauer der Messeteilnahme für seinen geschäftlichen Erfolg nicht auf das dauerhafte Vor-

handensein der angemieteten Wirtschaftsgüter angewiesen sei. Die Kosten für die Anmietung 

von Messeständen und Messestandflächen könnten bei einem ausstellenden Unternehmen nur 

dann zu einer Hinzurechnung nach § 8 Nr. 1 Buchst. d und e GewStG führen, wenn die angemiete-

ten Wirtschaftsgüter bei unterstelltem Eigentum des ausstellenden Unternehmens zu dessen An-

lagevermögen gehören würden. 

 

BFH: Verlustausgleichs- und -abzugsbeschränkung bei Zins-Währungsswaps 

Der BFH hatte mit Urteil vom 09.02.2023 (IV R 34/19) zu entscheiden, ob Verluste, welche sich 

aus Zins-Währungsswaps ergeben hatten, unter die Verlustausgleichs- und -abzugsbeschränkung 

nach § 15 Abs. 4 EStG fallen.  
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Im – vorliegend verkürzt wiedergegebenen – Streitfall nahm die Klägerin, ein in der Rechtsform 

einer GmbH & Co. KG tätiges Industrieunternehmen, in 2009 ein auf Euro lautendes Darlehen mit 

einer Laufzeit von 15 Jahren und variabler Verzinsung von der A-Bank auf. Ende des Jahres 2010 

schloss die Klägerin mit der A-Bank einen "Zins-Währungsswap" zur Absicherung über die restli-

che Laufzeit des von der A-Bank gewährten Darlehens von noch 14 Jahren ab. Die im Rahmen des 

„Zins-Währungsswaps“ zu entrichtenden Zahlungen erfolgten jedoch in Schweizer Franken.  

In den beiden Streitjahren 2011 und 2012 überstiegen die von der Klägerin an die A-Bank geleis-

teten Aufwendungen aus dem Swapvertrag die von der Klägerin vereinnahmten Zahlungen der A-

Bank aus dem Swapvertrag. Das Finanzamt behandelte den Swap als Termingeschäft i.S. des § 15 

Abs. 4 Satz 3 EStG und ließ die hieraus entstandenen Verluste nicht zum Betriebsausgabenabzug 

zu. Demgegenüber vertrat das Finanzgericht die Auffassung, dass der Zins-Währungsswap der 

Ausnahmeregelung des § 15 Abs. 4 Satz 4 Alt. 2 EStG unterfalle, wonach Verluste aus Terminge-

schäften nicht den Beschränkungen des § 15 Abs. 4 Satz 3 EStG unterlägen, wenn die zugrunde 

liegenden Geschäfte der Absicherung von Geschäften des gewöhnlichen Geschäftsbetriebs dien-

ten.  

Nunmehr hat der BFH das Urteil des Finanzgerichts aufgehoben. Zwar zähle der streitbefangene 

Zinsswapvertrag auch dann zu den in § 15 Abs. 4 EStG aufgeführten Termingeschäften, wenn er – 

wie hier der Zinsswap – mit einem Währungsswap verbunden worden sei. Jedoch handele es sich 

bei dem Zins-Währungsswap nicht um ein Geschäft i.S.d. § 15 Abs. 4 Satz 4 Alt. 2 EStG, für das 

die Ausgleichs- und Abzugsbeschränkung des § 15 Abs. 4 Satz 3 EStG nicht gelte. Denn dieser sei 

bei objektiver Betrachtung nicht geeignet, Risiken aus dem Grundgeschäft (Darlehensvertrag) 

auch nur teilweise zu kompensieren.  

Wie zwischen den Beteiligten auch nicht streitig, handele es sich bei dem zwischen der Klägerin 

und der A-Bank im Dezember 2009 geschlossenen Darlehensvertrag um ein Geschäft des ge-

wöhnlichen Geschäftsbetriebs der Klägerin im Sinne des § 15 Abs. 4 Satz 4 EStG. Zutreffend sei 

auch, dass durch den Abschluss des Zinsswapvertrags mit festen Zinsen die Risiken des variablen 

Zinssatzes des Darlehensvertrags (Grundgeschäft) kompensiert wurden. Da jedoch die festen Zin-

sen in Schweizer Franken zu leisten waren, sei damit ein Währungsrisiko (in CHF) für die Klägerin 

entstanden. Bereits aus diesem Umstand sei nicht ersichtlich, dass durch den Austausch dieser 

Risiken eine gegenläufige Erfolgskorrelation zwischen Grund- und Termingeschäft hätte eintreten 

können. Im Streitfall komme hierzu, dass im wirtschaftlichen Ergebnis auch Tilgungsleistungen in 

Schweizer Franken zu entrichten waren, was das Währungsrisiko zusätzlich erhöht habe. 
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Alle am 06.04.2023 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (V)  

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort 

IX R 23/21 14.02.2023 
Relevante Beteiligung gemäß § 17 Abs. 1 EStG an einer 

"Corporation" nach US-amerikanischem Recht (Delaware) 

IV R 34/19 09.02.2023 

Verlustausgleichs- und -abzugsbeschränkung bei Zins-

Währungsswaps; Feststellung des verbleibenden Verlust-

vortrags bei Termingeschäften 

III R 2/22 19.01.2023 

Keine Heilung der sachlichen Unzuständigkeit durch Ein-

spruchsentscheidung der sachlich und örtlich zuständigen 

Behörde 

V R 12/21 15.12.2022 Körperschaftsteuerbefreiung für Arbeitsgemeinschaften 

III R 25/21 20.10.2022 

Kein Ausschluss der Teilnahmebefugnis des Gemeindeprü-

fers aufgrund Vertragsbeziehungen zwischen Steuerpflich-

tigem und Gemeinde 

 

Alle am 06.04.2023 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV)  

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort 

IX B 60/22 14.03.2023 
Darlegung von Zulassungsgründen bei einer Nichtzulas-

sungsbeschwerde 

IV R 23/20 09.02.2023 

Teilweise inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 09.02.2023 IV R 

34/19 - Verlustausgleichs- und -abzugsbeschränkung bei 

Zins-Währungsswaps 

X K 1, 2/21 16.11.2022 
Angemessene Verfahrensdauer bei Untätigkeitsklagen; Ba-

gatellverzögerungen innerhalb des Toleranzrahmens 

III R 35/21 20.10.2022 

Keine gewerbesteuerrechtliche Hinzurechnung von Auf-

wendungen für Messestände und Messestandflächen bei 

Produktionsunternehmen 

 

Alle bis zum 06.04.2023 veröffentlichten Erlasse  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

III C 2 - S 

7221/19/10002 

:004 

04.04.2023 

Umsatzsteuer; BFH-Urteil vom 21. April 2022, V R 2/22 (V R 

6/18); Umsatzsteuersatz auf die Lieferungen von Holzhack-

schnitzeln 

III C 3 - S 

7329/19/10001 

:005 

03.04.2023 Übersicht der Umsatzsteuer-Umrechnungskurse 2023 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310079/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310077/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310076/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310078/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202310075/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202350049/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202350050/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202350048/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202350051/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2023-04-04-bfh-urteil-umsatzsteuersatz-auf-die-lieferungen-von-holzhackschnitzeln.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2023-04-04-bfh-urteil-umsatzsteuersatz-auf-die-lieferungen-von-holzhackschnitzeln.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2023-04-04-bfh-urteil-umsatzsteuersatz-auf-die-lieferungen-von-holzhackschnitzeln.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Umrechnungskurse/2023-04-03-umsatzsteuer-umrechnungskurse-2023.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Umrechnungskurse/2023-04-03-umsatzsteuer-umrechnungskurse-2023.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Umrechnungskurse/2023-04-03-umsatzsteuer-umrechnungskurse-2023.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Eckpunkte für ein Zukunftsfinanzierungsgesetz 


 


Maßnahmen zur verbesserten Finanzierung von Zukunftsinvestitionen und zur 


Erleichterung des Kapitalmarktzugangs für Unternehmen, insbesondere Start-


ups, Wachstumsunternehmen und KMU 


 


Unser Land benötigt Investitionen in nahezu beispiellosem Umfang. Nur so können 


wir unseren Wohlstand unter den dramatisch veränderten Bedingungen des 


russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine und seinen Folgen sichern und 


gleichzeitig Gesellschaft und Wirtschaft zügig auf Digitalisierung und Klimaschutz 


einstellen. Dafür stellen wir im Bundeshaushalt mehr Mittel bereit als jemals zuvor. 


Da allerdings neun von zehn in Deutschland investierten Euro aus dem Privatsektor 


stammen, müssen wir auch in dieser Hinsicht zügig zu Verbesserungen kommen. 


Wir haben uns daher vorgenommen, die Leistungsfähigkeit des deutschen 


Kapitalmarkts zu stärken und die Attraktivität des deutschen Finanzstandorts als 


bedeutenden Teil eines starken Finanzplatzes Europa zu erhöhen. Insbesondere 


Start-ups, Wachstumsunternehmen sowie kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) 


wollen wir den Zugang zum Kapitalmarkt und die Aufnahme von Eigenkapital 


erleichtern. So können wir unser Ziel umsetzen, Deutschland zum führenden 


Standort für Start-ups und Wachstumsunternehmen zu machen. 


Wir, das Bundesministerium der Finanzen und das Bundesministerium der Justiz, 


planen daher, zeitnah ein Zukunftsfinanzierungsgesetz auf den Weg zu bringen.  


Durch Digitalisierung, Entbürokratisierung und Internationalisierung machen wir den 


deutschen Finanzmarkt und den Standort Deutschland attraktiver sowohl für 


nationale als auch für internationale Unternehmen und Investoren. Dabei verfolgen 


wir einen umfassenden Ansatz: Neben finanzmarktrechtlichen Anpassungen und der 


Fortentwicklung des Gesellschaftsrechts wollen wir auch die steuerrechtlichen 


Rahmenbedingungen verbessern. So werden wir die Attraktivität von Aktien und 


börsennotierten Wertpapieren als Kapitalanlage erhöhen. Damit stärken wir nicht nur 


die Nachfrageseite (Attraktivität der Aktien als Kapitalanlage), sondern auch die 


Angebotsseite (Erhöhung der Anzahl börsennotierter Unternehmen in Deutschland). 


Das Zukunftsfinanzierungsgesetz soll noch in der ersten Hälfte der Legislaturperiode 


in Kraft treten.  


An folgenden Punkten wollen wir insbesondere ansetzen: 
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Wir wollen den Zugang zum Kapitalmarkt für Unternehmen, insbesondere auch 


für Start-ups, Wachstumsunternehmen und KMU, erleichtern.  


• Erleichterungen bei den Börsenzulassungsanforderungen und bei den 


Zulassungsfolgepflichten sind ein wichtiger Ansatzpunkt für die Erhöhung der 


Attraktivität des Kapitalmarkts. Hier halten wir einen differenzierenden Ansatz 


für zielführend, der bei Erleichterungen Wachstumsunternehmen und KMU 


besonders in den Blick nimmt. Dies ergänzt die begrüßenswerte Initiative der 


Europäischen Kommission, im Listing Act Review das bestehende Regelwerk 


für den Kapitalmarktzugang und die Zulassungsfolgepflichten umfassend zu 


überarbeiten.  


• Darüber hinaus prüfen wir auf nationaler Ebene, wie die regulatorischen 


Anforderungen im Zusammenhang mit dem Kapitalmarktzugang bereits jetzt 


vereinfacht werden können. So wollen wir das Mindestkapital für einen 


Börsengang von derzeit 1,25 Millionen Euro auf 1 Million Euro senken.  


Wir wollen den Finanzstandort stärken und die rechtlichen 


Rahmenbedingungen für die Gestaltung von Finanzinstrumenten und 


Transaktionen gerade im Hinblick auf die Finanzierungsmöglichkeiten von 


Start-ups, Wachstumsunternehmen und KMU verbessern. Dabei werden wir 


Anlagen von institutionellen Investoren in diesem Bereich erleichtern.  


• Wir prüfen die Verbesserung der rechtlichen Rahmenbedingungen für 


moderne Transaktionsformen zur Erleichterung eines Börsengangs, wie etwa 


hiermit verbundene Regelungen zu auf Aktien bezogenen Optionsrechten 


(naked warrants) und der Verwendung von SPACs (Special Purpose 


Acquisition Companies - Akquisitionszweckgesellschaften).  


• Um den Abschluss und die Durchführung von standardisierten Verträgen von 


Unternehmern untereinander über Finanzprodukte zu erleichtern und 


sicherzustellen, dass alle aufsichtsrechtlichen Anforderungen bei solchen 


Geschäften problemlos eingehalten werden können, soll die Bundesanstalt für 


Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) künftig Muster für Standardverträge im 


Finanzdienstleistungsbereich zwischen professionellen Vertragsparteien, 


insbesondere Musterrahmenverträge für den Handel mit Finanzinstrumenten, 


anerkennen können, wenn diese ausgewogen und weit verbreitet sind. 


Verträge zwischen professionellen Kunden im Sinne des 


Wertpapierhandelsgesetzes, die unter Verwendung dieser anerkannten 


Vertragsmuster geschlossen werden, sollen dann nicht mehr der AGB-


rechtlichen Inhaltskontrolle anhand der §§ 307 ff. Bürgerliches Gesetzbuch 


unterliegen, soweit sie den anerkannten Rahmenverträgen entsprechen.  


Wir treiben die Digitalisierung am Kapitalmarkt voran. Wir wollen es 


Unternehmen ermöglichen, Aktien auf Grundlage der Blockchain-Technologie 


zu emittieren. Wir wollen gemeinsam prüfen, wie wir die Übertragbarkeit von 


Kryptowerten national und in Europa weiter verbessern können. Unser 
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Augenmerk gilt hier auch dem Abbau von Schriftformerfordernissen zur 


Vermeidung von Medienbrüchen. 


• Modernisierung des Kapitalmarkts heißt auch Digitalisierung des 


Kapitalmarkts. Durch die Digitalisierung des Aktienhandels können wir dabei 


einen weiteren wichtigen Schritt zur Steigerung der Attraktivität des 


Kapitalmarkts gehen. Wir werden daher die Möglichkeit zur Emission 


elektronischer Wertpapiere auch auf Aktien ausweiten. Das Vorhaben, hierfür 


das Gesetz über elektronische Wertpapiere (eWpG) für Aktien zu öffnen, 


wollen wir daher im Zusammenhang mit dem Zukunftsfinanzierungsgesetz 


verwirklicht sehen. 


• Die Übertragbarkeit von Kryptowerten ist im deutschen Recht eingeschränkt 


gewährleistet. Bisher umfasst v.a. das Gesetz über elektronische Wertpapiere 


einen rechtlichen Rahmen für die Übertragung ausgewählter Kryptowerte.  


• Wir prüfen, inwieweit der gesetzliche Rahmen auch für den Erwerb von 


anderen Kryptowerten weiter verbessert und deren rechtssichere Übertragung 


noch besser abgesichert werden kann.  


• Ferner wollen wir eine Spezialregelung zur Erleichterung der Übertragbarkeit 


von nach der EU-Verbriefungsverordnung verbrieften Geldforderungen aus 


beiderseitigen Handelsgeschäften prüfen. 


Wir verbessern die Möglichkeiten der Eigenkapitalgewinnung durch die 


Erleichterung von Kapitalerhöhungen und die Einführung von dual class 


shares. 


• Die Möglichkeit, über den Kapitalmarkt Eigenkapital beschaffen zu können, ist 


Kernfunktion und wichtiger Anreiz für den Gang von Unternehmen an die 


Börse. 


• Hierbei wollen wir insbesondere Wachstumsunternehmen und Start-ups eine 


flexiblere Gestaltung ermöglichen, indem wir Mehrstimmrechtsaktien (dual 


class shares) zulassen und dabei zugleich den Schutz der Investoren 


gewährleisten. So beseitigen wir für die Gründerinnen und Gründer ein 


mögliches Hindernis für den Börsengang und stärken zugleich Investitions- 


und Innovationsmöglichkeiten.  


• Vor diesem Hintergrund wollen wir Kapitalerhöhungen erleichtern, indem wir 


Gestaltungsspielräume erweitern und die Rechtssicherheit bei deren 


Durchführung weiter erhöhen. 


• Dabei haben wir insbesondere die Vorgaben zum Ausgabebetrag bei 


Kapitalerhöhungen sowie Erleichterungen zum Bezugsrechtsausschluss und 


beim Bedingten Kapital in bestimmten Konstellationen im Blick. 
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Ein moderner Kapitalmarkt braucht eine auch technisch zeitgemäße Aufsicht. 


Daher bauen wir Digitalisierungshemmnisse ab und verbessern weiter die 


Rahmenbedingungen für eine englischsprachige Kommunikation mit der 


BaFin.  


• Digitalisierung ist ein wichtiger Beitrag zur Entbürokratisierung und 


Modernisierung, die der Aufsicht hilft, schneller, effizienter, 


adressatengerechter und zeitgerechter zu werden.  


• Wir werden Digitalisierungshemmnisse in den Aufsichtsgesetzen weiter 


abbauen. Dies umfasst beispielsweise die weitere Streichung von 


Schriftformerfordernissen. Die Kommunikation mit der Aufsicht soll deutlich 


stärker auf digitale Wege umgestellt werden.  


• Zudem werden wir bei der BaFin eine Vergleichs-Website für Kontoentgelte 


einrichten, durch welche Transparenz und Wettbewerb auch in diesem 


Bereich gestärkt werden. 


• Um den Standort Deutschland auch für internationale Investoren und 


Unternehmen attraktiver zu machen, wollen wir die Rahmenbedingungen zur 


englischsprachigen Kommunikation mit der BaFin verbessern. 


Wir machen die Aktien- und Vermögensanlage steuerlich attraktiver, 


insbesondere durch die Förderung von Aktiensparen. 


• Wir wollen, dass mehr Bürgerinnen und Bürger in Aktien investieren, da 


langfristige Aktienanlagen den Vermögensaufbau stärken und vor Inflation 


schützen können. Eine höhere Aktienanlage nützt auch unseren 


Unternehmen, denn sie können sich leichter Eigenkapital beschaffen. Dies 


sorgt wiederum für höhere Investitionen und schafft Sicherheitspuffer für 


Krisenzeiten.  


• Um stärkere Anreize für die Aktienanlage zu erzeugen, wollen wir einen 


Freibetrag für im Privatvermögen erzielte Gewinne aus der Veräußerung von 


Aktien und von Aktienfondsanteilen einführen.  


• Darüber hinaus wollen wir die Rahmenbedingungen für die Aktienanlage 


verbessern, indem wir den gesonderten Verlustverrechnungskreis für 


Aktienveräußerungsverluste abschaffen. 


• Damit wir auch eine wesentliche Vereinfachung im Abgeltungssteuerverfahren 


erreichen, wollen wir gleichzeitig die gesonderten Verlustverrechnungskreise 


für Verluste aus Termingeschäften und aus Forderungsausfällen im 


Privatvermögen aufheben. 


• Um den Fondsstandort Deutschland auch steuerlich zu stärken, werden wir 


die Umsatzsteuerbefreiung für Wagniskapitalfonds im Rahmen des 


unionsrechtlich Zulässigen ausweiten. 
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Wir wollen die steuerlichen Rahmenbedingungen für die 


Mitarbeiterkapitalbeteiligung verbessern.  


• Wir wollen die Mitarbeiterkapitalbeteiligungen ausbauen, damit die 


Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer stärker am Erfolg ihres Unternehmens 


teilhaben. Gleichzeitig können die Unternehmen besser die gewünschten 


Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gewinnen und an sich binden.  


• Dafür wollen wir den Freibetrag für Mitarbeiterkapitalbeteiligungen (§ 3 


Nummer 39 Einkommensteuergesetz - EStG) von derzeit 1.440 EUR auf 


5.000 EUR erhöhen und Begleitregelungen zur Gewährleistung der 


zweckgerechten Wirkung dieser Vorschriften einführen. 


• Außerdem wollen wir die Vorschriften zur aufgeschobenen Besteuerung der 


geldwerten Vorteile aus Vermögensbeteiligung von Arbeitnehmerinnen und 


Arbeitnehmern in § 19a EStG ausweiten und damit insbesondere die 


Gewährung von Unternehmensanteilen als Vergütungsbestandteil für die 


Unternehmen und deren Beschäftigte attraktiver machen. 


• Schließlich möchten wir die Arbeitnehmer-Sparzulage bei der Anlage 


vermögenswirksamer Leistungen in Vermögensbeteiligungen erhöhen und 


den Kreis der für diese Zulage Berechtigten erweitern. Wir schaffen damit für 


alle Arbeitnehmer attraktive Bedingungen für einen Vermögensaufbau. 


Dadurch werden auch Arbeitnehmergruppen erreicht, deren Arbeitgeber 


üblicherweise keine Mitarbeiterkapitalbeteiligungen anbieten. 


Wir wollen das INVEST-Programm auch über das Jahr 2022 hinaus beibehalten. 


• Das Förderprogramm INVEST-Zuschuss, das Start-ups und private Investoren 


zusammenbringt, ist in den letzten Jahren sehr erfolgreich gewesen, läuft aber 


zum 31. Dezember 2022 aus.  


• Wir setzen uns daher für eine ungekürzte Neuauflage des INVEST-


Programms ein, um den Business-Angel-Markt in Deutschland nachhaltig zu 


beleben. Das Inkrafttreten einer neuen INVEST-Förderrichtlinie wird zum 1. 


Januar 2023 angestrebt. 


 








 


 


 


 


 


   


 


 


  
 


      


        


      


  


         


       


   


  


 


 


  


    


 


             


   


 


       


       


    


   


    


     


 


 


         


      


         


             


       


   


         


      


       


        


 


 


 


 


B e w e r t u n g s g e s e t z 


1 


2 


3 


4 


Gleich lautende Erlasse 


der obersten Finanzbehörden der Länder 


vom 20. März 2023 


Anwendung der Vorschriften für die Bewertung des Grundvermögens im Sechsten Abschnitt  


des Zweiten Teils des  Bewertungsgesetzes   


in der  Fassung des Jahressteuergesetzes  2022 vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2294)  


- AEBew  JStG 2022 - 


I Einleitung 


1Mit dem Jahressteuergesetz 2022 wurden die Vorschriften des Sechsten Abschnitts des Zweiten Teils 


des Bewertungsgesetzes, insbesondere zur Bewertung des Grundvermögens im Ertrags- und 


Sachwertverfahren sowie zur Bewertung der Sonderfälle, an die Verordnung über die Grundsätze für 


die Ermittlung der Verkehrswerte von Immobilien und der für die Wertermittlung erforderlichen Daten 


(Immobilienwertermittlungsverordnung – ImmoWertV) vom 14. Juli 2021, BGBl I, S. 2805, für 


Bewertungsstichtage nach dem 31. Dezember 2022 angepasst. 2Infolge der Änderungen in §§ 177, 181, 


183, 184, 185, 187, 188, 189, 190, 191, 193, 194, 195 BewG sowie in den Anlagen 21 bis 25 BewG 


ergehen nachstehende Regelungen: 


II  Allgemeines  


Zu § 177 BewG 


Bewertungsmaßstab (R B 177 ErbStR 2019) 


1Bei der Bewertung des Grundvermögens ist der gemeine Wert nach § 9 BewG zu Grunde zu legen. 
2Dieser entspricht inhaltlich dem Verkehrswert (Marktwert) nach § 194 BauGB. 


1Bei den Bewertungen nach den §§ 182 bis 196 BewG sind die von den Gutachterausschüssen im Sinne 


der §§ 192 ff. BauGB ermittelten sonstigen für die Wertermittlung erforderlichen Daten im Sinne des 


§ 193 Absatz 5 Satz 2 BauGB anzuwenden, wenn diese Daten unter Berücksichtigung des Grundsatzes 


der Modellkonformität (> Rz. 6) als geeignet anzusehen sind. 2Zu den sonstigen für die Wertermittlung 


erforderlichen Daten gehören insbesondere Vergleichsfaktoren (§ 183 Absatz 2 BewG, § 20 


ImmoWertV), Liegenschaftszinssätze (§ 188 Absatz 1 und 2 Satz 1 BewG, § 21 Absatz 1 und 2 


ImmoWertV) und Sachwertfaktoren (§ 191 Satz 1 BewG, § 21 Absatz 1 und 3 ImmoWertV). 


1Hat der Gutachterausschuss die sonstigen für die Wertermittlung erforderlichen Daten im Sinne des 


§ 193 Absatz 5 Satz 2 BauGB gemäß § 12 Absatz 1 Satz 3 ImmoWertV auf einen Stichtag bezogen, ist 


für deren Anwendung der letzte Stichtag vor dem Bewertungsstichtag maßgeblich, sofern dieser nicht 


mehr als drei Jahre vor dem Bewertungsstichtag liegt. 2Liegt der Bezugsstichtag mehr als drei Jahre 


zurück oder ist kein Bezugsstichtag bestimmt, sind die sonstigen für die Wertermittlung erforderlichen 


Daten anzuwenden, die von den Gutachterausschüssen für den letzten Auswertungszeitraum abgeleitet 


werden, der vor dem Kalenderjahr endet, in dem der Bewertungsstichtag liegt. 3Diese Daten sind für 


längstens drei Jahre ab dem Ende des Kalenderjahres maßgeblich, in dem der vom Gutachterausschuss 


zugrunde gelegte Auswertungszeitraum endet. 4Bei einem Zeitraum von mehr als drei Jahren zwischen 


Bezugsstichtag oder Auswertungszeitraum und Bewertungsstichtag kann die Geeignetheit der Daten 



https://dejure.org/gesetze/BewG/182.html

https://dejure.org/gesetze/BewG/196.html

https://dejure.org/gesetze/BauGB/192.html

https://dejure.org/gesetze/BauGB/193.html

https://dejure.org/gesetze/BauGB/193.html





         


  


 


 


 


 


     


       


       


        


   


 


 


 
 


         


    


   


          


  


 


 


           


      


      


     


        


      


  


     


       


         


         


           


 


 


5 


6 


nicht mehr unterstellt werden. 5Nur soweit sich die maßgeblichen Wertverhältnisse nicht wesentlich 


geändert haben, können die Daten auch über einen längeren Zeitraum als drei Jahre hinaus angewendet 


werden. 


Anwendung der Daten der Gutachterausschüsse 


Beispiel: 


Ein Gutachterausschuss hat mit dem Grundstücksmarktbericht 2023 Liegenschaftszinssätze 


veröffentlicht, die sich auf den 1. Januar 2023 beziehen. Der Gutachterausschuss hat hierfür Daten aus 


Kauffällen in den Jahren 2020 bis 2022 ausgewertet. Der Marktbericht wurde in einer Sitzung des 


Gutachterausschusses am 15. Februar 2023 beschlossen und am 1. April 2023 veröffentlicht. Der 


Bewertungsstichtag ist der 14. Januar 2023. 


Für den Bewertungsstichtag 14. Januar 2023 ist der vom Gutachterausschuss auf den 1. Januar 2023 


bezogene Liegenschaftszinssatz anzuwenden. Soweit nachfolgend keine weiteren Liegenschaftszinssätze 


vom Gutachterausschuss zur Verfügung stehen, können die auf den 1. Januar 2023 bezogenen 


Liegenschaftszinssätze für Bewertungsstichtage bis zum 1. Januar 2026 angewandt werden. Soweit sich 


die maßgeblichen Wertverhältnisse nicht wesentlich verändert haben, können diese 


Liegenschaftszinssätze auch noch über den 1. Januar 2026 hinaus angewendet werden. 


1Unter der Prämisse des Grundsatzes der Modellkonformität sind gemäß § 10 Absatz 1 Satz 1 


ImmoWertV bei Anwendung der von den Gutachterausschüssen ermittelten sonstigen für die 


Wertermittlung erforderlichen Daten grundsätzlich dieselben Modelle und Modellansätze zu 


verwenden, die der Ermittlung dieser Daten zugrunde lagen. 2Durch die enge Anlehnung der 


Vorschriften für die Grundbesitzbewertung im BewG an die ImmoWertV ist hinreichend sichergestellt, 


dass die von den Gutachterausschüssen auf der Grundlage der ImmoWertV, insbesondere den 


Modellansätzen nach Anlage 1 bis 4 ImmoWertV, abgeleiteten sonstigen für die Wertermittlung 


erforderlichen Daten, für die Bewertungen nach den §§ 182 bis 196 BewG geeignet sind. 3Eine 


Ableitung der sonstigen für die Wertermittlung erforderlichen Daten durch die Gutachterausschüsse auf 


der Grundlage der Vorschriften des Bewertungsgesetzes ist nicht erforderlich. 4Soweit die 


Gutachterausschüsse z. B. auf der Grundlage der Übergangsregelung in § 53 Absatz 2 ImmoWertV bis 


zum Ablauf des 31. Dezember 2024 bei der Ermittlung der sonstigen für die Wertermittlung 







   


        


   


 


    


    


    


       


  


 


 


  


 


   


 


    


 


 


  


   


 
  


       


          


    


    


  


   


       


       


       


  


        


      


     


    


      


    


     


    


  


       


      


    


  


    


   


  


     


 


      


          


       


 


 


erforderlichen Daten die Gesamtnutzungsdauer abweichend von § 12 Absatz 5 Satz 1 und Anlage 1 


ImmoWertV sowie die Restnutzungsdauer abweichend von § 12 Absatz 5 Satz 1 und Anlage 2 


ImmoWertV ermitteln, bestehen keine Bedenken, die Geeignetheit anzunehmen. 


7 1Soweit in den §§ 179 und 182 bis 196 BewG nichts anderes bestimmt ist, werden Besonderheiten, wie 


z. B. die den Wert beeinflussenden Belastungen privatrechtlicher und öffentlich-rechtlicher Art, nicht 


berücksichtigt (§ 177 Absatz 4 Satz 1 BewG). 2Als derartige Besonderheiten sind insbesondere die 


besonderen objektspezifischen Grundstücksmerkmale im Sinne des § 8 Absatz 3 ImmoWertV 


anzusehen. 


III  Bebaute Grundstücke  


Zu § 181 BewG 


Grundstücksarten (R B 181.1 ErbStR 2019) 


8 1Bei bebauten Grundstücken wird nach § 181 BewG zwischen folgenden Grundstücksarten 


unterschieden. 


Grundstücksart Voraussetzungen 


1. Ein- und Zweifamilienhäuser • Wohngrundstücke mit bis zu zwei Wohnungen; 


• Mitbenutzung für betriebliche oder öffentliche Zwecke zu 


weniger als 50 Prozent - berechnet nach der Wohn- oder 


Nutzfläche - ist unschädlich, soweit dadurch nicht die 


Eigenart als Ein- oder Zweifamilienhaus wesentlich 


beeinträchtigt wird; 


• kein Wohnungseigentum nach Nummer 3. 


2. Mietwohngrundstücke • Grundstücke, die zu mehr als 80 Prozent - berechnet nach der 


Wohn- oder Nutzfläche - Wohnzwecken dienen und nicht 


Ein- und Zweifamilienhäuser im Sinne der Nummer 1 oder 


Wohnungseigentum nach Nummer 3 sind. 


3. Wohnungs- und Teileigentum • Wohnungseigentum ist das Sondereigentum an einer 


Wohnung in Verbindung mit dem Miteigentumsanteil an 


dem gemeinschaftlichen Eigentum, zu dem es gehört 


(§ 1 Absatz 2 WEG). 


• Teileigentum ist das Sondereigentum an nicht zu 


Wohnzwecken dienenden Räumen eines Gebäudes in 


Verbindung mit dem Miteigentum an dem 


gemeinschaftlichen Eigentum, zu dem es gehört (§ 1 


Absatz 3 WEG). 


4. Geschäftsgrundstücke • Grundstücke, die zu mehr als 80 Prozent - berechnet nach der 


Wohn- oder Nutzfläche - eigenen oder fremden betrieblichen 


oder öffentlichen Zwecken dienen und nicht Teileigentum 


nach Nummer 3 sind. 


5. gemischt genutzte Grundstücke • Grundstücke, die teils Wohnzwecken, teils eigenen oder 


fremden betrieblichen oder öffentlichen Zwecken dienen 


und keine Grundstücke im Sinne der Nummer 1 bis 4 sind. 


6. sonstige bebaute Grundstücke • Grundstücke, die nicht unter die Nummer 1 bis 5 fallen. 


2Die Grundstücksart ist für die Zuordnung des Bewertungsverfahrens von entscheidender Bedeutung 


(§ 182 BewG, > R B 182 ErbStR 2019). 3Die Abgrenzung der Grundstücksarten ist nach dem Verhältnis 


der Wohn- und Nutzfläche vorzunehmen. 4Dabei sind Nutzflächen, die in einem 







    


          


          


          


     


 


 


          


      


 


 


          


        


       


        


  


           


   


         


       


  


     


 


 


  


 


   


 


  


 


        


      


        


      


  


 


       


    


     


    


     


     


      


      


    


    


       


     


     


     


  


 


 


 


 


 


9 


10 


11 


12 


Nutzungszusammenhang mit Wohnflächen stehen (z. B. Garagen, Kellerräume), nicht einzubeziehen. 
5Maßgeblich ist die Wohnfläche nach der Wohnflächenverordnung (WoFlV). 6Ist die Wohnfläche bis 


zum 31. Dezember 2003 nach der II. Berechnungsverordnung (II. BV) berechnet worden, bleibt es bei 


dieser Berechnung (> § 5 WoFlV), soweit nach dem 31. Dezember 2003 keine baulichen Änderungen 


an dem Wohnraum vorgenommen worden sind, die eine Neuberechnung erforderlich machen. 
7Abzustellen ist auf die tatsächliche Nutzung am Bewertungsstichtag. 


1Bei der Festlegung der Grundstücksart ist stets die gesamte wirtschaftliche Einheit zu betrachten. 2Dies 


gilt auch, wenn sich auf einem Grundstück mehrere Gebäude oder Gebäudeteile unterschiedlicher 


Bauart oder Nutzung befinden. 


1§ 181 Absatz 9 BewG definiert die Wohnung im bewertungsrechtlichen Sinn für Zwecke der Erbschaft-


und Schenkungsteuer sowie der Grunderwerbsteuer. 2Eine Wohnung ist danach in der Regel die 


Zusammenfassung mehrerer Räume, die in ihrer Gesamtheit so beschaffen sein müssen, dass die 


Führung eines selbständigen Haushalts möglich ist. 3Diese Räume müssen eine von anderen Wohnungen 


oder Räumen, insbesondere Wohnräumen, baulich getrennte, in sich abgeschlossene Wohneinheit 


bilden und einen selbständigen Zugang haben. 4Außerdem ist erforderlich, dass die für die Führung eines 


selbständigen Haushalts notwendigen Räume (Küche, Bad oder Dusche, Toilette) vorhanden sind. 5Die 


Wohnfläche soll mindestens 20 Quadratmeter aufweisen. 6Es ist im Einzelfall zu prüfen, ob bei einer 


geringeren Wohnfläche nach der Verkehrsanschauung noch von einer Wohnung im 


bewertungsrechtlichen Sinn ausgegangen werden kann (z. B. bei sogenannten Tiny-Häusern, d. h. 


Kleinst- oder Mikrohäusern, Wohnungen in einem Studentenwohnheim). 7Wohnungen des 


Hauspersonals sind auch Wohnungen im bewertungsrechtlichen Sinn. 


III.1 Bewertung im Vergleichswertverfahren 


Zu § 183 BewG 


Vergleichswertverfahren (R B 183 ErbStR 2019) 


1Bei der Anwendung des Vergleichswertverfahrens wird der Grundbesitzwert des zu bewertenden 


bebauten Grundstücks entweder aus Vergleichspreisen (> Rz. 12) für vergleichbare Grundstücke oder 


aus Vergleichsfaktoren (> Rz. 13) abgeleitet. 2Vergleichspreis- und Vergleichsfaktorverfahren stehen 


gesetzessystematisch gleichrangig nebeneinander; es besteht ein Auswahlermessen. 3Der 


Vergleichswert bebauter Grundstücke umfasst den Boden- und Gebäudewert. 


1Im Vergleichspreisverfahren wird der Vergleichswert aus einer ausreichenden Zahl von geeigneten 


Vergleichspreisen ermittelt. 2Für die Ableitung der Vergleichspreise sind Kaufpreise solcher 


Grundstücke heranzuziehen, die mit dem zu bewertenden Grundstück hinreichend übereinstimmende 


Grundstücksmerkmale aufweisen (Vergleichsgrundstücke, § 183 Absatz 1 BewG). 3Eine hinreichende 


Übereinstimmung der Grundstücksmerkmale der Vergleichsgrundstücke liegt vor, wenn sie 


insbesondere hinsichtlich ihrer Lage, Art und Maß der baulichen Nutzung, Größe, 


Erschließungszustand, Gebäudeart und Alter des Gebäudes mit dem zu bewertenden Grundstück 


weitgehend übereinstimmen bzw. die Abweichungen in sachgerechter Weise (> Rz. 14) berücksichtigt 


werden können. 4Vorrangig ist auf die von den Gutachterausschüssen mitgeteilten Vergleichspreise 


zurückzugreifen. 5Liegen mehrere Vergleichspreise vor, soll der Durchschnittswert angesetzt werden. 
6Sofern der Gutachterausschuss nur Durchschnittskaufpreise (Kaufpreismittel) aus einer Vielzahl von 


Kauffällen einer Grundstücksart ohne Berücksichtigung unterschiedlicher wertbeeinflussender 


Grundstücksmerkmale abgeleitet hat, sind diese als Vergleichspreise nicht geeignet. 7Soweit von den 


Gutachterausschüssen keine Vergleichspreise vorliegen, kann das zuständige Finanzamt geeignete 


Vergleichspreise aus anderen Kaufpreissammlungen als nach § 195 BauGB berücksichtigen. 



https://www.juris.de/r3/document/BJNR010350934BJNE031300123/format/xsl/part/S?oi=h6NTGnUeW6&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D





    


     


   


        


      


        


   


  


      


        


  


 


    


  


      


 


        


           


 


 


  


 


  


  


  


 


       


       


           


          


        


    


  


 


 


 


13 1Anstelle von Vergleichspreisen können zur Ermittlung des Vergleichswerts auch Vergleichsfaktoren 


herangezogen werden, die vom Gutachterausschuss für Grundstückswerte für geeignete 


Bezugseinheiten, z. B. die Wohnfläche (Gebäudefaktor) oder den erzielbaren jährlichen Ertrag 


(Ertragsfaktor), ermittelt und mitgeteilt werden (§ 183 Absatz 2 BewG). 2Anzuwenden sind die von den 


Gutachterausschüssen ermittelten Vergleichsfaktoren nach Maßgabe des § 177 Absatz 2 und 3 BewG. 
3Der Vergleichswert ergibt sich dann durch Vervielfachung der Bezugseinheit mit dem 


Vergleichsfaktor. 4Vergleichsfaktoren sind geeignet, wenn die Grundstücksmerkmale der ihnen 


zugrunde liegenden Grundstücke hinreichend mit denen des zu bewertenden Grundstücks 


übereinstimmen bzw. die Abweichungen in sachgerechter Weise (> Rz. 14) berücksichtigt werden 


können. 5Beziehen sich die Vergleichsfaktoren nur auf den Gebäudewert, ist der Bodenwert zusätzlich 


nach Maßgabe des § 179 BewG zu ermitteln. 


14 1Weichen die Grundstücksmerkmale der Vergleichsgrundstücke bzw. der den Vergleichsfaktoren 


zugrunde liegenden Grundstücke von den Grundstücksmerkmalen des zu bewertenden Grundstücks ab, 


so sind diese Abweichungen durch Zu- oder Abschläge nach Vorgabe des Gutachterausschusses für 


Grundstückswerte zu berücksichtigen. 2Besonderheiten, insbesondere die den Wert beeinflussenden 


Rechte und Belastungen privatrechtlicher und öffentlich-rechtlicher Art, werden in dem typisierenden 


Vergleichswertverfahren nach § 183 Absatz 1 und 2 BewG nicht berücksichtigt (§ 177 Absatz 4 Satz 1 


BewG). 


III.2 Bewertung im Ertragswertverfahren 


Zu § 184 BewG 


Allgemeine Grundsätze des Ertragswertverfahrens (R B 184 ErbStR 2019) 


15 1Im Ertragswertverfahren nach den §§ 184 bis 188 BewG wird der Grundbesitzwert (Ertragswert) aus 


der Summe von Bodenwert (Bodenertragswert) und Gebäudewert (Gebäudeertragswert) gebildet. 2Der 


Bodenwert ist wie bei einem unbebauten Grundstück nach Maßgabe des § 179 BewG zu ermitteln. 3Der 


Gebäudewert ist getrennt vom Bodenwert auf der Grundlage des Ertrags zu bestimmen. 4Als Ertragswert 


(Grundbesitzwert) ist mindestens der Bodenwert anzusetzen. 5Der Wert der baulichen Außenanlagen 


und sonstigen Anlagen ist mit dem ermittelten Ertragswert abgegolten (§ 184 Absatz 4 BewG). 







 


      


 


  


  


 


       


   


  
 


       


   


  
  


     


   


  


  


 


         


   


 


 
 


    


     


   


  
 


     


   


 


       
 


 


       


     


 


     


 


 


 


  


  


 


   


 


 


     


    


  


  


 


    


   


  


     


    


 


   


    


    


  


 


 


16 Überblick über das Verfahren - Schema (H B 184 ErbStH 2019) 


Rohertrag (Jahresmiete bzw. 


übliche Miete) 


(§ 185 Absatz 1, § 186 BewG) 


./. 


Bewirtschaftungskosten 


(§ 185 Absatz 1, § 187 BewG) 


= 


Reinertrag des Grundstücks 


(§ 185 Absatz 1 BewG) 


./. 


Bodenwertverzinsung / 


Bodenwert x Liegenschaftszinssatz 


(§ 179, § 185 Absatz 2, § 188 BewG) 


= 


Bodenrichtwert Gebäudereinertrag ( 0 Euro) 


(ggf. angepasster Bodenwert) (§ 185 Absatz 2 BewG) 


x x 


Vervielfältiger 
Grundstücksfläche 


(§ 185 Absatz 3 BewG) 


= = 


Bodenwert Gebäudeertragswert 


(§ 179, § 184 Absatz 2 BewG) (§ 185 Absatz 1 bis 3 BewG) 


▼ ▼ 


Ertragswert = Grundbesitzwert 


(§ 184 Absatz 3 BewG) 


17 Bewertung im Ertragswertverfahren 


Beispiel: 


Der Grundbesitzwert (Ertragswert) für ein mit einem in 1983 erbauten Mehrfamilienhaus bebautes 


Mietwohngrundstück ist zum 1.2.2023 (Bewertungsstichtag) zu ermitteln. Das Mehrfamilienhaus hat 


eine Wohnfläche von insgesamt 900 m², die sich auf 10 Wohnungen verteilt. Im Untergeschoss des 


Hauses befinden sich 10 Tiefgaragenstellplätze. Der jährliche Rohertrag beträgt 86.400 EUR. Das 


Grundstück hat eine Fläche von 1.000 m² und der Bodenrichtwert beträgt 400 EUR/m². Vom 


Gutachterausschuss steht kein geeigneter Liegenschaftszinssatz im Sinne des § 177 Absatz 2 und 3 


BewG zur Verfügung. 


Rohertrag 86 400 EUR 


abzüglich Bewirtschaftungskosten (aus Anlage 23 BewG) 


Verbraucherpreisindex Deutschland Oktober 2022 122,2 


Verbraucherpreisindex Deutschland Oktober 2001 81,6 


Verwaltungskosten: 


344 EUR (230 EUR x 122,2/81,6) x 10 Wohnungen ./. 3 440 EUR 


45 EUR (30 EUR x 122,2/81,6) x 10 Einstellplätze ./. 450 EUR 


Instandhaltungskosten: 


13,50 EUR (9 EUR x 122,2/81,6) x 900 m² Wohnfläche ./. 12 150 EUR 


102 EUR (68 EUR x 122,2/81,6) x 10 Einstellplätze ./. 1 020 EUR 


Mietausfallwagnis 


2 % von 86.400 EUR (jährlicher Rohertrag) ./. 1 728 EUR 


Bewirtschaftungskosten ./. 18 788 EUR 


Reinertrag des Grundstücks 67 612 EUR 


abzüglich Bodenwertverzinsung 







     


   


     


    


     


   


    


  


    


  


    


    


   


     


       


     


 


  


 


   


 


       


       


             


 


 


        


            


     


     


    


   


 
       


    


   


    


 
  


         


      


     


      


         


        


    


         


     


 


 


         


     


  


 


 


 


Bodenwertverzinsung: 3,5 % x 400.000 EUR ./. 14 000 EUR 


Liegenschaftszinssatz (§ 188 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 BewG) 3,5 % 


Bodenwert (1 000 m² x 400 EUR/m² Bodenrichtwert) 400 000 EUR 


Gebäudereinertrag 53 612 EUR 


Vervielfältiger (Anlage 21 BewG) x 21,36 


Liegenschaftszinssatz (§ 188 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 BewG) 3,5 % 


Restnutzungsdauer (§ 185 Absatz 3 Satz 3 BewG) 40 Jahre 


Bewertungsstichtag 2023 


Bezugsfertigkeit des Gebäudes 1983 


Alter des Gebäudes 40 Jahre 


Gesamtnutzungsdauer (aus Anlage 22 BewG) 80 Jahre 


Mindestrestnutzungsdauer nach § 185 Absatz 3 Satz 6 BewG 


ist überschritten (30 % von 80 Jahren = 24 Jahre) 


Gebäudeertragswert 1 145 152 EUR 


Bodenwert (1 000 m² x 400 EUR/m² Bodenrichtwert) + 400 000 EUR 


Ertragswert/Grundbesitzwert 1 545 152 EUR 


Zu § 185 BewG 


Restnutzungsdauer (R B 185.3 ErbStR 2019) 


18 1Die Restnutzungsdauer wird grundsätzlich aus dem Unterschied zwischen der typisierten 


Gesamtnutzungsdauer (> Rz. 19) und dem Alter des Gebäudes am Bewertungsstichtag ermittelt. 2Das 


Alter des Gebäudes ist durch Abzug des Jahres der Bezugsfertigkeit des Gebäudes (Baujahr) vom Jahr 


des Bewertungsstichtags zu bestimmen. 


19 1Die typisierte Gesamtnutzungsdauer eines Gebäudes ist der Anlage 22 BewG zu entnehmen. 2Sie 


richtet sich nach der Grundstücksart im Sinne des § 181 BewG und den in der Anlage 22 BewG 


ausgewiesenen Gebäudearten. 3Die Gesamtnutzungsdauer für nicht aufgeführte Gebäudearten ist aus 


der Gesamtnutzungsdauer vergleichbarer Gebäudearten abzuleiten. 4Wird ein Gebäude mit 


nichtselbständigen Gebäudeteilen unterschiedlich genutzt, ist die Wahl der maßgeblichen 


Gesamtnutzungsdauer entsprechend der Grundstücksart des § 181 BewG wie folgt vorzunehmen: 


1. 1Handelt es sich bei der zu bewertenden wirtschaftlichen Einheit um ein Mietwohngrundstück, ist 


die typisierte Gesamtnutzungsdauer für Mietwohngrundstücke in Höhe von 80 Jahren anzunehmen. 
2Dies gilt unabhängig davon, ob im Gebäude enthaltene Räume (z. B. Verkaufsräume oder Büros) 


für Zwecke genutzt werden, für die eine abweichende Gesamtnutzungsdauer anzunehmen wäre. 


2. 1Handelt es sich bei der zu bewertenden wirtschaftlichen Einheit um ein Geschäftsgrundstück, das 


aus einem Gebäude mit nicht selbständigen Gebäudeteilen verschiedener Bauart oder Nutzung (z. 


B. geschossweise unterschiedliche Bauart, Tiefgarage unter Bankgebäude) besteht, ist zur 


Ermittlung einer einheitlichen Restnutzungsdauer die typisierte Gesamtnutzungsdauer für 


Geschäftsgrundstücke laut Anlage 22 zum BewG anzunehmen, die dem durch die Hauptnutzung 


des Gebäudes bestimmten Gesamtgepräge des Gebäudes entspricht. 2Dies gilt unabhängig davon, 


ob im Gebäude enthaltene Räume (z. B. Wohnungen) für Zwecke genutzt werden, für die eine 


abweichende Gesamtnutzungsdauer anzunehmen wäre. 3Ist keine der Nutzungen des Gebäudes 


prägend, ist für dieses Gebäude bei der Ermittlung der Restnutzungsdauer von der 


durchschnittlichen Gesamtnutzungsdauer der jeweiligen Gebäudearten der Anlage 22 BewG 


auszugehen. 


3. Handelt es sich bei der zu bewertenden wirtschaftlichen Einheit um ein gemischt genutztes 


Grundstück, ist die typisierte Gesamtnutzungsdauer für gemischt genutzte Grundstücke in Höhe 


von 80 Jahren anzunehmen. 







         


  


 


      


    


  


 


       


   


    


       


    


          


        


    


 


 


 


 


  


   


  


  


  


  


  


  


  


 


  


  


 


  


 


 


5Zur Bestimmung der Gesamtnutzungsdauer bei einer wirtschaftlichen Einheit mit mehreren 


selbständigen Gebäuden bzw. Gebäudeteilen > Rz. 25. 


20 Sind nach Bezugsfertigkeit des Gebäudes Veränderungen eingetreten, die die Restnutzungsdauer des 


Gebäudes wesentlich verlängert haben, ist von der entsprechend verlängerten Restnutzungsdauer 


auszugehen (> Rz. 21). 


21 1Eine wesentliche Verlängerung der Restnutzungsdauer ist nur anzunehmen, wenn in den letzten zehn 


Jahren durchgreifende Modernisierungen vorgenommen wurden, die nach dem Punktesystem der 


nachfolgenden Tabelle 1 eine überwiegende oder umfassende Modernisierung ergeben. 2Hinsichtlich 


der durchgeführten Modernisierungsarbeiten ist auf die überwiegende Erneuerung bzw. Verbesserung 


der jeweiligen einzelnen Bauteile (Modernisierungselemente) abzustellen. 3Die Punkte der Tabelle 1 


sind für das jeweilige Bauteil folglich nur insgesamt oder gar nicht anzusetzen. 4Die verlängerte 


Restnutzungsdauer ergibt sich aus den nachfolgenden Tabellen 2 bis 7. 5Eine Interpolation ist nicht 


vorzunehmen. 6Die nachfolgenden Tabellen sind für Wohngebäude und analog für Nichtwohngebäude 


anzuwenden. 


Tabelle 1 


Modernisierungselemente Punkte 


Dacherneuerung inklusive Verbesserung der Wärmedämmung 4 


Modernisierung der Fenster und Außentüren 2 


Modernisierung der Leitungssysteme (Strom, Gas, Wasser, Abwasser) 2 


Modernisierung der Heizungsanlage 2 


Wärmedämmung der Außenwände 4 


Modernisierung von Bädern 2 


Modernisierung des Innenausbaus, z. B. Decken, Fußböden, Treppen 2 


Wesentliche Verbesserung der Grundrissgestaltung 2 


14 bis 16 Punkte: überwiegend modernisiert 


≥ 18 Punkte: umfassend modernisiert 







 


 


 


  


      


   


   


   


   


   


   


   


   


   


   


   


   


   


   


   


   


 


 


 


 


  


     


    


   


   


   


   


   


   


   


   


   


   


   


   


   


 


  


Tabelle 2 


Übliche Gesamtnutzungsdauer von 80 Jahren 


Modernisierungsgrad 


14 bis 16 Punkte ≥ 18 Punkte 


Gebäudealter (Jahre) neue Restnutzungsdauer (Jahre) 


≥ 10 70 71 


≥ 15 66 69 


≥ 20 63 68 


≥ 25 60 66 


≥ 30 58 64 


≥ 35 56 63 


≥ 40 53 62 


≥ 45 52 61 


≥ 50 50 60 


≥ 55 48 59 


≥ 60 47 58 


≥ 65 46 57 


≥ 70 45 57 


≥ 75 44 56 


≥ 80 44 56 


Tabelle 3 


Übliche Gesamtnutzungsdauer von 70 Jahren 


Modernisierungsgrad 


14 bis 16 Punkte ≥ 18 Punkte 


Gebäudealter (Jahre) neue Restnutzungsdauer (Jahre) 


≥ 10 60 62 


≥ 15 57 60 


≥ 20 54 58 


≥ 25 51 57 


≥ 30 49 55 


≥ 35 47 54 


≥ 40 45 53 


≥ 45 43 52 


≥ 50 42 51 


≥ 55 41 50 


≥ 60 40 50 


≥ 65 39 49 


≥ 70 38 49 







 


 


 


  


     


   


   


   


   


   


   


   


   


   


   


   


   


 


 


 


 


  


     


   


   


   


   


   


   


   


   


   


   


 


  


Tabelle 4 


Übliche Gesamtnutzungsdauer von 60 Jahren 


Modernisierungsgrad 


14 bis 16 Punkte ≥ 18 Punkte 


Gebäudealter (Jahre) neue Restnutzungsdauer (Jahre) 


≥ 10 50 52 


≥ 15 47 51 


≥ 20 45 49 


≥ 25 42 48 


≥ 30 40 46 


≥ 35 38 45 


≥ 40 37 44 


≥ 45 35 43 


≥ 50 34 43 


≥ 55 33 42 


≥ 60 33 42 


Tabelle 5 


Übliche Gesamtnutzungsdauer von 50 Jahren 


Modernisierungsgrad 


14 bis 16 Punkte ≥ 18 Punkte 


Gebäudealter (Jahre) neue Restnutzungsdauer (Jahre) 


≥ 10 41 43 


≥ 15 38 41 


≥ 20 36 40 


≥ 25 33 39 


≥ 30 32 38 


≥ 35 30 37 


≥ 40 29 36 


≥ 45 28 35 


≥ 50 27 35 







 


 


 


  


     


   


   


   


   


   


   


   


   


   


 


 


 


 


  


     


   


   


   


   


   


   


   


 


          


      


     


   


         


    


 


           


            


       


       


  


 


  


 


 


Tabelle 6 


Übliche Gesamtnutzungsdauer von 40 Jahren 


Modernisierungsgrad 


14 bis 16 Punkte ≥ 18 Punkte 


Gebäudealter (Jahre) neue Restnutzungsdauer (Jahre) 


≥ 5 35 36 


≥ 10 32 34 


≥ 15 29 32 


≥ 20 27 31 


≥ 25 25 30 


≥ 30 23 29 


≥ 35 22 28 


≥ 40 22 28 


Tabelle 7 


Übliche Gesamtnutzungsdauer von 30 Jahren 


Modernisierungsgrad 


14 bis 16 Punkte ≥ 18 Punkte 


Gebäudealter (Jahre) neue Restnutzungsdauer (Jahre) 


≥ 5 25 26 


≥ 10 22 25 


≥ 15 20 23 


≥ 20 18 22 


≥ 25 17 21 


≥ 30 16 21 


22 1Die Restnutzungsdauer eines noch nutzbaren Gebäudes beträgt nach § 185 Absatz 3 Satz 6 BewG 


vorbehaltlich einer bestehenden Abbruchverpflichtung mindestens 30 % der Gesamtnutzungsdauer. 
2Die Regelung unterstellt einen durchschnittlichen Erhaltungszustand und macht insbesondere bei 


älteren Gebäuden in vielen Fällen die Prüfung entbehrlich, ob die restliche Lebensdauer infolge 


baulicher Maßnahmen verlängert wurde. 3Bei bestehender Abbruchverpflichtung für das Gebäude kann 


die Mindest-Restnutzungsdauer jedoch unterschritten werden (> Rz. 23). 


23 1Eine Verkürzung der Restnutzungsdauer kommt nur bei bestehender Abbruchverpflichtung für das 


Gebäude in Betracht (§ 185 Absatz 3 Satz 7 BewG). 2In diesen Fällen ist die Restnutzungsdauer auf den 


Unterschiedsbetrag zwischen der tatsächlichen Gesamtnutzungsdauer und dem Alter des Gebäudes am 


Bewertungsstichtag begrenzt. 3Baumängel und Bauschäden oder wirtschaftliche Gegebenheiten können 


im typisierenden Bewertungsverfahren zu keiner Verkürzung der Restnutzungsdauer führen. 







    


 


        


    


      


 


 


      


     


 


 


       


        


 


      


 


 


       


    


 


 


    


     


        


   


 


      


 


  


           


 


 


         


       


     


   


 


  


 


     


       


  


 


   


 


  


 


 


 


 


 


 


 


24 


25 


26 


27 


28 


29 


30 


Grundstück mit mehreren Gebäuden bzw. Gebäudeteilen (R B 185.4 ErbStR 2019) 


Besteht eine wirtschaftliche Einheit aus mehreren Gebäuden oder Gebäudeteilen mit einer gewissen 


baulichen Selbständigkeit, die eine verschiedene Bauart aufweisen, unterschiedlich genutzt werden oder 


die in verschiedenen Jahren bezugsfertig geworden sind, können sich unterschiedliche 


Restnutzungsdauern ergeben. 


Die typisierte Gesamtnutzungsdauer bestimmt sich bei einer wirtschaftlichen Einheit aus mehreren 


selbständigen Gebäuden bzw. Gebäudeteilen unter Berücksichtigung der Grundstücksarten nach § 181 


BewG wie folgt: 


1. 1Bei Mietwohngrundstücken gilt für alle Gebäude bzw. Gebäudeteile - unabhängig von ihrer 


Nutzung - eine Gesamtnutzungsdauer von 80 Jahren. 2Dies gilt auch für Garagen und 


Nebengebäude. 3Liegen keine anderweitigen Erkenntnisse vor, bestehen keine Bedenken, bei 


Garagen und Nebengebäuden die Bezugsfertigkeit im Zeitpunkt der Bezugsfertigkeit des 


Hauptgebäudes zu unterstellen. 


2. Bei Geschäftsgrundstücken und gemischt genutzten Grundstücken mit mehreren selbständigen 


Gebäuden bzw. Gebäudeteilen können sich - je nach Nutzung - unterschiedliche 


Gesamtnutzungsdauern ergeben. 


Ergeben sich bei einer wirtschaftlichen Einheit aus mehreren selbständigen Gebäuden bzw. 


Gebäudeteilen unterschiedliche Restnutzungsdauern ist eine gewogene Restnutzungsdauer unter 


Berücksichtigung der jeweiligen Roherträge zu ermitteln (Formel zur Ermittlung der gewogenen 


Restnutzungsdauer > H B 185.4 ErbStH 2019). 


Können die Roherträge nur mit einem unverhältnismäßig hohen Aufwand den einzelnen selbständigen 


Gebäuden bzw. Gebäudeteilen zugeordnet werden (z. B. bei Vermietung sämtlicher Gebäude zu einem 


Gesamtentgelt), bestehen keine Bedenken, von einer nach Wohn- bzw. Nutzflächen gewichteten 


Restnutzungsdauer auszugehen (Formel zur Ermittlung der gewichteten Restnutzungsdauer > H B 185.4 


ErbStH 2019). 


1Anbauten teilen im Allgemeinen auf Grund ihrer Bauart oder Nutzung das Schicksal des 


Hauptgebäudes. 2Ist dagegen anzunehmen, dass ein Erweiterungsbau nach Größe, Bauart oder Nutzung 


eine andere Restnutzungsdauer als das Hauptgebäude haben wird, gelten die Rz. 24 bis 27 entsprechend. 
3Für Aufstockungen ist im Allgemeinen das Baujahr der unteren Geschosse zu Grunde zu legen. 4Es ist 


jedoch zu prüfen, ob durch die baulichen Maßnahmen die Restnutzungsdauer des Gebäudes wesentlich 


verlängert worden ist (> Rz. 21). 


1Bei einer wirtschaftlichen Einheit mit mehreren nichtselbständigen Gebäuden bzw. Gebäudeteilen ist 


von einer einheitlichen Restnutzungsdauer auszugehen. 2Zur Bestimmung der Gesamtnutzungsdauer 


gelten Rz. 19 Sätze 1 bis 4 entsprechend. 


Auf R B 182 Absatz 5 ErbStR 2019 wird verwiesen. 







  


 


 


 


   


    


      


   


      


 


 


     


    


      


   


 


     


     


        


       


        


     


    


 


 


     


 


 


           


    


   


 


 


 


  


 


 


 


   


  


  


  


  


 


 


 


 


   


  


  


 


 


 


 


 


Zu § 187 BewG 


Bewirtschaftungskosten (R B 187 ErbStR 2019) 


31 1Die im Rahmen des Ertragswertverfahrens anzusetzenden Bewirtschaftungskosten sind die bei 


gewöhnlicher Bewirtschaftung nachhaltig entstehenden Verwaltungskosten, Betriebskosten, 


Instandhaltungskosten und das Mietausfallwagnis; durch Umlagen oder sonstige Kostenübernahmen 


gedeckte Kosten bleiben unberücksichtigt. 2Zinsen für Hypothekendarlehen und Grundschulden oder 


sonstige Zahlungen für auf dem Grundstück lastende privatrechtliche Verpflichtungen bleiben ebenfalls 


außer Ansatz. 


32 1Die Bewirtschaftungskosten sind mit den nach Maßgabe des § 187 Absatz 3 BewG an den 


Bewertungsstichtag angepassten Einzelansätzen für Verwaltungs- und Instandhaltungskosten sowie das 


Mietausfallwagnis aus der Anlage 23 BewG zu berücksichtigen. 2Ein Ansatz in tatsächlicher Höhe oder 


nach Erfahrungssätzen kommt nicht in Betracht. 


33 1Die Verwaltungs- und Instandhaltungskosten für Wohnnutzung in der Anlage 23 BewG sind jährlich 


anhand des vom Statistischen Bundesamt festgestellten Verbraucherpreisindex für Deutschland 


anzupassen. 2Die Anpassung erfolgt gem. § 187 Absatz 3 Satz 2 BewG mit dem Prozentsatz, um den 


sich der Verbraucherpreisindex für den Monat Oktober 2001 gegenüber demjenigen für den Monat 


Oktober des Jahres, das dem Bewertungsstichtag vorausgeht, erhöht oder verringert hat. 3Die indizierten 


Bewirtschaftungskosten sind für alle Bewertungsstichtage des Kalenderjahres anzuwenden. 4Das 


Bundesministerium der Finanzen veröffentlicht den maßgebenden Verbraucherpreisindex im 


Bundessteuerblatt. 


34 Indizierung der Basiswerte für die Verwaltungs- und Instandhaltungskosten in der Anlage 23 BewG 


für Bewertungsstichtage in 2023 


Der Verbraucherpreisindex beträgt für den Monat Oktober 2022 (2015 = 100) 122,2 und für den Monat 


Oktober 2001 (2015 = 100) 81,6. Hieraus ergeben sich für die Bewertungsstichtage in 2023 folgende 


indizierte Verwaltungs- und Instandhaltungskosten: 


I. Bewirtschaftungskosten für Wohnnutzung 


1. Verwaltungskosten 


Basiswerte 


(Anlage 23 BewG) 


Werte nach Indizierung* 


für Bewertungsstichtage in 2023 


jährlich je Wohnung 230 EUR 344 EUR 


jährlich je Garage oder 


ähnlichen Einstellplatz 


30 EUR 45 EUR 


2. Instandhaltungskosten 


Basiswerte 


(Anlage 23 BewG) 


Werte nach Indizierung* 


für Bewertungsstichtage in 2023 


jährlich je 


Quadratmeter 


Wohnfläche 


9,00 EUR 13,50 EUR 


jährlich je Garage oder 


ähnlichen Einstellplatz 


68 EUR 102 EUR 







       


     


 


 


       


     


      


   


        


       


  


 


     


     


    


      


       


        


        


        


     


     


   


 


 


        


          


 


        


    


 


 


 


   


     


 


     


  


 


 


 


           


        


         


      


        


    


  


 


 


 


 


35 


36 


37 


38 


*Nach der Anlage 23 BewG sind die Werte für die Instandhaltungskosten pro Quadratmeter auf eine 


Nachkommastelle und bei den Instandhaltungskosten pro Garage oder ähnlichen Einstellplatz sowie bei 


Verwaltungskosten kaufmännisch auf volle Euro zu runden. 


1Die Verwaltungskosten für Wohnungen sowie für Garagen und ähnliche Einstellplätze, die der 


Wohnnutzung dienen, bestimmen sich jeweils nach deren Anzahl und den hierfür in der Anlage 23 


BewG für Wohnnutzung aufgeführten und auf den Bewertungsstichtag indizierten Einzelansätzen. 2Für 


Wohnräume, die den Wohnungsbegriff nicht erfüllen, und alle weiteren Räumlichkeiten, die zu anderen 


als Wohnzwecken genutzt werden, sind jeweils 3 % des jährlich auf diese Räume entfallenden 


Rohertrages als Verwaltungskosten zu berücksichtigen. 3Der entsprechende Rohertrag ist gesondert zu 


ermitteln. 


1Die Instandhaltungskosten bestimmen sich bei Wohnnutzung nach den hierfür in Anlage 23 BewG 


aufgeführten und auf den Bewertungsstichtag indizierten Einzelansätzen je Quadratmeter Wohnfläche 


und je Garage oder ähnlichen Einstellplatz. 2Bei Nichtwohnnutzung bestimmen sich die 


Instandhaltungskosten je Quadratmeter Nutzfläche grundsätzlich nach den für Wohnflächen geltenden 


und indizierten Basiswerten. 3Bei den Gebäudearten 13, 15 bis 16 und 18 der Anlage 24 Teil II. BewG 


ist nach Maßgabe der Anlage 23 BewG als Instandhaltungskosten je Quadratmeter Nutzfläche nur ein 


anteiliger Ansatz der für Wohnflächen geltenden und indizierten Basiswerte zu berücksichtigen. 4Für 


die mit der Nichtwohnnutzung im Nutzungszusammenhang stehenden Garagen und ähnlichen 


Einstellplätze sind entsprechend die für die Wohnnutzung indizierten Einzelansätze je Garage oder 


ähnlichen Einstellplatz anzusetzen. 5Bei Gebäuden mit unterschiedlicher Nutzung sind die 


Instandhaltungskosten für jede Nutzung gesondert zu ermitteln. 


Beispiel: 


Ein im Ertragswertverfahren zu bewertendes Gebäude verfügt im Erdgeschoss über einen 


Verbrauchermarkt (Gebäudeart 13.1 aus Anlage 24 BewG) und im 1. Obergeschoss über Büros 


(Gebäudeart 6.1 aus Anlage 24 BewG). 


Für die Nutzfläche des Verbrauchermarktes sind 50 % und für die Nutzfläche der Büros 100 % der 


indizierten Instandhaltungskosten je Quadratmeter Wohnfläche bei Wohnnutzung aus der Anlage 23 


BewG zu berücksichtigen. 


1Als Mietausfallwagnis sind für Wohnungen, Wohnräume und die dazugehörenden Garagen und 


ähnlichen Einstellplätze (Wohnnutzung) insgesamt 2 % des hierauf entfallenden jährlichen Rohertrags 


anzusetzen. Für alle Räumlichkeiten, die zu anderen als Wohnzwecken genutzt werden, sind insgesamt 


4 % des hierauf entfallenden jährlichen Rohertrages zu berücksichtigen. 2Die entsprechenden anteiligen 


Roherträge sind gesondert zu ermitteln. 


Ermittlung der Bewirtschaftungskosten 


Beispiel: 


Für ein Mietwohngrundstück mit einer Wohnfläche von insgesamt 800 m², verteilt auf 10 Wohnungen, 


und einer Gewerbeeinheit mit einer Nutzfläche von 100 m² sind die Bewirtschaftungskosten auf den 


1. Februar 2023 zu ermitteln. Im Untergeschoss des Mehrfamilienhauses befinden sich insgesamt 11 


Tiefgaragenstellplätze, die jeweils einer Wohnung und der Gewerbeeinheit zuzuordnen sind. Von dem 


gesamten jährlichen Rohertrag in Höhe von 75.600 EUR entfallen auf die nicht zu Wohnzwecken 


genutzte Gewerbeeinheit einschließlich des dazugehörenden Tiefgaragenstellplatzes 8.400 EUR. 







 


 


  


     


  


   


 


 


  


 


  


    


  


  


 


  


  


  


  


 


 


 


 


   


 


 


    


 


  


 


   


 


  


         


      


    


  


 


           


            


         


     


  


     


 


         


  


 


  


 


 


 


Bewirtschaftungskosten 


1. Verwaltungskosten 


10 Wohnungen x 344 EUR 


10 Tiefgaragenstellplätze x 45 EUR 


3 % von 8.400 EUR (anteiliger Rohertrag für die Gewerbeeinheit inkl. 


Tiefgaragenstellplatz) 


3 440 EUR 


450 EUR 


252 EUR 


2. Instandhaltungskosten 


800 m² Wohnfläche x 13,50 EUR 


100 m² Nutzfläche x 13,50 EUR 


11 Tiefgaragenstellplätze x 102 EUR 


10 800 EUR 


1 350 EUR 


1 122 EUR 


3. Mietausfallwagnis 


2 % vom anteiligen jährlichen Rohertrag 


für Wohnnutzung (67.200 EUR) 


4 % vom anteiligen jährlichen Rohertrag 


für Nicht-Wohnnutzung (8.400 EUR) 


1 344 EUR 


336 EUR 


Gesamt 19 094 EUR 


Zu § 188 BewG 


Liegenschaftszinssatz (R B 188 ErbStR 2019) 


39 1Liegenschaftszinssätze sind die Kapitalisierungszinssätze, mit denen Verkehrswerte von Grundstücken 


je nach Grundstücksart im Durchschnitt marktüblich verzinst werden (> § 188 Absatz 1 BewG, § 21 


Absatz 2 Satz 1 ImmoWertV). 2Mit den Liegenschaftszinssätzen werden die allgemein vom 


Grundstücksmarkt erwarteten künftigen Entwicklungen, insbesondere der Ertrags- und 


Wertverhältnisse sowie der üblichen steuerlichen Rahmenbedingungen, berücksichtigt. 


40 1Der angemessene und nutzungstypische Liegenschaftszinssatz ist nach der Grundstücksart (§ 181 


BewG, > R B 181.1 ErbStR 2019) und der Lage auf dem Grundstücksmarkt zu bestimmen. 2Dabei ist 


vorrangig auf den für diese Grundstücksart vom Gutachterausschuss für Grundstückswerte ermittelten 


und veröffentlichten Liegenschaftszinssatz zurückzugreifen. 3Werden durch den Gutachterausschuss 


keine geeigneten Liegenschaftszinssätze (> Rz. 41) ermittelt, so sind die typisierten 


Liegenschaftszinssätze des § 188 Absatz 2 Satz 2 BewG anzuwenden. 


41 1Liegenschaftszinssätze sind nach Maßgabe des § 177 Absatz 2 und 3 BewG als geeignet anzusehen 


(> Rz. 3 bis 6). 







  


 


  


 


 


 


           


       


           


      


          


  


          


    


       


   


 


      


   


 


 


  


 


         


    


   


  
 


           


   


  
 


            


   


  


 


 


       


   


 


 
 


 


            


   


  
 


            


   


 


       
 


 


   


     


 


     


 


 


       


 


 


     


 


 


 


III.3 Bewertung im Sachwertverfahren 


Zu § 189 BewG 


Allgemeine Grundsätze des Sachwertverfahrens (R B 189 ErbStR 2019) 


42 1Bei Anwendung des Sachwertverfahrens (§§ 189 bis 191 BewG) ist der Gebäudesachwert getrennt vom 


Bodenwert auf der Grundlage von durchschnittlichen Herstellungskosten zu bemessen. 2Der Bodenwert 


ist wie bei einem unbebauten Grundstück nach Maßgabe des § 179 BewG zu ermitteln. 3Die Summe aus 


Gebäudesachwert und Bodenwert ergibt den vorläufigen Sachwert, der zur Anpassung an den gemeinen 


Wert mit einer Wertzahl nach § 191 BewG zu multiplizieren ist. 4Der Wert der sonstigen baulichen 


Anlagen, insbesondere der Außenanlagen, und sonstigen Anlagen, wie z. B. gärtnerische 


Anpflanzungen, ist grundsätzlich mit dem Gebäude- und dem Bodenwert abgegolten (§ 189 Absatz 4 


Satz 1 BewG). 5Nur in Ausnahmefällen mit besonders werthaltigen baulichen Außenanlagen, wie z. B. 


ein größerer Swimmingpool, und sonstigen Anlagen werden hierfür gemäß § 189 Absatz 4 Satz 2 BewG 


gesonderte Wertansätze nach durchschnittlichen Herstellungskosten berücksichtigt (> Rz. 61). 


43 Überblick über das Verfahren (Regelfall: ohne besonders werthaltige bauliche Außenanlagen und 


sonstige Anlagen) (H B 189 ErbStH 2019) 


Regelherstellungskosten 


(§ 190 Absatz 1 und 2 i. V. m. 


Anlage 24 II., III. BewG) 


x 


Brutto-Grundfläche 


(§ 190 Absatz 3 Satz 2, Anlage 24 I. BewG) 


x 


Baupreisindex 


(§ 190 Absatz 3 Satz 2 i. V. m. Absatz 4 BewG) 


= 


durchschnittliche Herstellungskosten 


des Gebäudes 


(§ 190 Absatz 3 Satz 2 BewG) 


x 


Bodenrichtwert Regionalfaktor 


(ggf. angepasster Bodenwert) (§ 190 Absatz 3 Satz 1 i. V. m. Absatz 5 BewG) 


x x 


Alterswertminderungsfaktor 
Grundstücksfläche 


(§ 190 Absatz 3 Satz 1 i. V. m. Absatz 6 BewG) 


= = 


Bodenwert Gebäudesachwert 


(§ 179, § 189 Absatz 2 BewG) (§ 190 BewG) 


▼ ▼ 


Vorläufiger Sachwert 


(§ 189 Absatz 3 BewG) 


x 


Wertzahl 


(§ 189 Absatz 3, § 191 BewG) 


= 


Sachwert = Grundbesitzwert 


(§ 189 Absatz 3 BewG) 







 


 


     


      


      


       


    


      


       


      


 


   


 


 


     


 


 


  


    


   


   


  


        


   


  


      


      


        


   


  


    


   


 


    


   


 


     


 


  


    


  


   


   


        


   


  


     


      


     


    


  


   


  


  


   


  


 44 Bewertung im Sachwertverfahren 


Beispiel: 


Ein mit einem freistehenden Einfamilienhaus (Baujahr 2009, Keller- und Erdgeschoss, Dachgeschoss 


ausgebaut, Gebäudestandard – alle Bauteile Standardstufe 3) bebautes Grundstück ist zum 1.2.2023 


(Bewertungsstichtag) zu bewerten. Die Brutto-Grundfläche des Gebäudes beträgt 220 m². An das Haus 


grenzt eine nicht überdachte Terrasse (Baujahr 2011, Bruchsteinplatten mit Unterbeton) mit einer 


Fläche von 30 m² an. Auf dem Grundstück befinden sich außerdem eine freistehende Garage in 


Massivbauweise mit einer Brutto-Grundfläche von 23 m² (Baujahr 2011) und ein Außen-


Schwimmbecken (Baujahr 2011, normale Ausführung) mit einer Fläche von 52 m². Das Grundstück hat 


eine Fläche von 700 m² und der Bodenrichtwert beträgt 200 EUR/m². Vom Gutachterausschuss stehen 


keine Vergleichspreise, Vergleichsfaktoren, Regionalfaktoren und örtlichen Sachwertfaktoren für das 


Grundstück zur Verfügung. 


Bodenwert 


Grundstücksfläche x Bodenrichtwert (700 m² x 200 EUR/m²) 140 000 EUR 


Gebäudesachwert 


1. freistehendes Einfamilienhaus 


Regelherstellungskosten (aus Anlage 24 BewG) 835 EUR/m² 


Gebäudeart 1.01 


Standardstufe (alle Bauteile) 3 


Brutto-Grundfläche x 220 m² 


Baupreisindex (§ 190 Absatz 3 Satz 2 i. V. m. Absatz 4 BewG) x 164,0/100 


Gebäudeart 1.01 


Bewertungsstichtag 2023 


durchschnittliche Herstellungskosten 301 268 EUR 


Regionalfaktor (§ 190 Absatz 3 Satz 1 i. V. m. Absatz 5 Satz 3 BewG) x 1,0 


Alterswertminderungsfaktor (§ 190 Absatz 6 Satz 1 BewG): 66 Jahre : 80 Jahre x 0,825 


Restnutzungsdauer 66 Jahre 


Bewertungsstichtag 2023 


Bezugsfertigkeit des Gebäudes 2009 


Alter des Gebäudes 14 Jahre 


Gesamtnutzungsdauer 


(aus Anlage 22 BewG) 80 Jahre 


Mindestrestnutzungsdauer nach § 190 Absatz 6 Satz 5 BewG ist überschritten 


(30 % von 80 Jahren = 24 Jahre) 


Gebäudesachwert (Einfamilienhaus) 248 546 EUR 


2. Garage 


Regelherstellungskosten (aus Anlage 24 BewG) 485 EUR/m² 


Gebäudeart (Einzelgarage) 14.1 


Standardstufe (Garage in Massivbauweise) 4 


Brutto-Grundfläche x 23 m² 


Baupreisindex (§ 190 Absatz 3 Satz 2 i. V. m. Absatz 4 BewG) x 166,9/100 


Gebäudeart 14.1 


Bewertungsstichtag 2023 


durchschnittliche Herstellungskosten 18 617 EUR 


Regionalfaktor (§ 190 Absatz 3 Satz 1 i. V. m. Absatz 5 Satz 3 BewG) x 1,0 


Alterswertminderungsfaktor (§ 190 Absatz 6 Satz 1 BewG):48 Jahre : 60 Jahre x 0,800 


Restnutzungsdauer 48 Jahre 


Bewertungsstichtag 2023 


Bezugsfertigkeit der Garage 2011 


Alter der Garage 12 Jahre 


Gesamtnutzungsdauer 


(aus Anlage 22 BewG) 60 Jahre 







   


 


      


 


  


    


 


 


  


  


  


 


  


   


  


  


      


  


     


    


  


  


  


  


   


      


 


  


  


 


  


   


  


  


      


  


     


   


  


  


  


  


  


      


 


 


     


 


   


     


 


     


   


    


    


    


Mindestrestnutzungsdauer nach § 190 Absatz 6 Satz 5 BewG ist überschritten 


(30 % von 60 Jahren = 18 Jahre) 


Gebäudesachwert (Garage) 14 893 EUR 


3. Gebäudesachwert am Bewertungsstichtag 


Gebäudesachwert (Einfamilienhaus) + Gebäudesachwert (Garage) 263 439 EUR 


Besonders werthaltige Außenanlagen 


1. Terrasse 


Regelherstellungskosten (Rz. 61) 60 EUR/m² 


Wege- und Platzbefestigungen 


(Bruchsteinplatten mit Unterbeton) 


Fläche x 30 m² 


Baupreisindex (Rz. 60) x 164,0/100 


Außenanlagen wie Wohngebäude / Gebäudeart 1.01-5.1 


Bewertungsstichtag 2023 


durchschnittliche Herstellungskosten 2 952 EUR 


Regionalfaktor x 1,0 


Alterswertminderungsfaktor: 28 Jahre : 40 Jahre x 0,700 


Restnutzungsdauer 28 Jahre 


Bewertungsstichtag 2023 


Fertigstellung 2011 


Alter 12 Jahre 


Gesamtnutzungsdauer 


(Rz. 61) 40 Jahre 


Sachwert (Terrasse) 2 066 EUR 


2. Schwimmbecken 


Regelherstellungskosten (Rz. 61) 525 EUR/m² 


Schwimmbecken (normale Ausführung) 


Fläche x 52 m² 


Baupreisindex (Rz. 60) x 164,0/100 


Außenanlagen wie Wohngebäude / Gebäudeart 1.01-5.1 


Bewertungsstichtag 2023 


durchschnittliche Herstellungskosten 44 772 EUR 


Regionalfaktor x 1,0 


Alterswertminderungsfaktor: 18 Jahre : 30 Jahre x 0,600 


Restnutzungsdauer 18 Jahre 


Bewertungsstichtag 2023 


Fertigstellung 2011 


Alter 12 Jahre 


Gesamtnutzungsdauer 


(Rz. 61) 30 Jahre 


Sachwert (Schwimmbecken) 26 863 EUR 


Sachwert der besonders werthaltigen Außenanlagen 


Sachwert (Terrasse) + Sachwert (Schwimmbecken) 28 929 EUR 


Der Sachwert übersteigt 10 % des Gebäudesachwerts. 


(10 % des Gebäudesachwerts in Höhe von 263 439 EUR = 26.344 EUR) 


Vorläufiger Sachwert 432 368 EUR 


Bodenwert 140 000 EUR 


Gebäudesachwert + 263 439 EUR 


Sachwert Außenanlagen + 28 929 EUR 


Summe 432 368 EUR 







 


 


    


  


 


     


   


 


      


 


  


 


 


 


     


         


           


          


    


 


  


 


           


    


 


       


 


 


     


    


   


       


   


 


         


         


  


 


   


 


     


           


       


     


     


      


   


 


     


   


    


 


 


  


 


 


 


 


 


 


45 


46 


47 


48 


49 


50 


Grundbesitzwert (Sachwert) 


Vorläufiger Sachwert 432 368 EUR 


Wertzahl (aus Anlage 25 BewG) x 1,097 


Einfamilienhaus 


Vorläufiger Sachwert 432 368 EUR 


Bodenrichtwert 200 EUR/m² 


Grundbesitzwert 474 307 EUR 


Zu § 190 BewG 


Durchschnittliche Herstellungskosten 


1Zur Ermittlung des Gebäudesachwerts sind zunächst die durchschnittlichen Herstellungskosten des 


Gebäudes zu ermitteln. 2Diese ergeben sich gemäß § 190 Absatz 3 Satz 2 BewG durch Multiplikation 


der Regelherstellungskosten im Sinne des § 190 Absatz 1 und 2 i. V. m. Anlage 24 Teil II. und III. 


BewG mit der jeweiligen Brutto-Grundfläche des Gebäudes nach Anlage 24 Teil I. BewG (> R B 190.6 


ErbStR 2019) und dem Baupreisindex im Sinne des § 190 Absatz 4 BewG (> Rz. 49, 50). 


Regelherstellungskosten (R B 190.1 ErbStR 2019) 


1Die Regelherstellungskosten (RHK) im Sinne des § 190 Absatz 1 i. V. m. der Anlage 24 BewG sind 


nicht die tatsächlichen, sondern die durchschnittlichen Herstellungskosten je Quadratmeter Brutto-


Grundfläche einschließlich Umsatzsteuer. 2Sie werden unterteilt nach Grundstücksarten, Gebäudearten 


und Gebäudestandards, wie sie in der Anlage 24 Teil II. und III. BewG dargestellt sind. 3Sie wurden aus 


den Normalherstellungskosten 2010 (NHK 2010) abgeleitet. 


1Die NHK 2010 und infolgedessen die RHK stellen Bundesmittelwerte dar, d. h. es handelt sich um 


Durchschnittswerte für das gesamte Bundesgebiet. 2Der Unterschied zwischen dem 


bundesdurchschnittlichen und dem regionalen Baukostenniveau wird durch Regionalfaktoren 


berücksichtigt (> Rz. 51). 3Die Berücksichtigung der allgemeinen Wertverhältnisse erfolgt 


ausschließlich über die Anwendung der Wertzahl nach § 191 BewG. 


Zur Ermittlung der nach Anlage 24 Teil II. BewG anzunehmenden Gebäudeart > R B 190. 2 ErbStR 


2019 und H B 190.2 (1) und (2) ErbStH 2019 sowie zur Feststellung des Gebäudestandards in Anlage 


24 Teil III. BewG > R B 190.3 ErbStR 2019. 


Baupreisindex (R B 190.4 ErbStR 2019) 


1Die in der Anlage 24 BewG enthaltenen Regelherstellungskosten mit Kostenstand 2010 sind auf den 


Bewertungsstichtag zu beziehen. 2Für diese Anpassung ist nach § 190 Absatz 4 Satz 2 BewG auf die 


Preisindizes für die Bauwirtschaft, die das Statistische Bundesamt für den Neubau in konventioneller 


Bauart von Wohn- und Nichtwohngebäuden jeweils als Jahresdurchschnitt ermittelt hat, abzustellen. 
3Diese Preisindizes sind für alle Bewertungsstichtage des folgenden Kalenderjahres anzuwenden. 4Das 


Bundesministerium der Finanzen veröffentlicht die maßgebenden Baupreisindizes im Bundes-


steuerblatt (§ 190 Absatz 4 Satz 4 BewG). 


1Zu den Wohngebäuden gehören die Gebäudearten 1.01 bis 5.1 der Anlage 24 Teil II. BewG 


(freistehende Ein- und Zweifamilienhäuser, Doppel- und Reihenhäuser, Mehrfamilienhäuser, gemischt 


genutzte Grundstücke bzw. Wohnhäuser mit Mischnutzung). 2Die übrigen Gebäudearten werden den 


Nichtwohngebäuden zugeordnet. 







 


 


      


    


            


        


          


        


       


          


      


  


 


 


 


   


 


       


         


         


       


  


 


        


          


         


       


        


           


        


     


  


 


    


    


      


  


 


          


     


     


   


         


   


 


           


           


       


        


       


        


   


 


 


 


 


 


 


51 


Regionalfaktor 


52 


53 


54 


55 


56 


1Zur Berücksichtigung des Unterschieds zwischen dem bundesdurchschnittlichen und dem regionalen 


Baukostenniveau sind die Regelherstellungskosten des jeweiligen Gebäudes gemäß § 190 Absatz 3 


Satz 1 i. V. m. Absatz 5 BewG mit dem Regionalfaktor zu multiplizieren, der vom Gutachterausschuss 


bei der Ableitung der Sachwertfaktoren nach § 191 Satz 1 BewG zugrunde gelegt worden ist. 2Liegt 


vom Gutachterausschuss kein Sachwertfaktor vor oder ist der vom Gutachterausschuss ermittelte 


Sachwertfaktor nach Maßgabe des § 177 Absatz 2 und 3 BewG nicht geeignet, kommt der 


Regionalfaktor in Höhe von 1,0 nach § 190 Absatz 5 Satz 3 BewG zur Anwendung. 3Die Wertzahlen in 


der Anlage 25 BewG unterstellen einen Regionalfaktor von 1,0 bei der Gebäudesachwertermittlung. 
4Nebengebäude, Garagen und Außenanlagen teilen bei der Anwendung des Regionalfaktors im 


Allgemeinen das Schicksal der Hauptgebäude. 


Alterswertminderungsfaktor 


(Alterswertminderung R B 190.7 ErbStR 2019) 


1Zur Ermittlung des Gebäudesachwerts sind die durchschnittlichen Herstellungskosten des Gebäudes 


gemäß § 190 Absatz 3 Satz 1 BewG mit dem Regionalfaktor (> Rz. 50) und dem 


Alterswertminderungsfaktor im Sinne des § 190 Absatz 6 BewG zu multiplizieren. 2Der 


Alterswertminderungsfaktor tritt für Bewertungsstichtage nach dem 31. Dezember 2022 an die Stelle 


der Alterswertminderung (> R B 190.7 ErbStR 2019). 


1Der Alterswertminderungsfaktor entspricht dem Verhältnis der Restnutzungsdauer des Gebäudes am 


Bewertungsstichtag zur Gesamtnutzungsdauer nach Anlage 22 BewG. 2Er ist in der für die 


Steuerpflichtigen günstigsten Weise auf drei Nachkommastellen auf- oder abzurunden (> H B 177 


ErbStH 2019) 3Die Restnutzungsdauer wird grundsätzlich aus dem Unterschiedsbetrag zwischen der 


Gesamtnutzungsdauer, die sich aus der Anlage 22 BewG ergibt, und dem Alter des Gebäudes am 


Bewertungsstichtag ermittelt. 4Das Alter des Gebäudes ist durch Abzug des Jahres der Bezugsfertigkeit 


des Gebäudes vom Jahr des Bewertungsstichtags zu bestimmen. 5Hinsichtlich der Ermittlung der 


Gesamtnutzungsdauer gelten die Grundsätze des Ertragswertverfahrens entsprechend (> Rz. 19 und Rz. 


25 Nummer 2). 


1Sind nach Bezugsfertigkeit des Gebäudes Veränderungen eingetreten, die die Restnutzungsdauer des 


Gebäudes wesentlich verlängert haben, ist von der entsprechend verlängerten Restnutzungsdauer 


auszugehen. 2Hinsichtlich der Ermittlung der verlängerten Restnutzungsdauer gelten die Grundsätze des 


Ertragswertverfahrens entsprechend (> Rz. 21). 


1Die Restnutzungsdauer eines noch nutzbaren Gebäudes beträgt nach § 190 Absatz 6 Satz 5 BewG 


vorbehaltlich einer bestehenden Abbruchverpflichtung mindestens 30 % der Gesamtnutzungsdauer. 
2Die Regelung unterstellt einen durchschnittlichen Erhaltungszustand und macht insbesondere bei 


älteren Gebäuden in vielen Fällen die Prüfung entbehrlich, ob die restliche Lebensdauer infolge 


baulicher Maßnahmen verlängert wurde. 3Bei bestehender Abbruchverpflichtung für das Gebäude kann 


die Mindest-Restnutzungsdauer jedoch unterschritten werden (> Rz. 56). 


1Eine Verkürzung der Restnutzungsdauer kommt nur bei bestehender Abbruchverpflichtung für das 


Gebäude in Betracht (§ 190 Absatz 6 Satz 6 BewG). 2In diesen Fällen ist die Restnutzungsdauer auf den 


Unterschiedsbetrag zwischen der tatsächlichen Gesamtnutzungsdauer und dem Alter des Gebäudes am 


Bewertungsstichtag begrenzt. 3Der Alterswertminderungsfaktor entspricht dann dem Verhältnis der 


verkürzten Restnutzungsdauer des Gebäudes am Bewertungsstichtag zur Gesamtnutzungsdauer nach 


Anlage 22 BewG. 4Baumängel und Bauschäden oder wirtschaftliche Gegebenheiten können im 


typisierenden Bewertungsverfahren zu keiner Verkürzung der Restnutzungsdauer führen. 
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58 


59 


60 


Grundstück mit mehreren Gebäuden bzw. Gebäudeteilen (R B 190.8 ErbStR 2019) 


1Besteht eine wirtschaftliche Einheit aus mehreren Gebäuden oder Gebäudeteilen von einer gewissen 


Selbständigkeit, die eine verschiedene Bauart aufweisen, unterschiedlich genutzt werden oder die in 


verschiedenen Jahren bezugsfertig geworden sind, ist jedes Gebäude und jeder Gebäudeteil für sich zu 


bewerten. 2Ist z. B. ein Grundstück mit einem Einfamilienhaus und einer Garage bebaut, setzt sich der 


Gebäudesachwert für das zu bewertende Grundstück aus der Summe des Gebäudesachwerts des 


Einfamilienhauses und des Gebäudesachwerts der Garage zusammen. 3Regelherstellungskosten, Brutto-


Grundfläche und der Alterswertminderungsfaktor sind jeweils gesondert zu ermitteln. 4Für selbständige 


Gebäude bzw. Gebäudeteile für das bzw. für die in den Anlagen zum BewG keine Gebäudeart 


ausgewiesen ist, sind die Gesamtnutzungsdauer aus der Gesamtnutzungsdauer vergleichbarer 


Gebäudearten und die Regelherstellungskosten aus den Regelherstellungskosten 


vergleichbarer Gebäudearten abzuleiten. 5Zur Bestimmung der Gesamtnutzungsdauer gilt Rz. 25 


Nummer 2 entsprechend. 


1Anbauten teilen im Allgemeinen auf Grund ihrer Bauart oder Nutzung das Schicksal des 


Hauptgebäudes. 2Ist dagegen anzunehmen, dass ein Erweiterungsbau nach Größe, Bauart oder Nutzung 


einen anderen Alterswertminderungsfaktor als das Hauptgebäude haben wird, gilt Rz. 57 entsprechend. 
3Für Aufstockungen ist im Allgemeinen das Baujahr der unteren Geschosse zu Grunde zu legen. 4Es ist 


jedoch zu prüfen, ob durch die baulichen Maßnahmen für das Gebäude eine verlängerte 


Restnutzungsdauer anzunehmen ist. 


1Bei einer wirtschaftlichen Einheit mit mehreren nichtselbständigen Gebäuden bzw. Gebäudeteilen ist 


von einem einheitlichen Alterswertminderungsfaktor auszugehen. 2Zur Bestimmung der 


Gesamtnutzungsdauer gelten in diesen Fällen Rz. 19 Sätze 1 bis 4 entsprechend. 


Besonders werthaltige Außenanlagen (R B 190.5 ErbStR 2019) 


1Der Wert der baulichen Außenanlagen und sonstigen Anlagen ist grundsätzlich mit dem für die 


Gebäude und den Grund und Boden ermittelten Sachwert (§ 189 Absatz 1 bis 3 BewG) abgegolten. 2Nur 


in Einzelfällen mit besonders werthaltigen baulichen Außenanlagen und sonstigen Anlagen ist ein 


gesonderter Wertansatz zu prüfen. 3Außenanlagen sind besonders werthaltig, wenn sie das übliche Maß 


der für die Gebäudeart typischen Außenanlagen offensichtlich überschreiten. 4Danach ist von einem 


gesonderten Wertansatz für Außenanlagen regelmäßig abzusehen, wenn ihre Sachwerte (RHK für 


Außenanlagen nach Alterswertminderung) bei einer überschlägigen Berechnung 10 % des 


Gebäudesachwerts nicht übersteigen. 5Sind besonders werthaltige Außenanlagen zu erfassen, gelten die 


in der nachfolgenden Tabelle ausgewiesenen durchschnittlichen Herstellungskosten. 6Die Tabelle 


enthält nur eine Auswahl üblicher Außenanlagen. Bei anderen Außenanlagen, wie z. B. einem Tennis-


oder Golfplatz, ist über die Höhe der Herstellungskosten nach den Umständen des Einzelfalls zu 


entscheiden. 7Für die Ermittlung der Sachwerte der besonders werthaltigen Außenanlagen sind die 


Regelungen über die Ermittlung der Gebäudesachwerte sinngemäß anzuwenden (> Rz. 43). 8Aus 


Vereinfachungsgründen bestehen insbesondere keine Bedenken, die in der nachstehenden Tabelle 


dargestellten Werte analog den Wohngebäuden auf den Bewertungsstichtag zu indizieren (> Rz. 49, 50). 
9Die Regelungen zur Verlängerung und Verkürzung der Restnutzungsdauer einschließlich der Mindest-


Restnutzungsdauer von Gebäuden nach § 190 Absatz 6 Satz 4 bis 6 BewG gelten für Außenanlagen 


nicht. 10Bei Vorliegen besonders werthaltiger Außenanlagen bildet die Summe der Sachwerte der 


einzelnen Außenanlagen zusammen mit dem Gebäudesachwert und dem Bodenwert den vorläufigen 


Sachwert im Sinne des § 189 Absatz 3 BewG (> Rz. 43). 







 


 


   


 


 


 


  


  


 


 


 


 


 


  


    


    


    


    


    


   


     


  


  


    


   


    


  


  


   


  


   


  


  


  


  


 


  


  


  


  


 


  


 61 Tabelle: Regelherstellungskosten für Außenanlagen 


(beispielhafte Darstellung/Basisjahr 2010 = 100) 


Regelherstellungskosten der Außenanlagen einschließlich Baunebenkosten und Umsatzsteuer 


Typisierte Gesamtnutzungsdauer = 40 Jahre 


Einfriedungen 


Einfriedungsmauer aus Ziegelstein, 11,5 cm dick 


Einfriedungsmauer aus Ziegelstein, 24 cm dick 


Einfriedungsmauer aus Ziegelstein, 36,5 cm dick 


Einfriedungsmauer aus Beton, Kunststein und dgl. 


Einfriedungsmauer aus Naturstein mit Abdeckplatten 


Euro je lfd. m 


bis 


1 m hoch 


bis 


2 m hoch 


über 


2 m hoch 


70 


105 


135 


75 


200 


110 


150 


215 


135 


260 


135 


180 


295 


170 


325 


Wege- und Platzbefestigungen 


Wassergebundene leichte Decke auf leichter Packlage 


Betonplattenbelag 


Sonstiger Plattenbelag 


Asphalt-, Teer-, Beton-, oder ähnliche Decke auf Pack-


oder Kieslage 


Kopfstein- oder Kleinpflaster 


Bruchsteinplatten mit Unterbeton 


Euro je m² 


15 


45 


50 


40 


60 


60 


Freitreppen Euro je lfd. m Stufen 


80 


Rampen 


freistehend ohne Verbindung mit einem Gebäude 


Euro je m² Grundfläche 


105 


Stützmauern 


Beton 


Bruchstein 


Werkstein 


Euro je m² vordere Ansichtsfläche 


105 


135 


260 


Typisierte Gesamtnutzungsdauer = 30 Jahre 


Schwimmbecken je nach Ausführung 


einfache Ausführung 


normale Ausführung 


gehobene Ausführung 


Euro je m² 


200 


525 


850 







  


 


    


 


         


       


       


          


       


  


 


          


         


           


 


 


   


  


         


        


      


       


     


       


   


 


 


     


    


 


 


 


 
   


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


      


      


      


      


      


      


      


 


  


 


 


 


Zu § 191 BewG 


Wertzahlen (R B 191 ErbStR 2019) 


62 1Zur Angleichung an den gemeinen Wert ist der vorläufige Sachwert des Grundstücks mit einer 


Wertzahl zu multiplizieren (§ 189 Absatz 3 BewG). 2Als Wertzahlen im Sinne des § 189 Absatz 3 Satz 2 


i. V. m. § 191 Satz 1 BewG sind die vom Gutachterausschuss ermittelten Sachwertfaktoren 


(Marktanpassungsfaktoren) nach Maßgabe des § 177 Absatz 2 und 3 BewG anzuwenden. 3Stehen 


derartige Sachwertfaktoren nicht zur Verfügung, sind die in der Anlage 25 BewG dargestellten 


Wertzahlen zu verwenden (§ 191 Satz 2 BewG). 


63 1Bei Anwendung der Wertzahlen nach Anlage 25 BewG ist auf den Bodenrichtwert ohne 


Wertkorrekturen (> R B 179.2 Absatz 2 bis 6 ErbStR 2019) abzustellen. 2In den Fällen des § 179 Satz 4 


BewG ist der Bodenwert je Quadratmeter Grundstücksfläche maßgeblich, der aus Werten vergleichbarer 


Flächen abgeleitet wurde (abgeleiteter Bodenwert). 


64 1Für vorläufige Sachwerte und Bodenrichtwerte oder abgeleitete Bodenwerte zwischen den in der 


Anlage 25 BewG angegebenen Intervallen sind die Wertzahlen durch lineare Interpolation zu 


bestimmen. 2Da die Wertzahlen in der Anlage 25 BewG von zwei Variablen (Höhe des vorläufigen 


Sachwerts sowie dem Bodenrichtwert bzw. abgeleiteten Bodenwert) abhängen, sind in der Regel 


hintereinander ausgeführte Interpolationen (Kreuzinterpolation) erforderlich. 3Hierbei sind die 


Zwischenergebnisse und die abschließend ermittelte Wertzahl jeweils auf drei Nachkommastellen 


kaufmännisch zu runden. 4Über den tabellarisch aufgeführten Bereich hinaus ist keine Extrapolation 


durchzuführen. 5Für Werte außerhalb des angegebenen Bereichs gilt der nächstgelegene vorläufige 


Sachwert oder Bodenrichtwert oder abgeleitete Bodenwert. 


Beispiel: 


Zu ermitteln ist die Wertzahl (k) für ein Wohnungseigentum mit einem vorläufigen Sachwert von 


70 000 EUR und einem Bodenrichtwert von 400 EUR/m²: 


Auszug aus Anlage 25 BewG 


Vorläufiger Sachwert 
§ 189 Absatz 3 


Bodenrichtwert oder abgeleiteter Bodenwert in EUR/m² 
nach § 179 Satz 4 


250 


EUR/m² 


350 


EUR/m² 


500 


EUR/m² 


1000 


EUR/m² 


50 000 EUR 1,7 1,7 1,8 1,8 


100 000 EUR 1,5 1,5 1,6 1,7 


150 000 EUR 1,3 1,4 1,5 1,6 


200 000 EUR 1,3 1,4 1,5 1,6 


300 000 EUR 1,2 1,3 1,4 1,5 


400 000 EUR 1,2 1,3 1,4 1,5 


500 000 EUR 1,1 1,2 1,3 1,4 







 


 


   
 


 
 


     


   
 


 
 


     


    
 


 
 


 


     


  


 


  


 


  


 


 


   


 


       


       


    


        


         


 


 


          


  


       


          


       


 


 


         


        


         


   


        


   


  


 


 


 


Berechnung: 


1,7 ./. 1,5 
k1 = 1,7 ./. (70 000 EUR ./. 50 000 EUR) x = 1,620 


100 000 EUR ./. 50 000 EUR 


1,8 ./. 1,6 
k2 = 1,8 ./. (70 000 EUR ./. 50 000 EUR) x = 1,720 


100 000 EUR ./. 50 000 EUR 


1,720 ./. 1,620 
k = 1,620 + (400 EUR/m² ./. 350 EUR/m²) x = 1,653 


500 EUR/m² ./. 350 EUR/m² 


Die Wertzahl für das Wohnungseigentum mit einem vorläufigen Sachwert von 70 000 EUR und einem 


Bodenrichtwert von 400 EUR/m² beträgt 1,653. 


IV Sonderfälle 


Zu § 193 BewG 


Bewertung des Erbbaurechts (R B 193 ErbStR 2019) 


65 1Der Wert des Erbbaurechts wird vorrangig durch Anwendung der von den Gutachterausschüssen 


ermittelten Erbbaurechtskoeffizienten (Rz. 66) oder nachrangig im Wege einer finanzmathematischen 


Methode unter Heranziehung der von den Gutachterausschüssen ermittelten Erbbaurechtsfaktoren 


(Rz. 67) ermittelt. 2Eine Ermittlung des Werts des Erbbaurechts aus Vergleichspreisen für veräußerte 


Erbbaurechte ist für Bewertungsstichtage nach dem 31. Dezember 2022 nach § 193 BewG 


ausgeschlossen. 


66 1Der Wert des Erbbaurechts ist gem. § 193 Absatz 1 BewG durch Multiplikation des Werts des 


unbelasteten Grundstücks mit einem Erbbaurechtskoeffizienten zu ermitteln. 2Anzuwenden sind die von 


den Gutachterausschüssen im Sinne der §§ 192 ff. BauGB ermittelten Erbbaurechtskoeffizienten nach 


Maßgabe des § 177 Absatz 2 und 3 BewG. 3Der Wert des unbelasteten Grundstücks ist der Wert des 


Grundstücks, der nach den §§ 179, 182 bis 196 BewG festzustellen wäre, wenn die Belastung mit dem 


Erbbaurecht nicht bestünde. 


67 1Liegt für das zu bewertende Erbbaurecht kein Erbbaurechtskoeffizient im Sinne des § 193 Absatz 1 


i. V. m. § 177 Absatz 2 und 3 BewG vor, ist der Wert des Erbbaurechts durch Multiplikation des 


finanzmathematischen Werts des Erbbaurechts (> Rz. 68 f.) mit einem Erbbaurechtsfaktor zu ermitteln 


(finanzmathematische Methode). 2Anzuwenden sind die von den Gutachterausschüssen ermittelten 


Erbbaurechtsfaktoren nach Maßgabe des § 177 Absatz 2 und 3 BewG. 3Soweit derartige 


Erbbaurechtsfaktoren nicht zur Verfügung stehen, gilt der Erbbaurechtsfaktor 1,0. 







 


    


 


 
 


       


   


 


       


     


        


      


    


 


         


           


            


       


      


 


 


        


        


         


   


 


 


            


           


            


       


  
       


  


   
        


    


       


       
       


        


       
      


     


 


 


 


 


68 Der Wert des Erbbaurechts ermittelt sich anhand der finanzmathematischen Methode wie folgt: 


Wert des Erbbaurechts 
(§ 193 Absatz 2 i. V. m. Absatz 3 bis 5 BewG) 


Erbbaurechtsfaktor 


(§ 193 Absatz 2 BewG) 


finanzmathematischer Wert des Erbbaurechts 
(§ 193 Absatz 2 Satz 1 i. V. m. Absatz 3 bis 5 BewG) 


ggf. nicht zu entschädigender Wertanteil des Gebäudes bei Ablauf des Erbbaurechts 


(§ 193 Absatz 3 Satz 2 i. V. m. Absatz 5 BewG) 


über die Restlaufzeit der Erbbaurechts kapitalisierte Differenz aus dem angemessenen Verzingsbetrag 
des Bodenwertes des unbelasteten Grundstücks und dem vertraglich vereinbarten jährlichen Erbbauzins 


(§ 193 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 i. V. m. Absatz 4 BewG) 


Wert des unbelasteten Grundstücks nach §§ 179, 182 bis 196 BewG 
abzüglich des Bodenwerts des unbelasteten Grundstücks nach § 179 BewG 


(§ 193 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 BewG) 


69 1Zur Ermittlung des finanzmathematischen Werts des Erbbaurechts wird gemäß § 193 Absatz 3 Satz 1 


BewG die Summe aus 


1. dem Wert des fiktiv unbelasteten Grundstücks nach §§ 179, 182 bis 196 BewG abzüglich des 


Bodenwerts des fiktiv unbelasteten Grundstücks nach § 179 BewG und 


2. der gemäß § 193 Absatz 4 BewG über die Restlaufzeit des Erbbaurechts kapitalisierten Differenz 


aus dem angemessenen Verzinsungsbetrag des Bodenwerts des fiktiv unbelasteten Grundstücks 


und dem vertraglich vereinbarten jährlichen Erbbauzins (> Rz. 70 – 73) 


gebildet. 2Ein bei Ablauf des Erbbaurechts verbleibender und nicht zu entschädigender Wertanteil der 


Gebäude oder des Gebäudes ist gemäß § 193 Absatz 3 Satz 2 i. V. m. Absatz 5 BewG abzuziehen 


(> Rz. 74). 3Ist das mit dem Erbbaurecht belastete Grundstück unbebaut, besteht der 


finanzmathematische Wert des Erbbaurechts ausschließlich aus der über die Restlaufzeit des 


Erbbaurechts kapitalisierten Differenz aus dem angemessenen Verzinsungsbetrag des Bodenwerts des 


unbelasteten Grundstücks und dem vertraglich vereinbarten jährlichen Erbbauzins. 


70 1Der Unterschiedsbetrag aus dem angemessenen Verzinsungsbetrag des Bodenwerts des unbelasteten 


Grundstücks (> Rz. 71) und dem vertraglich vereinbarten jährlichen Erbbauzins (> Rz. 72) ist über die 


Restlaufzeit des Erbbaurechts mit dem sich aus Anlage 21 BewG ergebenden Vervielfältiger zu 


kapitalisieren (§ 193 Absatz 4 Satz 1 BewG). 


71 1Der angemessene Verzinsungsbetrag des Bodenwerts des unbelasteten Grundstücks ergibt sich gemäß 


§ 193 Absatz 4 Satz 4 BewG durch Multiplikation des Bodenwerts für das fiktiv unbelastete Grundstück 


nach § 179 BewG und des Zinssatzes, der vom Gutachterausschuss bei der Ermittlung des 


Erbbaurechtsfaktors im Sinne des § 193 Absatz 4 Satz 2 i. V. m. Absatz 2 Satz 2 BewG zugrunde gelegt 


wurde. 2Soweit ein derartiger Zinssatz nicht zur Verfügung steht, sind die Zinssätze nach § 193 Absatz 4 







         


     


 


            


      


         


         


      


       


    


      


    


  


 


        


  


       


        


        


          


          


         


          


  


 


       


    


 


      


       


 


 


         


               


       


            


          


   


     


  


        


               


          


         


       


       


       


           


        


        


        


         


 


 


 


72 


73 


74 


Satz 3 BewG anzuwenden. 3Liegt ein immerwährendes Erbbaurecht vor, entspricht der Vervielfältiger 


dem Kehrwert des nach Satz 1 oder 2 anzuwendenden Zinssatzes. 


1Maßgebender Erbbauzins ist nach § 193 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 BewG der am Bewertungsstichtag 


zu zahlende Erbbauzins, umgerechnet auf einen Jahresbetrag. 2Dabei ist stets auf die vertraglichen 


Vereinbarungen abzustellen; auf den gezahlten Erbbauzins kommt es nicht an. 3Sind Erbbauzinsen 


während der Laufzeit des Erbbaurechts in unterschiedlicher Höhe vereinbart (z. B. bei Sonderzahlungen 


oder gestaffeltem Erbbauzins), kann aus Vereinfachungsgründen ein durchschnittlicher Jahresbetrag aus 


den insgesamt nach dem Bewertungsstichtag zu leistenden Erbbauzinsen in Abhängigkeit von der 


Restlaufzeit gebildet werden. 4Die künftigen Anpassungen auf Grund von Wertsicherungsklauseln (z. B. 


Anknüpfung der Erbbauzinsen an den Verbraucherpreisindex) sind nicht zu berücksichtigen. 5Ist kein 


Erbbauzins zu zahlen, stellt der angemessene Verzinsungsbetrag des Bodenwerts gleichzeitig den 


Unterschiedsbetrag (> Rz. 70) dar. 


1Der Unterschiedsbetrag (> Rz. 70) ist über die Restlaufzeit des Erbbaurechts mit dem sich aus 


Anlage 21 BewG ergebenden Vervielfältiger zu kapitalisieren. 2Der Vervielfältiger ergibt sich aus dem 


maßgebenden Zinssatz und der auf volle Jahre abgerundeten Restlaufzeit des Erbbaurechts. 3Für die 


Anwendung des Vervielfältigers sind die Zinssätze nach § 193 Absatz 4 Satz 2 oder 3 BewG 


maßgebend. 4Für nicht in der Anlage 21 BewG aufgeführte Zinssätze, ist der Vervielfältiger nach der 


dort angegebenen Formel zu berechnen und auf zwei Nachkommastellen kaufmännisch zu runden. 
5Beträgt die Restlaufzeit des Erbbaurechts weniger als ein Jahr, ist der Vervielfältiger mit 0 anzusetzen. 
6Liegt ein immerwährendes Erbbaurecht vor, entspricht der Vervielfältiger dem Kehrwert des nach 


Satz 3 anzuwendenden Zinssatzes. 7Ist das mit einem Erbbaurecht belastete Grundstück unbebaut und 


liegen keine Angaben zur Nachfolgenutzung vor, bestehen keine Bedenken, wie folgt zu verfahren: 


1. Mangels tatsächlichen Vorhandenseins eines Gebäudes kann zunächst auf die geplante Nutzung 


seitens des Erbbauverpflichteten bzw. -berechtigten abgestellt werden (vgl. Erbbaurechtsvertrag). 


2. Bestehen noch keine konkreten Nutzungspläne, kann von der vorgesehenen Bebauung und 


Nutzung insbesondere laut Bauleitplan (Bebauungsplan/ Flächennutzungsplan) auf die 


Grundstücksart geschlossen werden. 


1Zur Ermittlung des bei Ablauf des Erbbaurechts nicht zu entschädigenden Wertanteils der Gebäude 


oder des Gebäudes im Sinne des § 193 Absatz 3 Satz 2 i. V. m. Absatz 5 BewG ist auf den Zeitpunkt 


des Ablaufs des Erbbaurechts der Unterschiedsbetrag aus dem Wert des fiktiv unbelasteten Grundstücks 


nach den §§ 179, 182 bis 196 BewG und dem Bodenwert für das fiktiv unbelastete Grundstück nach 


§ 179 BewG zu ermitteln. 2Bei diesen Ermittlungen auf den Zeitpunkt des Ablaufs des Erbbaurechts ist 


grundsätzlich von den Grundstücksmerkmalen und Bewertungsparametern am Bewertungsstichtag 


auszugehen. 3Dies gilt insbesondere für die Grundstücks- und Gebäudeflächen, Bodenrichtwerte, 


Roherträge, Bewirtschaftungskosten, Liegenschaftszinssätze, Regelherstellungskosten, Verbraucher-


und Baupreisindizes sowie Wertzahlen. 4Für die Bestimmung der Restnutzungsdauer zum Ablauf des 


Erbbaurechts ist im Sinne des § 193 Absatz 5 Satz 2 BewG von der Restnutzungsdauer auszugehen, die 


bei der Ermittlung des unbelasteten Grundstücks nach § 193 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 BewG zugrunde 


gelegt wurde. 5Diese ist um die Restlaufzeit des Erbbaurechts zu mindern. 6Übersteigt die Restlaufzeit 


des Erbbaurechts die Restnutzungsdauer der Gebäude zum Bewertungsstichtag, entfällt demnach der 


Ansatz eines Gebäudewertanteils. 7Ausschließlich bei einer über die Restlaufzeit des Erbbaurechts 


hinausgehenden Restnutzungsdauer ist ein nicht zu entschädigender Gebäudewertanteil nach § 193 


Absatz 3 Satz 2 i. V. m. Absatz 5 BewG zu ermitteln. 7In diesen Fällen ist der ermittelte 


Unterschiedsbetrag nach Satz 1 mit dem sich aus Anlage 26 BewG ergebenden Abzinsungsfaktor auf 


den Bewertungsstichtag abzuzinsen. 8Der Abzinsungsfaktor nach Anlage 26 BewG ist abhängig vom 


maßgebenden Zinssatz und der auf volle Jahre abgerundeten Restlaufzeit des Erbbaurechts. 9Für die 


Anwendung des Abzinsungsfaktors sind die Zinssätze nach § 193 Absatz 4 Satz 2 oder 3 BewG 
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maßgebend. 10Für nicht in der Anlage 26 BewG aufgeführte Zinssätze, ist der Abzinsungsfaktor nach 


der dort angegebenen Formel zu berechnen und auf vier Nachkommastellen kaufmännisch zu runden. 
11Liegt ein immerwährendes Erbbaurecht vor, ist der Abzinsungsfaktor 0 (§ 193 Absatz 5 Satz 5 BewG). 
12In diesen Fällen ist kein Wertanteil des Gebäudes vom Erbbaurecht abzuziehen. 13Eine Ermittlung des 


bei Ablauf des Erbbaurechts nicht zu entschädigenden Wertanteils des Gebäudes entfällt in diesen 


Fällen. 14Der auf den Bewertungsstichtag abgezinste Unterschiedsbetrag ist mit dem nicht zu 


entschädigenden Wertanteil der jeweiligen Gebäude zu multiplizieren. 15Befindet sich das im 


Erbbaurecht entstehende Gebäude im Zustand der Bebauung, stellen die am Bewertungsstichtag 


entstandenen Herstellungskosten nach § 196 BewG für die sich im Bau befindlichen Gebäude bzw. 


Gebäudeteile, ggf. abzüglich des bei Ablauf des Erbbaurechts nicht entschädigten und auf den 


Bewertungsstichtag abgezinsten Anteils der Herstellungskosten, den nicht zu entschädigenden 


Wertanteil des Gebäudes dar (> R B 196.1 und R B 196.2 ErbStR 2019). 


Bewertung der wirtschaftlichen Einheit des Erbbaurechts 


Beispiel: 


Ein freistehendes Einfamilienhaus (mit Keller, Erdgeschoss und ausgebautem Dachgeschoss – alle 


Bauteile Standardstufe 3) ist in Ausübung eines Erbbaurechts im Jahr 1964 errichtet worden. Die 


Brutto-Grundfläche beträgt 230 m². Eine Garage ist nicht vorhanden. Das belastete Grundstück hat 


eine Fläche von 500 m² und der Bodenrichtwert beträgt 250 EUR/m². Der vertraglich vereinbarte 


jährliche Erbbauzins beträgt zum Bewertungsstichtag am 6.4.2023 2.800 EUR und ist bis zum Ablauf 


des Erbbaurechts am 1.4.2063 zu zahlen. Eine Entschädigungszahlung für das Gebäude ist in Höhe von 


75 % des Gebäudewerts vorgesehen. Der Gutachterausschuss verfügt für Einfamilienhäuser über keine 


Vergleichspreise, Vergleichsfaktoren und Sachwertfaktoren. Des Weiteren hat der Gutachterausschuss 


weder Erbbaurechtskoeffizienten noch Erbbaurechtsfaktoren abgeleitet. 


I. Finanzmathematischer Wert des Erbbaurechts 


I.1 Wertanteil des Gebäudes am Bewertungsstichtag 


I.1.1 Wert des fiktiv unbelasteten Grundstücks am Bewertungsstichtag 


Bodenwert 


Grundstücksfläche x Bodenrichtwert (500 m² x 250 EUR/m²) 125 000 EUR 


Gebäudesachwert 


Freistehendes Einfamilienhaus: 


Regelherstellungskosten (aus Anlage 24 BewG) 835 EUR/m² 


Gebäudeart 1.01 


Standardstufe (alle Bauteile) 3 


Brutto-Grundfläche x 230 m² 


Baupreisindex (§ 190 Absatz 3 Satz 2 i. V .m. Absatz 4 BewG) x 164,0/100 


Gebäudeart 1.01 


Bewertungsstichtag 2023 


durchschnittliche Herstellungskosten 314 962 EUR 


Regionalfaktor (§ 190 Absatz 3 Satz 1 i. V. m. Absatz 5 Satz 3 BewG) x 1,0 


Alterswertminderungsfaktor (§ 190 Absatz 6 Satz 1 BewG): 24 Jahre : 80 Jahre x 0,300 


Restnutzungsdauer 24 Jahre 


Bewertungsstichtag 2023 


Bezugsfertigkeit des Gebäudes 1964 


Alter des Gebäudes 59 Jahre 


Gesamtnutzungsdauer 


(aus Anlage 22 BewG) 80 Jahre 







    


 


     


 


     


   


    


    


 


 


    


  


 


     


   


     


 


   


 


 


     


 


   


 


      


     


      


 


      


 


  


 


     


    


     


 


     


 


   


 


     


      


    


 


  


 


   


   


  


  


   


    


     


  


Mindestrestnutzungsdauer nach § 190 Absatz 6 Satz 5 BewG ist unterschritten 


(30 % von 80 Jahren = 24 Jahre) 


Gebäudesachwert (Einfamilienhaus) 94 488 EUR 


Vorläufiger Sachwert 219 488 EUR 


Bodenwert 125 000 EUR 


Gebäudesachwert + 94 488 EUR 


Summe 219 488 EUR 


Sachwert 


Vorläufiger Sachwert 219 488 EUR 


Wertzahl (aus Anlage 25 BewG) x 1,281 


Einfamilienhaus 


Vorläufiger Sachwert 219 488 EUR 


Bodenrichtwert 250 EUR/m² 


Sachwert (bebautes Grundstück) 281 164 EUR 


I.1.2 Bodenwerts des fiktiv unbelasteten Grundstücks am Bewertungsstichtag 


Bodenwert 


Grundstücksfläche x Bodenrichtwert (500 m² x 250 EUR/m²) 125 000 EUR 


I.1.3 Differenz aus I.1.1 und I.1.2 


Sachwert (bebautes Grundstück) 281 164 EUR 


Bodenwert ./. 125 000 EUR 


Differenz (Wertanteil des Gebäudes am Bewertungsstichtag) 156 164 EUR 


I.2 Wertvorteil/Wertnachteil gegenüber angemessener Bodenwertverzinsung am Bewertungsstichtag 


I.2.1 Angemessener Verzinsungsbetrag des Bodenwerts des fiktiv unbelasteten Grundstücks 


Bodenwert (I.1.2) 125 000 EUR 


Zinssatz (§ 193 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 BewG) x 2,5 % 


Angemessener Verzinsungsbetrag des Bodenwerts 3 125 EUR 


I.2.2 Vertraglich vereinbarter jährlicher Erbbauzins 2 800 EUR 


I.2.3 Unterschiedsbetrag aus I.2.1 und I.2.2 


Angemessener Verzinsungsbetrag des Bodenwerts 3 125 EUR 


vertraglich vereinbarter jährlicher Erbbauzins ./. 2 800 EUR 


Unterschiedsbetrag 325 EUR 


I.2.4 Kapitalisierung des Unterschiedsbetrags über die Restlaufzeit des Erbbaurechts 


Unterschiedsbetrag (I.2.3) 325 EUR 


Vervielfältiger (nach der Formel aus Anlage 21 BewG) 24,73 


Restlaufzeit des Erbbaurechts 39 Jahre 


Bewertungsstichtag 6.4.2023 


Ablauf des Erbbaurechts 1.4.2063 


Zinssatz (§ 193 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 BewG) 2,5 % 


Wertvorteil gegenüber angemessener Bodenwertverzinsung am Bewertungsstichtag 8 037 EUR 







      


 


   


 


    


  


   


  


 


  


    


 


   


  


  


       


          


 


 


      


 


      


  


   


    


 


   


 


  


 


     


   


    


 


 


  


          


 


 


  


 


   


 


  


 


    


 


  


 


 


    


 


I.3 Nicht zu entschädigender Wertanteil des Gebäudes bei Ablauf des Erbbaurechts 


I.3.1 Wert des fiktiv unbelasteten Grundstücks bei Ablauf des Erbbaurechts 


Restnutzungsdauer zum Bewertungsstichtag 24 Jahre 


Bewertungsstichtag 2023 


Bezugsfertigkeit des Gebäudes 1964 


Alter des Gebäudes 59 Jahre 


Gesamtnutzungsdauer 


(aus Anlage 22 BewG) 80 Jahre 


Mindestrestnutzungsdauer nach § 190 Absatz 6 Satz 5 BewG ist unterschritten 


(30 % von 80 Jahren = 24 Jahre) 


Restlaufzeit des Erbbaurechts 39 Jahre 


Bewertungsstichtag 6.4.2023 


Ablauf des Erbbaurechts 1.4.2063 


Die Restlaufzeit des Erbbaurechts übersteigt die Restnutzungsdauer des Gebäudes am 


Bewertungsstichtag. Es ist kein nicht zu entschädigender Wertanteil des Gebäudes bei Ablauf des 


Erbbaurechts zu berücksichtigen. 


I.4 Finanzmathematischer Wert nach § 193 Absatz 2 Satz 1 i. V. m. Absatz 3 bis 5 BewG 


Wertanteil des Gebäudes am Bewertungsstichtag (I.1.3) 156 164 EUR 


Wertvorteil gegenüber angemessener Bodenwertverzinsung 


am Bewertungsstichtag (I.2.4) + 8 037 EUR 


Finanzmathematischer Wert des Erbbaurechts 164 201 EUR 


II. Erbbaurechtsfaktor 1,0 


III. Wert des Erbbaurechts (Grundbesitzwert) 


Finanzmathematischer Wert des Erbbaurechts (I.4) 164 201 EUR 


Erbbaurechtsfaktor (II.) x 1,0 


Wert des Erbbaurechts (Grundbesitzwert) 164 201 EUR 


Abwandlung (A) zum Beispiel: 


Das zu bewertende Einfamilienhaus wurde in Ausübung des Erbbaurechts in 1934 errichtet. Das 


Erbbaurecht läuft am 1.4.2033 ab. 


A I. Finanzmathematischer Wert des Erbbaurechts 


A I.1 Wertanteil des Gebäudes am Bewertungsstichtag 


A I.1.1 Wert des fiktiv unbelasteten Grundstücks am Bewertungsstichtag 


Sachwert (bebautes Grundstück; s. Grundbeispiel I.1.1) 281 164 EUR 


A I.1.2 Bodenwert des fiktiv unbelasteten Grundstücks am Bewertungsstichtag 


Bodenwert 


Bodenwert (s. Grundbeispiel I.1.2) 125 000 EUR 







   


 


      


     


     


 


  


 


 


  


 


     


   


     


 


     


 


   


 


     


     


    


 


  


 


   


   


   


  


   


    


      


 


     


 


     


  


   


   


 


  


    


 


    


  


  


    


      


         


 


 


  


A I.1.3 Differenz aus A I.1.1 und A I.1.2 


Sachwert (bebautes Grundstück) 281 164 EUR 


Bodenwert ./. 125 000 EUR 


Differenz (Wertanteil des Gebäudes am Bewertungsstichtag) 156 164 EUR 


A I.2 Wertvorteil/Wertnachteil gegenüber angemessener Bodenwertverzinsung am 


Bewertungsstichtag 


A I.2.1 Angemessener Verzinsungsbetrag des Bodenwerts des fiktiv unbelasteten Grundstücks 


Bodenwert (A I.1.2) 125 000 EUR 


Zinssatz (§ 193 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 BewG) x 2,5 % 


Angemessener Verzinsungsbetrag des Bodenwerts 3 125 EUR 


A I.2.2 Vertraglich vereinbarter jährlicher Erbbauzins 2 800 EUR 


A I.2.3 Unterschiedsbetrag aus A I.2.1 und A I.2.2 


Angemessener Verzinsungsbetrag des Bodenwerts 3 125 EUR 


vertraglich vereinbarter jährlicher Erbbauzins ./. 2 800 EUR 


Unterschiedsbetrag 325 EUR 


A I.2.4 Kapitalisierung des Unterschiedsbetrags über die Restlaufzeit des Erbbaurechts 


Unterschiedsbetrag (A 1.2.3) 325 EUR 


Vervielfältiger (nach der Formel aus Anlage 21 BewG) 7,97 


Restlaufzeit des Erbbaurechts 9 Jahre 


Bewertungsstichtag 6.4.2023 


Ablauf des Erbbaurechts 1.4.2033 


Zinssatz (§ 193 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 BewG) 2,5 % 


Wertvorteil gegenüber angemessener Bodenwertverzinsung am Bewertungsstichtag 2 590 EUR 


A I.3 Nicht zu entschädigender Wertanteil des Gebäudes bei Ablauf des Erbbaurechts 


Restnutzungsdauer zum Bewertungsstichtag 24 Jahre 


Bewertungsstichtag 2023 


Bezugsfertigkeit des Gebäudes 1934 


Alter des Gebäudes 89 Jahre 


Gesamtnutzungsdauer 


(aus Anlage 22 BewG) 80 Jahre 


Mindestrestnutzungsdauer nach § 190 Absatz 6 Satz 5 BewG ist unterschritten 


(30 % von 80 Jahren = 24 Jahre) 


Restlaufzeit des Erbbaurechts 9 Jahre 


Bewertungsstichtag 6.4.2023 


Ablauf des Erbbaurechts 1.4.2033 


Restnutzungsdauer bei Ablauf des Erbbaurechts 15 Jahre 


Die Restnutzungsdauer des Gebäudes übersteigt die Restlaufzeit des Erbbaurechts am 


Bewertungsstichtag. Es ist ein nicht zu entschädigender Wertanteil des Gebäudes bei Ablauf des 


Erbbaurechts zu berücksichtigen. 







   


 


 


     


 


 


 


    


   


   


  


      


   


  


      


   


       


     


     


 


     


   


    


    


 


 


    


  


 


     


   


     


 


   


 


 


     


 


  


 


      


    


     


 


     


 


    


   


   


  


   


  


     


     


 


A I.3.1 Wert des fiktiv unbelasteten Grundstücks bei Ablauf des Erbbaurechts 


Bodenwert 


Grundstücksfläche x Bodenrichtwert (500 m² x 250 EUR/m²) 125 000 EUR 


Gebäudesachwert 


Freistehendes Einfamilienhaus: 


Regelherstellungskosten (aus Anlage 24 BewG) 835 EUR/m² 


Gebäudeart 1.01 


Standardstufe (alle Bauteile) 3 


Brutto-Grundfläche x 230 m² 


Baupreisindex (§ 190 Absatz 3 Satz 2 i. V. m. Absatz 4 BewG) x 164,0/100 


Gebäudeart 1.01 


Bewertungsstichtag 2023 


durchschnittliche Herstellungskosten 314 962 EUR 


Regionalfaktor (§ 190 Absatz 3 Satz 1 i. V. m. Absatz 5 Satz 3 BewG) x 1,0 


Alterswertminderungsfaktor (§ 190 Absatz 6 Satz 1 BewG): 15 Jahre : 80 Jahre x 0,188 


Restnutzungsdauer bei Ablauf des Erbbaurechts 15 Jahre 


Gebäudesachwert (Einfamilienhaus) 59 213 EUR 


Vorläufiger Sachwert 184 213 EUR 


Bodenwert 125 000 EUR 


Gebäudesachwert + 59 213 EUR 


Summe 184 213 EUR 


Sachwert 


Vorläufiger Sachwert 184 213 EUR 


Wertzahl (aus Anlage 25 BewG) x 1,300 


Einfamilienhaus 


Vorläufiger Sachwert 184 213 EUR 


Bodenrichtwert 250 EUR/m² 


Sachwert (bebautes Grundstück) bei Ablauf des Erbbaurechts 239 477 EUR 


A I.3.2 Bodenwert des fiktiv unbelasteten Grundstücks bei Ablauf des Erbbaurechts 


Bodenwert 


Grundstücksfläche x Bodenrichtwert (500 m² x 250 EUR/m²) 125 000 EUR 


A I.3.3 Differenz aus A I.3.1 und A I.3.2 


Sachwert (A I.3.1) 239 477 EUR 


Bodenwert (A I.3.2) ./. 125 000 EUR 


Differenz (Wertanteil des Gebäudes bei Ablauf des Erbbaurechts) 114 477 EUR 


I.3.4 Abzinsung des Wertanteils des Gebäudes bei Ablauf des Erbbaurechts 


Differenz A I.3.3 114 477 EUR 


Abzinsungsfaktor (nach Formel aus Anlage 26 BewG) 0,8007 


Restlaufzeit des Erbbaurechts 9 Jahre 


Bewertungsstichtag 6.4.2023 


Ablauf des Erbbaurechts 1.4.2033 


Zinssatz 2,5 % 


(§ 193 Absatz 5 Satz 4 i. V. m. 4 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 BewG) 


Wertanteil des Gebäudes (abgezinst auf den Bewertungsstichtag) 91 662 EUR 
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A I.3.5 Nicht zu entschädigender Wertanteil des Gebäudes bei Ablauf des Erbbaurechts 


Abgezinster Wertanteil des Gebäudes I.3.4 91 662 EUR 


nicht zu entschädigender Wertanteil x 25 % 


Nicht zu entschädigender Wertanteil des Gebäudes bei Ablauf des Erbbaurechts 22 916 EUR 


A I.4 Finanzmathematischer Wert nach § 193 Absatz 2 Satz 1 i. V. m. Absatz 3 bis 5 BewG 


Wertanteil des Gebäudes am Bewertungsstichtag (A I.1.3) 156 164 EUR 


Wertvorteil gegenüber angemessener Bodenwertverzinsung 


am Bewertungsstichtag (A I.2.4) + 2 590 EUR 


nicht zu entschädig. Wertanteil des Gebäudes bei Ablauf des Erbbaurechts (A I.3.5) ./. 22 916 EUR 


Finanzmathematischer Wert des Erbbaurechts 135 838 EUR 


A II. Erbbaurechtsfaktor 1,0 


A III. Wert des Erbbaurechts (Grundbesitzwert) 


Finanzmathematischer Wert des Erbbaurechts (A I.4) 135 838 EUR 


Erbbaurechtsfaktor (A II.) x 1,0 


Wert des Erbbaurechts (Grundbesitzwert) 135 838 EUR 


Eine Berücksichtigung weiterer wertbeeinflussender Umstände - beispielsweise vom Üblichen 


abweichende Auswirkungen vertraglicher Vereinbarungen, insbesondere die Berücksichtigung von 


fehlenden Wertsicherungsklauseln oder der Ausschluss einer Anpassung des Erbbaurechtsvertrags -


kommt nicht in Betracht. 


Zu § 194 BewG 


Bewertung des Erbbaugrundstücks (R B 194 ErbStR 2019) 


1Der Wert des Erbbaugrundstücks wird vorrangig durch Anwendung der von den Gutachterausschüssen 


ermittelten Erbbaugrundstückskoeffizienten (> Rz. 78) oder nachrangig im Wege der 


finanzmathematischen Methode unter Heranziehung der von den Gutachterausschüssen ermittelten 


Erbbaugrundstücksfaktoren (> Rz. 79) ermittelt. 2Eine Ermittlung des Werts des Erbbaugrundstücks aus 


Vergleichspreisen für veräußerte Erbbaugrundstücke ist für Bewertungsstichtage nach dem 


31. Dezember 2022 nach § 194 BewG ausgeschlossen. 


1Der Wert des Erbbaugrundstücks ist gemäß § 194 Absatz 1 Satz 1 BewG durch Multiplikation des 


Bodenwerts des unbelasteten Grundstücks mit einem Erbbaugrundstückskoeffizienten zu ermitteln. 
2Anzuwenden sind die von den Gutachterausschüssen im Sinne der §§ 192 ff. BauGB ermittelten 


Erbbaugrundstückskoeffizienten nach Maßgabe des § 177 Absatz 2 und 3 BewG. 3Der Bodenwert des 


unbelasteten Grundstücks ist der Wert des Grundstücks, der nach § 179 BewG festzustellen wäre, wenn 


die Belastung mit dem Erbbaurecht nicht bestünde. 


1Liegt für das zu bewertende Erbbaugrundstück kein Erbbaugrundstückskoeffizient im Sinne des § 194 


Absatz 1 i. V. m. § 177 Absatz 2 und 3 BewG vor, ist der Wert des Erbbaugrundstücks durch 


Multiplikation des finanzmathematischen Werts des Erbbaugrundstücks (> Rz. 80 f.) mit einem 


Erbbaugrundstücksfaktor zu ermitteln (finanzmathematische Methode). 2Anzuwenden sind die von den 


Gutachterausschüssen ermittelten Erbbaugrundstücksfaktoren nach Maßgabe des § 177 Absatz 2 und 3 


BewG. 3Soweit derartige Erbbaugrundstücksfaktoren nicht zur Verfügung stehen, gilt der 


Erbbaugrundstücksfaktor 1,0. 







 


    


 


 
 


        


  


 


        


    


         


  


 


         


            


         


         


  


 


          


          


        


       


        


           


  


            


        


        


           


  


  
       


  


   
        


    


   


       
        


    
    


 


 


 


80 Der Wert des Erbbaugrundstücks ermittelt sich anhand der finanzmathematischen Methode wie folgt: 


Wert des Erbbaugrundstücks 
(§ 194 Absatz 2 i. V. m. Absatz 3 bis 5 BewG) 


Erbbaugrundstücksfaktor 


(§ 194 Absatz 2 BewG) 


finanzmathematischer Wert des Erbbaugrundstücks 
(§ 194 Absatz 2 Satz 1 i. V. m. Absatz 3 bis 5 BewG) 


ggf. nicht zu entschädigender Wertanteil des Gebäudes bei Ablauf des Erbbaurechts 


(§ 194 Absatz 3 Satz 2 i. V. m. § 193 Absatz 5 BewG) 


über die Restlaufzeit der Erbbaurechts kapitalisierter vertraglich vereinbarter jährlicher Erbbauzins 
(§ 194 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 i. V. m. Absatz 5 BewG) 


über die Restlaufzeit des Erbbaurechts abgezinster Bodenwert des unbelasteten Grundstücks 
(§ 194 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 i. V. m. Absatz 4 BewG) 


81 1Zur Ermittlung des finanzmathematischen Werts des Erbbaugrundstücks wird gemäß § 194 Absatz 3 


Satz 1 BewG die Summe aus 


1. dem nach § § 194 Absatz 4 BewG über die Restlaufzeit des Erbbaurechts abgezinsten Bodenwert 


des fiktiv unbelasteten Grundstücks nach § 179 BewG (> Rz. 82) und 


2. dem nach § 194 Absatz 5 BewG über die Restlaufzeit des Erbbaurechts kapitalisierten vertraglich 


vereinbarten jährlichen Erbbauzins (> Rz. 83) 


gebildet. 2Ein bei Ablauf des Erbbaurechts verbleibender und nicht zu entschädigender Wertanteil der 


Gebäude oder des Gebäudes ist nach § 194 Absatz 3 Satz 2 i. V. m. § 193 Absatz 5 BewG (> Rz. 84) 


hinzuzurechnen. 3Ist das mit dem Erbbaurecht belastete Grundstück unbebaut, besteht der 


finanzmathematische Wert des Erbbaugrundstücks ausschließlich aus der Summe der Werte nach 


Satz 1. 


82 1Der Bodenwert des fiktiv unbelasteten Grundstücks nach § 179 BewG ist gemäß § 194 Absatz 4 Satz 1 


BewG über die Restlaufzeit des Erbbaurechts mit dem sich aus der Anlage 26 BewG ergebenden 


Abzinsungsfaktor abzuzinsen. 2Der Abzinsungsfaktor nach Anlage 26 BewG ist abhängig vom 


maßgebenden Zinssatz und der auf volle Jahre abgerundeten Restlaufzeit des Erbbaurechts. 3Für die 


Abzinsung sind die Zinssätze zu verwenden, die von den Gutachterausschüssen bei der Ermittlung des 


Erbbaugrundstücksfaktors im Sinne des § 194 Absatzes 2 Satz 2 BewG zugrunde gelegt wurden. 4Soweit 


von den Gutachterausschüssen keine derartigen Zinssätze zur Verfügung stehen, sind die Zinssätze nach 


§ 194 Absatz 4 Satz 3 i. V. m. § 193 Absatz 4 Satz 3 BewG anzuwenden. 5Für nicht in der Anlage 26 


BewG aufgeführte Zinssätze, ist der Abzinsungsfaktor nach der dort angegebenen Formel zu berechnen 


und auf vier Nachkommastellen kaufmännisch zu runden. 6Rz. 73 Satz 7 gilt entsprechend. 7Beträgt die 


Restlaufzeit des Erbbaurechts weniger als ein Jahr, ist der Abzinsungsfaktor 1 anzuwenden. 8Liegt ein 


immerwährendes Erbbaurecht vor, ist der Abzinsungsfaktor 0. 
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1Dem über die Restlaufzeit des Erbbaurechts abgezinsten Bodenwert des fiktiv unbelasteten 


Grundstücks (> Rz. 82) ist gemäß § 194 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 i. V. m. § 194 Absatz 5 BewG der 


ebenfalls über die Restlaufzeit des Erbbaurechts kapitalisierte Erbbauzins hinzuzurechnen. 
2Maßgebender Erbbauzins ist nach § 194 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 BewG der am Bewertungsstichtag 


zu zahlende Erbbauzins, umgerechnet auf einen Jahresbetrag. 3Dabei ist stets auf die vertraglichen 


Vereinbarungen abzustellen; auf den gezahlten Erbbauzins kommt es nicht an. 4Sind Erbbauzinsen 


während der Laufzeit des Erbbaurechts in unterschiedlicher Höhe vereinbart (z. B. bei Sonderzahlungen 


oder gestaffeltem Erbbauzins), kann aus Vereinfachungsgründen ein durchschnittlicher Jahresbetrag aus 


den insgesamt nach dem Bewertungsstichtag zu leistenden Erbbauzinsen in Abhängigkeit von der 


Restlaufzeit gebildet werden. 5Die künftigen Anpassungen auf Grund von Wertsicherungsklauseln (z. B. 


Anknüpfung der Erbbauzinsen an den Verbraucherpreisindex) sind nicht zu berücksichtigen. 6Der 


vertraglich vereinbarte jährliche Erbbauzins ist über die auf volle Jahre abgerundete Restlaufzeit des 


Erbbaurechts mit dem sich aus der Anlage 21 BewG ergebenden Vervielfältiger zu kapitalisieren. 7Für 


die Anwendung des Vervielfältigers sind die Zinssätze maßgebend, die von den Gutachterausschüssen 


bei der Ermittlung des Erbbaugrundstücksfaktors im Sinne des § 194 Absatz 2 Satz 2 BewG zugrunde 


gelegt wurden. 8Soweit von den Gutachterausschüssen keine derartigen Zinssätze zur Verfügung stehen, 


sind die Zinssätze nach § 194 Absatz 5 Satz 3 i. V. m. § 193 Absatz 4 Satz 3 BewG anzuwenden. 9Für 


nicht in der Anlage 21 BewG aufgeführte Zinssätze, ist der Vervielfältiger nach der dort angegebenen 


Formel zu berechnen und auf zwei Nachkommastellen kaufmännisch zu runden. 10Rz. 73 Satz 7 gilt 


entsprechend. 11Beträgt die Restlaufzeit des Erbbaurechts weniger als ein Jahr, ist der Vervielfältiger 


mit einem Wert von 0 zu berücksichtigen. 12Liegt ein immerwährendes Erbbaurecht vor, entspricht der 


Vervielfältiger dem Kehrwert des nach § 194 Absatz 4 Satz 2 oder 3 BewG anzuwendenden Zinssatzes. 


1Ein Gebäudewertanteil des Erbbaugrundstücks ergibt sich nur dann, wenn bei Beendigung des 


Erbbaurechts durch Zeitablauf der verbleibende Gebäudewert nicht oder nur teilweise zu entschädigen 


ist und die Restnutzungsdauer der Gebäude die Restlaufzeit des Erbbaurechts übersteigt (> Rz. 74). 2Ein 


bei Ablauf des Erbbaurechts verbleibender und nicht zu entschädigender Wertanteil der Gebäude oder 


des Gebäudes ist nach § 194 Absatz 3 Satz 2 i. V. m. § 193 Absatz 5 BewG dem finanzmathematischen 


Wert des Erbbaugrundstücks hinzuzurechnen (> Rz. 80, 81). 3Für die Ermittlung des bei Ablauf des 


Erbbaurechts nicht zu entschädigenden Wertanteils der Gebäude oder des Gebäudes gilt Rz. 74 


entsprechend. 


Bewertung der wirtschaftlichen Einheit des Erbbaugrundstücks 


Beispiel (Sachverhalt wie in Rz. 75): 


Vom Gutachterausschuss stehen weder Erbbaugrundstückskoeffizienten noch 


Erbbaugrundstücksfaktoren zur Verfügung. 


I. Finanzmathematischer Wert des Erbbaugrundstücks 


I.1 Abgezinster Bodenwert des fiktiv unbelasteten Grundstücks am Bewertungsstichtag 


Bodenwert: 125 000 EUR 


Grundstücksfläche 500 m² 


x Bodenrichtwert (500 m² x 250 EUR/m²) 250 EUR/m² 


Abzinsungsfaktor (nach der Formel aus Anlage 26 BewG) x 0,3817 


Restlaufzeit des Erbbaurechts 39 Jahre 


Bewertungsstichtag 6.4.2023 


Ablauf des Erbbaurechts 1.4.2063 


Zinssatz (Einfamilienhaus) 2,5 % 


(§ 194 Absatz 4 Satz 3 i. V. m. § 193 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 BewG) 


Abgezinster Bodenwert 47 712 EUR 







   


 


     


 


  


  


  


   


   


      


       


 


      


 


      


  


   


  


 


  


    


 


   


  


  


       


          


 


 


   


 


    


    


    


 


   


 


  


 


    


   


     


 


 


  


          


 


 


   


 


   


 


    


I.2 Barwert der vertraglich vereinbarten jährlichen Erbbauzinsen am Bewertungsstichtag 


Vertraglich vereinbarter jährlicher Erbbauzins 2 800 EUR 


Vervielfältiger (nach der Formel aus Anlage 21 BewG) x 24,73 


Restlaufzeit des Erbbaurechts 39 Jahre 


Bewertungsstichtag 6.4.2023 


Ablauf des Erbbaurechts 1.4.2063 


Zinssatz (Einfamilienhaus) 2,5 % 


(§ 194 Absatz 5 Satz 3 i. V. m. § 193 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 BewG 


Barwert der vertraglich vereinbarten jährlichen Erbbauzinsen 69 244 EUR 


I.3 Nicht zu entschädigender Wertanteil des Gebäudes bei Ablauf des Erbbaurechts 


Restnutzungsdauer zum Bewertungsstichtag 24 Jahre 


Bewertungsstichtag 2023 


Bezugsfertigkeit des Gebäudes 1964 


Alter des Gebäudes 59 Jahre 


Gesamtnutzungsdauer 


(aus Anlage 22 BewG) 80 Jahre 


Mindestrestnutzungsdauer nach § 190 Absatz 6 Satz 5 BewG ist unterschritten 


(30 % von 80 Jahren = 24 Jahre) 


Restlaufzeit des Erbbaurechts 39 Jahre 


Bewertungsstichtag 6.4.2023 


Ablauf des Erbbaurechts 1.4.2063 


Die Restlaufzeit des Erbbaurechts übersteigt die Restnutzungsdauer des Gebäudes am 


Bewertungsstichtag. Es ist kein nicht zu entschädigender Wertanteil des Gebäudes bei Ablauf des 


Erbbaurechts zu berücksichtigen. 


I.4 Finanzmathematischer Wert des Erbbaugrundstücks am Bewertungsstichtag 


Abgezinster Bodenwert (I.1) 47 712 EUR 


Barwert der vertraglich vereinbarten jährlichen Erbbauzinsen (I.2) + 69 244 EUR 


Finanzmathematischer Wert des Erbbaugrundstücks am Bewertungsstichtag 116 956 EUR 


II. Erbbaugrundstücksfaktor 1,0 


III. Wert des Erbbaugrundstücks (Grundbesitzwert) 


Finanzmathematischer Wert des Erbbaugrundstücks (I.4) 116 956 EUR 


Erbbaugrundstücksfaktor (II.) x 1,0 


Wert des Erbbaugrundstücks (Grundbesitzwert) 116 956 EUR 


Abwandlung (A) zum Beispiel: 


Das zu bewertende Einfamilienhaus wurde in Ausübung des Erbbaurechts in 1934 errichtet. Das 


Erbbaurecht läuft am 1.4.2033 ab. 


A I. Finanzmathematischer Wert des Erbbaugrundstücks 


A I.1 Abgezinster Bodenwert des fiktiv unbelasteten Grundstücks am Bewertungsstichtag 


Bodenwert: 125 000 EUR 







  


  


 


   


   


  


   


  


        


     


 


   


 


     


 


  


   


  


   


   


   


       


 


      


 


     


  


   


  


 


  


   


 


      


  


  


     


      


        


 


 


  


 


 


     


 


 


 


    


   


   


  


     


   


Grundstücksfläche 500 m² 


x Bodenrichtwert (500 m² x 250 EUR/m²) 250 EUR/m² 


Abzinsungsfaktor (nach der Formel aus Anlage 26 BewG) x 0,8007 


Restlaufzeit des Erbbaurechts 9 Jahre 


Bewertungsstichtag 6.4.2023 


Ablauf des Erbbaurechts 1.4.2033 


Zinssatz (Einfamilienhaus) 2,5 % 


(§ 194 Absatz 4 Satz 3 i. V. m. § 193 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 BewG) 


Abgezinster Bodenwert 100 087 EUR 


A I.2 Barwert der vertraglich vereinbarten jährlichen Erbbauzinsen am Bewertungsstichtag 


Vertraglich vereinbarter jährlicher Erbbauzins 2 800 EUR 


Vervielfältiger (nach der Formel aus Anlage 21 BewG) x 7,97 


Restlaufzeit des Erbbaurechts 9 Jahre 


Bewertungsstichtag 6.4.2023 


Ablauf des Erbbaurechts 1.4.2033 


Zinssatz (Einfamilienhaus) 2,5 % 


(§ 194 Absatz 5 Satz 3 i. V. m. § 193 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 BewG 


Barwert der vertraglich vereinbarten jährlichen Erbbauzinsen 22 316 EUR 


A I.3 Nicht zu entschädigender Wertanteil des Gebäudes bei Ablauf des Erbbaurechts 


Restnutzungsdauer zum Bewertungsstichtag 24 Jahre 


Bewertungsstichtag 2023 


Bezugsfertigkeit des Gebäudes 1934 


Alter des Gebäudes 89 Jahre 


Gesamtnutzungsdauer 


(aus Anlage 22 BewG) 80 Jahre 


Mindestrestnutzungsdauer nach § 190 Absatz 6 Satz 5 BewG ist unterschritten 


(30 % von 80 Jahren = 24 Jahre) 


Restlaufzeit des Erbbaurechts 9 Jahre 


Bewertungsstichtag 6.4.2023 


Ablauf des Erbbaurechts 1.4.2063 


Restnutzungsdauer bei Ablauf des Erbbaurechts 15 Jahre 


Die Restnutzungsdauer des Gebäudes übersteigt die Restlaufzeit des Erbbaurechts am 


Bewertungsstichtag. Es ist ein nicht zu entschädigender Wertanteil des Gebäudes bei Ablauf des 


Erbbaurechts zu berücksichtigen. 


I.3.1 Wert des fiktiv unbelasteten Grundstücks bei Ablauf des Erbbaurechts 


Bodenwert 


Grundstücksfläche x Bodenrichtwert (500 m² x 250 EUR/m²) 125 000 EUR 


Gebäudesachwert 


freistehendes Einfamilienhaus: 


Regelherstellungskosten (aus Anlage 24 BewG) 835 EUR/m² 


Gebäudeart 1.01 


Standardstufe (alle Bauteile) 3 


Brutto-Grundfläche x 230 m² 


Baupreisindex (§ 190 Absatz 3 Satz 2 i. V. m. Absatz 4 BewG) x 164,0/100 


Gebäudeart 1.01 







  


      


    


        


    


     


 


     


   


    


    


 


 


    


  


 


     


   


      


 


  


 


 


     


 


  


 


      


    


     


 


     


 


    


   


  


  


   


  


     


     


 


      


 


        


   


      


 


   


 


     


     


      


    


Bewertungsstichtag 2023 


durchschnittliche Herstellungskosten 314 962 EUR 


Regionalfaktor (§ 190 Absatz 3 Satz 1 i. V. m. Absatz 5 Satz 3 BewG) x 1,0 


Alterswertminderungsfaktor (§ 190 Absatz 6 Satz 1 BewG): 15 Jahre : 80 Jahre x 0,187 


Restnutzungsdauer bei Ablauf des Erbbaurechts 15 Jahre 


Gebäudesachwert (Einfamilienhaus) 58 897 EUR 


Vorläufiger Sachwert 183 897 EUR 


Bodenwert 125 000 EUR 


Gebäudesachwert + 58 897 EUR 


Summe 183 897 EUR 


Sachwert 


Vorläufiger Sachwert 183 897 EUR 


Wertzahl (aus Anlage 25 BewG) x 1,300 


Einfamilienhaus 


Vorläufiger Sachwert 183 897 EUR 


Bodenrichtwert 250 EUR/m² 


Sachwert (bebautes Grundstück) bei Ablauf des Erbbaurechts 239 066 EUR 


A I.3.2 Bodenwert des fiktiv unbelasteten Grundstücks bei Ablauf des Erbbaurechts 


Bodenwert 


Grundstücksfläche x Bodenrichtwert (500 m² x 250 EUR/m²) 125 000 EUR 


A I.3.3 Differenz aus A I.3.1 und A I.3.2 


Sachwert (A I.3.1) 239 066 EUR 


Bodenwert (A I.3.2) ./. 125 000 EUR 


Differenz (Wertanteil des Gebäudes bei Ablauf des Erbbaurechts) 114 066 EUR 


A I.3.4 Abzinsung des Wertanteils des Gebäudes bei Ablauf des Erbbaurechts 


Differenz A I.3.3 114 066 EUR 


Abzinsungsfaktor (nach Formel aus Anlage 26 BewG) 0,8007 


Restlaufzeit des Erbbaurechts 9 Jahre 


Bewertungsstichtag 6.4.2023 


Ablauf des Erbbaurechts 1.4.2033 


Zinssatz 2,5 % 


(§ 193 Absatz 5 Satz 4 i. V. m. 4 Absatz 4 Satz 3 Nummer 1 BewG) 


Wertanteil des Gebäudes (abgezinst auf den Bewertungsstichtag) 91 332 EUR 


A I.3.5 Nicht zu entschädigender Wertanteil des Gebäudes bei Ablauf des Erbbaurechts 


Abgezinster Wertanteil des Gebäudes I.3.4 91 332 EUR 


nicht zu entschädigender Wertanteil x 25 % 


Nicht zu entschädigender Wertanteil des Gebäudes bei Ablauf des Erbbaurechts 22 833 EUR 


A I.4 Finanzmathematischer Wert des Erbbaugrundstücks am Bewertungsstichtag 


Abgezinster Bodenwert (A I.1) 100 087 EUR 


Barwert der vertraglich vereinbarten jährlichen Erbbauzinsen (A I.2) + 22 316 EUR 


Nicht zu entschädig. Wertanteil des Gebäudes bei Ablauf des Erbbaurechts (A I.3.5) + 22 833 EUR 


Finanzmathematischer Wert des Erbbaugrundstücks am Bewertungsstichtag 145 236 EUR 
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A II. Erbbaugrundstücksfaktor 1,0 


A III. Wert des Erbbaugrundstücks (Grundbesitzwert) 


Finanzmathematischer Wert des Erbbaugrundstücks (A I.4) 145 236 EUR 


Erbbaugrundstücksfaktor (A II.) x 1,0 


Wert des Erbbaugrundstücks (Grundbesitzwert) 145 236 EUR 


Zu § 195 BewG 


Gebäude auf fremdem Grund und Boden (R B 195.1 ErbStR 2019) 


Zu bewerten sind als selbständige wirtschaftliche Einheiten sowohl ein Gebäude auf fremdem Grund 


und Boden als auch das (mit dem Gebäude auf fremdem Grund und Boden) belastete Grundstück. 


1Ein Gebäude auf fremdem Grund und Boden liegt vor, wenn ein anderer als der Eigentümer des Grund 


und Bodens darauf ein Gebäude errichtet hat und ihm das Gebäude zuzurechnen ist (§ 70 Absatz 3, 


§ 151 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, § 157 Absatz 3 Satz 2, § 180 Absatz 2 BewG). 2Das ist insbesondere 


der Fall, wenn es Scheinbestandteil des Grund und Bodens ist (§ 95 BGB). 3Sofern dem 


Nutzungsberechtigten für den Fall der Nutzungsbeendigung gegenüber dem Eigentümer des Grund und 


Bodens ein Anspruch auf Ersatz des Verkehrswerts des Gebäudes zusteht, ist bewertungsrechtlich von 


einem Gebäude auf fremdem Grund und Boden auszugehen. 4Ein solcher Anspruch kann sich aus einer 


vertraglichen Vereinbarung oder aus dem Gesetz ergeben. 5Als Gebäude auf fremdem Grund und Boden 


erfasst werden das Gebäude, die sonstigen Bestandteile, wie die vom Nutzungsberechtigten errichteten 


Außenanlagen, und das Zubehör. 6Außerdem wird der Vorteil oder Nachteil des Eigentümers des 


Gebäudes auf fremdem Grund und Boden erfasst, der dadurch erlangt wird, dass für die Nutzung des 


Grundstücks weniger oder mehr als der volle Bodenwertverzinsungsbetrag (angemessene 


Bodenwertverzinsung) zu leisten ist. 7Werden auf einem Grundstück nur Betriebsvorrichtungen (§ 176 


Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 BewG) oder Außenanlagen errichtet, liegt kein Gebäude auf fremdem Grund 


und Boden vor. 


1Die wirtschaftliche Einheit belastetes Grundstück umfasst die vertraglich überlassene Fläche des Grund 


und Bodens unter Berücksichtigung der Restlaufzeit des Nutzungsrechts und der erhaltenen 


Nutzungsentgelte. 2Enthält der Vertrag keine Angaben zur überlassenen Fläche, ist auf die tatsächlichen 


Verhältnisse des Einzelfalls abzustellen. 3Dabei ist neben der Grundfläche des Gebäudes regelmäßig 


auch die Fläche im Umgriff des Gebäudes zu erfassen. 4Ist eine eindeutige Abgrenzung nicht möglich, 


bestehen keine Bedenken, vom Fünffachen der bebauten Fläche auszugehen. 5Ist ein einheitliches 


Gebäude auf mehreren unmittelbar nebeneinander liegenden Grundstücken errichtet worden, die 


unterschiedlichen Grundstückseigentümern gehören, gilt R B 192.1 Absatz 4 entsprechend. 


Wertermittlung bei Gebäuden auf fremdem Grund und Boden 


und belasteten Grundstücken (R B 195.2 ErbStR 2019) 


1Die Bewertung in Fällen mit Gebäuden auf fremdem Grund und Boden nach § 195 BewG wurde in 


Anlehnung an die Bewertung in Erbbaurechtsfällen nach §§ 192 bis 194 BewG ausgestaltet. 2In Fällen 


mit Gebäuden auf fremdem Grund und Boden sind die Werte für die wirtschaftliche Einheit des 


Gebäudes auf fremdem Grund und Boden nach § 195 Absatz 2 bis 4 BewG und die wirtschaftliche 


Einheit des belasteten Grundstücks nach § 195 Absatz 5 bis 7 BewG gesondert zu ermitteln. 3Die nach 


§ 195 BewG ermittelten Grundbesitzwerte dürfen gemäß § 195 Absatz 1 Satz 2 BewG jeweils nicht 


weniger als 0 Euro betragen. 







   


 


         


 


 


          


    


       


      


 


 


        


    


 


          


 


 


 
 


           


       


       


   


 


 


             


     


     


       


              


       


 


 


    
    


    


       


       
       


        


       
      


     


 


 


 


 


Wertermittlung bei Gebäuden auf fremdem Grund und Boden 


90 1Der Wert des Gebäudes auf fremdem Grund und Boden wird gemäß § 195 Absatz 2 Satz 1 BewG durch 


die Summe aus 


1. dem Wert des fiktiv unbelasteten Grundstücks nach den §§ 179, 182 bis 196 BewG abzüglich des 


Bodenwerts des fiktiv unbelasteten Grundstücks nach § 179 BewG und 


2. der nach § 195 Absatz 3 BewG über die Restlaufzeit des Nutzungsrechts kapitalisierten Differenz 


aus dem angemessenen Verzinsungsbetrag des Bodenwerts des fiktiv unbelasteten Grundstücks 


und dem vertraglich vereinbarten jährlichen Nutzungsentgelt 


gebildet. 2Ein bei Ablauf des Nutzungsrechts nicht zu entschädigender Wertanteil der Gebäude oder des 


Gebäudes ist gemäß § 195 Absatz 4 BewG abzuziehen. 


91 Damit ergibt sich zur Ermittlung des Werts des Gebäudes auf fremdem Grund und Boden folgendes 


Ablaufschema: 


Wert des Gebäudes auf fremdem Grund und Boden 
(§ 195 Absatz 2 i. V. m. Absatz 3 und 4 BewG) 


ggf. nicht zu entschädigender Wertanteil des Gebäudes bei Ablauf des Nutzungsrechts 


(§ 195 Absatz 2 Satz 2 i. V. m. Absatz 4 BewG) 


über die Restlaufzeit der Nutzungsrechts kapitalisierte Differenz aus dem angemessenen Verzingsbetrag 
des Bodenwertes des unbelasteten Grundstücks und dem vertraglich vereinbarten jährlichen 


Nutzungsentgelt 
(§ 195 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 i. V. m. Absatz 3 BewG) 


Wert des unbelasteten Grundstücks nach §§ 179, 182 bis 196 BewG 
abzüglich des Bodenwerts des unbelasteten Grundstücks nach § 179 BewG 


(§ 195 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 BewG) 


92 1Nach § 195 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 i. V. m. Absatz 3 Satz 1 BewG ist der Unterschiedsbetrag aus 


dem angemessenen Verzinsungsbetrag des Bodenwerts des unbelasteten Grundstücks (> Rz. 93) und 


dem vertraglich vereinbarten jährlichen Nutzungsentgelt (> Rz. 94) über die Restlaufzeit des 


Nutzungsrechts mit dem sich aus Anlage 21 BewG ergebenden Vervielfältiger zu kapitalisieren. 


93 1Der angemessene Verzinsungsbetrag des Bodenwerts des unbelasteten Grundstücks ergibt sich gemäß 


§ 195 Absatz 3 Satz 4 BewG durch Multiplikation des Bodenwerts für das fiktiv unbelastete Grundstück 


nach § 179 BewG mit den von den Gutachterausschüssen für die jeweilige Grundstücksart ermittelten 


Liegenschaftszinssätzen nach Maßgabe des § 177 Absatz 2 und 3 BewG. 2Soweit von den 


Gutachterausschüssen kein derartiger Liegenschaftszinssatz zur Verfügung steht, sind gemäß § 195 


Absatz 3 Satz 3 BewG die Zinssätze nach § 193 Absatz 4 Satz 3 BewG anzuwenden. 3Liegt ein 


immerwährendes Nutzungsrecht vor, entspricht der Vervielfältiger dem Kehrwert des nach Satz 1 oder 


2 anzuwendenden Zinssatzes. 
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1Maßgebendes Nutzungsentgelt ist nach § 195 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 BewG das am 


Bewertungsstichtag zu zahlende Nutzungsentgelt, umgerechnet auf einen Jahresbetrag. 2Dabei ist stets 


auf die vertraglichen Vereinbarungen abzustellen; auf das gezahlte Nutzungsentgelt kommt es nicht an. 
3Sind Nutzungsentgelte während der Laufzeit des Nutzungsrechts in unterschiedlicher Höhe vereinbart 


(z. B. bei Sonderzahlungen oder gestaffeltem Nutzungsentgelt), kann aus Vereinfachungsgründen ein 


durchschnittlicher Jahresbetrag aus den insgesamt nach dem Bewertungsstichtag zu leistenden 


Nutzungsentgelten in Abhängigkeit von der Restlaufzeit gebildet werden. 4Die künftigen Anpassungen 


auf Grund von Wertsicherungsklauseln (z. B. Anknüpfung der Nutzungsentgelte an den 


Verbraucherpreisindex) sind nicht zu berücksichtigen. 5Ist kein Nutzungsentgelt zu zahlen, stellt der 


angemessene Verzinsungsbetrag des Bodenwerts gleichzeitig den Unterschiedsbetrag (> Rz. 92) dar. 


1Der Unterschiedsbetrag zwischen dem angemessenen Verzinsungsbetrag des Bodenwerts des fiktiv 


unbelasteten Grundstücks (> Rz. 93) und dem vertraglich vereinbarten jährlichen Nutzungsentgelt 


(> Rz. 94) ist gemäß § 195 Absatz 3 Satz 1 BewG über die auf volle Jahre abgerundete Restlaufzeit des 


Nutzungsrechts mit dem sich aus Anlage 21 BewG ergebenden Vervielfältiger zu kapitalisieren. 2Für 


die Anwendung des Vervielfältigers sind die von den Gutachterausschüssen für die jeweilige 


Grundstücksart ermittelten Liegenschaftszinssätze nach Maßgabe des § 177 Absatz 2 und 3 BewG oder 


wenn derartige Liegenschaftszinssätze nicht zur Verfügung stehen, gemäß § 195 Absatz 3 Satz 3 BewG 


die Zinssätze nach § 193 Absatz 4 Satz 3 BewG maßgebend. 3Für nicht in der Anlage 21 BewG 


aufgeführte Zinssätze, ist der Vervielfältiger nach der dort angegebenen Formel zu berechnen und auf 


zwei Nachkommastellen kaufmännisch zu runden. 4Beträgt die Restlaufzeit des Nutzungsrechts weniger 


als ein Jahr, ist der Vervielfältiger mit 0 anzusetzen. 5Liegt ein immerwährendes Nutzungsrecht vor, 


entspricht der Vervielfältiger dem Kehrwert des nach Satz 2 anzuwendenden Zinssatzes. 


1Ist der Nutzer verpflichtet, das Gebäude bei Ablauf des Nutzungsrechts zu beseitigen, ergibt sich im 


Sinne des § 195 Absatz 4 Satz 7 BewG bei Ablauf des Nutzungsrechts keine Restnutzungsdauer und 


damit kein Wertanteil des Gebäudes mehr. 2Eine Ermittlung des nicht zu entschädigenden Wertanteils 


des Gebäudes bei Ablauf des Nutzungsrechts ist daher ausschließlich in den Fällen erforderlich, in denen 


keine Abrissverpflichtung für das Gebäude bei Ablauf des Nutzungsrechts besteht. 3Zur Ermittlung des 


bei Ablauf des Nutzungsrechts nicht zu entschädigenden Wertanteils der Gebäude oder des Gebäudes 


ist gemäß § 195 Absatzes 2 Satz 2 BewG i. V. m. Absatz 4 BewG auf den Zeitpunkt des Ablaufs des 


Nutzungsrechts die Differenz aus dem Wert des fiktiv unbelasteten Grundstücks nach den §§ 179, 182 


bis 196 BewG und dem Bodenwert für das fiktiv unbelastete Grundstück nach § 179 BewG zu ermitteln. 
4Bei diesen auf den Zeitpunkt des Ablaufs des Nutzungsrechts durchzuführenden Ermittlungen ist 


grundsätzlich von den Grundstücksmerkmalen und Bewertungsparametern am Bewertungsstichtag 


auszugehen. 5Dies gilt insbesondere für die Grundstücks- und Gebäudeflächen, Bodenrichtwerte, 


Roherträge, Bewirtschaftungskosten, Liegenschaftszinssätze, Regelherstellungskosten, Verbraucher-


und Baupreisindizes sowie Wertzahlen. 6Für die Bestimmung der Restnutzungsdauer zum Ablauf des 


Nutzungsrechts ist im Sinne des § 195 Absatz 4 Satz 2 BewG von der Restnutzungsdauer auszugehen, 


die bei der Ermittlung des unbelasteten Grundstücks nach § 195 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 BewG 


zugrunde gelegt wurde. 7Diese ist um die Restlaufzeit des Nutzungsrechts zu mindern. 8Übersteigt die 


Restlaufzeit des Nutzungsrechts die Restnutzungsdauer der Gebäude zum Bewertungsstichtag, entfällt 


demnach der Ansatz eines Gebäudewertanteils. 9Ausschließlich bei einer über die Restlaufzeit des 


Nutzungsrechts hinausgehenden Restnutzungsdauer des Gebäudes ist ein nicht zu entschädigender 


Gebäudewertanteil nach § 195 Absatz 2 Satz 2 i. V. m. Absatz 4 BewG zu ermitteln.10Der ermittelte 


Unterschiedsbetrag nach Satz 3 ist mit dem sich aus Anlage 26 BewG ergebenden Abzinsungsfaktor auf 


den Bewertungsstichtag abzuzinsen. 11Der Abzinsungsfaktor nach Anlage 26 BewG ist abhängig vom 


maßgebenden Zinssatz und der auf volle Jahre abgerundeten Restlaufzeit des Nutzungsrechts. 12Für die 


Anwendung des Abzinsungsfaktors sind die von den Gutachterausschüssen für die jeweilige 


Grundstücksart ermittelten Liegenschaftszinssätze nach Maßgabe des § 177 Absatz 2 und 3 BewG oder 


wenn derartige Liegenschaftszinssätze nicht zur Verfügung stehen, gemäß § 195 Absatz 4 Satz 4 BewG 


die Zinssätze nach § 193 Absatz 4 Satz 3 BewG maßgebend. 13Für nicht in der Anlage 26 BewG 
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aufgeführte Zinssätze, ist der Abzinsungsfaktor nach der dort angegebenen Formel zu berechnen und 


auf vier Nachkommastellen kaufmännisch zu runden. 14Liegt ein immerwährendes Nutzungsrecht vor, 


ist der Abzinsungsfaktor 0 (§ 195 Absatz 4 Satz 5 BewG). 15In diesen Fällen ist kein Wertanteil des 


Gebäudes vom Wert des Gebäudes auf fremdem Grund und Boden abzuziehen. 16Die Ermittlung des 


bei Ablauf des Nutzungsrechts nicht zu entschädigenden Wertanteils des Gebäudes entfällt in diesen 


Fällen. 17Der auf den Bewertungsstichtag abgezinste Unterschiedsbetrag ist mit dem nicht zu 


entschädigenden Wertanteil der jeweiligen Gebäude zu multiplizieren. 18Befindet sich das im 


Nutzungsrecht entstehende Gebäude im Zustand der Bebauung, stellen die am Bewertungsstichtag 


entstandenen Herstellungskosten nach § 196 BewG für die sich im Bau befindlichen Gebäude bzw. 


Gebäudeteile, ggf. abzüglich des bei Ablauf des Nutzungsrechts nicht entschädigten und auf den 


Bewertungsstichtag abgezinsten Anteils der Herstellungskosten, den nicht zu entschädigenden 


Wertanteil des Gebäudes dar (> R B 196.1 und R B 196.2 ErbStR 2019). 


Bewertung eines Gebäudes auf fremdem Grund und Boden 


Beispiel: 


Ein Gebäude auf fremdem Grund und Boden (Verbrauchermarkt; zu eigenen betrieblichen Zwecken 


genutzt; Baujahr 2015; alle Bauteile Standardstufe 4; keine übliche Miete ermittelbar) ist für Zwecke 


der Erbschaftsteuer auf den 15.03.2023 zu bewerten. Die auf volle Jahre abgerundete Restlaufzeit des 


Nutzungsrechts beträgt am Bewertungsstichtag noch 26 Jahre (Ablauf des Nutzungsrechts am 


31.12.2049). Das Gebäude ist bei Beendigung des Nutzungsrechts zu beseitigen. Die Brutto-


Grundfläche des Gebäudes beträgt 775 m². Für die Errichtung des Gebäudes auf fremdem Grund und 


Boden wurde vom Eigentümer des belasteten Grundstücks eine Grundstücksfläche von 1.000 m² 


vertraglich überlassen. Hierfür ist ein vertraglich vereinbartes jährliches Nutzungsentgelt in Höhe von 


10.000 EUR zu zahlen. Der Bodenrichtwert beträgt 200 EUR/m². 


Der Verbrauchermarkt stellt ein Geschäftsgrundstück dar (Nutzung ausschließlich zu eigenen 


gewerblichen Zwecken). Für das Geschäftsgrundstück lässt sich keine übliche Miete ermitteln, so dass 


die Bewertung des Gebäudes auf fremdem Grund und Boden nach dem Sachwertverfahren erfolgt. Für 


die Anwendung des Sachwertverfahrens stehen weder Regionalfaktoren noch Sachwertfaktoren zur 


Verfügung. 


I. Wertanteil des Gebäudes am Bewertungsstichtag 


I.1. Wert des fiktiv unbelasteten Grundstücks am Bewertungsstichtag 


Bodenwert 


Grundstücksfläche x Bodenrichtwert (1 000 m² x 200 EUR/m²) 200 000 EUR 


Gebäudesachwert 


Verbrauchermarkt: 


Regelherstellungskosten (aus Anlage 24 BewG) 870 EUR/m² 


Gebäudeart 13.1 


Standardstufe (alle Bauteile) 4 


Brutto-Grundfläche x 775 m² 


Baupreisindex (§ 190 Absatz 3 Satz 2 i. V. m. Absatz 4 BewG) x 166,9/100 


Gebäudeart 13.1 


Bewertungsstichtag 2023 


durchschnittliche Herstellungskosten 1 125 323 EUR 


Regionalfaktor (§ 190 Absatz 3 Satz 1 i. V. m. Absatz 5 Satz 3 BewG) x 1,0 


Alterswertminderungsfaktor (§ 190 Absatz 6 Satz 1 BewG): 22 Jahre : 30 Jahre x 0,733 


Restnutzungsdauer 22 Jahre 


Bewertungsstichtag 2023 


Bezugsfertigkeit des Gebäudes 2015 







    


  


 


    


    


  


    


 


 


 


  


     


 


      


   


     


     


 


 


     


  


  


      


   


     


 


  


 


 


     


 


  


 


      


     


     


 


  


 


 


  


 


     


    


   


     


 


      


 


  


 


     


       


     


Alter des Gebäudes 8 Jahre 


Abrissverpflichtung 2049 


Gesamtnutzungsdauer 


(aus Anlage 22 BewG) 30 Jahre 


Mindestrestnutzungsdauer nach § 190 Absatz 6 Satz 5 BewG ist überschritten 


(30 % von 30 Jahren = 9 Jahre) 


Begrenzung der Restnutzungsdauer nach § 190 Absatz 6 Satz 6 BewG erfolgt nicht 


(Restnutzungsdauer bis zur Abrissverpflichtung 26 Jahre: 


Tatsächliche Gesamtnutzungsdauer des Gebäudes 34 Jahre 


(Jahr der Abrissverpflichtung 2049 abzüglich des Jahres der Bezugsfertigkeit 2015) 


abzüglich Alter des Gebäudes am Bewertungsstichtag 8 Jahre = 26 Jahre) 


Gebäudesachwert (Verbrauchermarkt) 824 861 EUR 


Vorläufiger Sachwert 1 024 861 EUR 


Bodenwert 200 000 EUR 


Gebäudesachwert + 824 861 EUR 


Summe 1 024 861 EUR 


Sachwert 


Vorläufiger Sachwert 1 024 861 EUR 


Wertzahl (aus Anlage 25 BewG) x 0,820 


Geschäftsgrundstück /Verbrauchermarkt 


Vorläufiger Sachwert 1 024 861 EUR 


Bodenrichtwert 200 EUR/m² 


Sachwert (bebautes Grundstück) 840 386 EUR 


I.2 Bodenwert des fiktiv unbelasteten Grundstücks am Bewertungsstichtag 


Bodenwert 


Grundstücksfläche x Bodenrichtwert (1 000 m² x 200 EUR/m²) 200 000 EUR 


I.3 Differenz aus I.1 und I.2 


Sachwert (bebautes Grundstück) 840 386 EUR 


Bodenwert ./. 200 000 EUR 


Differenz (Wertanteil des Gebäudes am Bewertungsstichtag) 640 386 EUR 


II. Wertvorteil/Wertnachteil gegenüber angemessener Bodenwertverzinsung am 


Bewertungsstichtag 


II.1 Angemessener Verzinsungsbetrag des Bodenwerts des fiktiv unbelasteten Grundstücks 


Bodenwert (I.2) 200 000 EUR 


Zinssatz x 6,0 % 


(§ 195 Absatz 3 Satz 3 i. V. m. § 193 Absatz 4 Satz 3 Nummer 5 BewG) 


Angemessener Verzinsungsbetrag des Bodenwerts 12 000 EUR 


II.2 Vertraglich vereinbartes jährliches Nutzungsentgelt 10 000 EUR 


II.3 Unterschiedsbetrag aus II.1 und II.2 


Angemessener Verzinsungsbetrag des Bodenwerts 12 000 EUR 


vertraglich vereinbartes jährliches Nutzungsentgelt ./. 10 000 EUR 


Unterschiedsbetrag 2 000 EUR 
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II.4 Kapitalisierung des Unterschiedsbetrags über die Restlaufzeit des Nutzungsrechts 


Unterschiedsbetrag (I1.3) 2 000 EUR 


Vervielfältiger (aus Anlage 21 BewG) 13,00 


Restlaufzeit des Nutzungsrechts 26 Jahre 


Bewertungsstichtag 15.3.2023 


Ablauf des Nutzungsrechts 31.12.2049 


Zinssatz (§ 193 Absatz 4 Satz 3 Nummer 5 BewG) 6,0 % 


Wertvorteil gegenüber angemessener Bodenwertverzinsung am Bewertungsstichtag 26 000 EUR 


III. Nicht zu entschädigender Wertanteil des Gebäudes bei Ablauf des Nutzungsrechts 


Der Nutzer ist verpflichtet, das Gebäude bei Ende des Nutzungsrechts zu beseitigen. Daher ergibt sich 


nach § 195 Absatz 2 Satz 2 i. V. m. Absatz 4 Satz 7 BewG kein nicht zu entschädigender Wertanteil des 


Gebäudes. 


IV. Wert des Gebäudes auf fremdem Grund und Boden 


Wertanteil des Gebäudes am Bewertungsstichtag (I.3) 640 386 EUR 


Wertvorteil gegenüber angemessener Bodenwertverzinsung 


am Bewertungsstichtag (II.4) + 26 000 EUR 


Wert des Gebäudes auf fremdem Grund und Boden (Grundbesitzwert) 666 386 EUR 


Wertermittlung für das mit dem Nutzungsrecht belastete Grundstück 


1Zur Ermittlung des Werts des mit dem Nutzungsrecht belasteten Grundstücks wird gemäß § 195 


Absatz 5 Satz 1 BewG die Summe aus 


1. dem nach § 195 Absatz 6 BewG über die Restlaufzeit des Nutzungsrechts abgezinsten Wert des 


fiktiv unbelasteten Grundstücks nach § 179 BewG (> Rz. 100) und 


2. dem nach § 195 Absatz 7 BewG über die Restlaufzeit des Nutzungsrechts kapitalisierten 


vertraglich vereinbarten jährlichen Nutzungsentgelt (> Rz. 101) 


gebildet. 2Ein bei Ablauf des Nutzungsrechts verbleibender und nicht zu entschädigender Wertanteil der 


Gebäude oder des Gebäudes im Sinne des § 195 Absatz 4 BewG ist hinzuzurechnen (> Rz. 102). 
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100 


101 


Damit ergibt sich zur Ermittlung des Werts des mit dem Nutzungsrecht belasteten Grundstücks 


folgendes Ablaufschema: 


Wert des belasteten Grundstücks 
(§ 195 Absatz 5 i. V. m. Absatz 4, 6 und 7 BewG) 


ggf. nicht zu entschädigender Wertanteil des Gebäudes bei Ablauf des Nutzungsrechts 


(§ 195 Absatz 5 Satz 2 i. V. m. § 195 Absatz 4 BewG) 


über die Restlaufzeit der Nutzungsrecht kapitalisiertes vertraglich vereinbartes jährliches 
Nutzungsentgelt 


(§ 195 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 i. V. m. Absatz 7 BewG) 


über die Restlaufzeit des Nutzungsrechts abgezinster Bodenwert des unbelasteten Grundstücks 
(§ 195 Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 i. V. m. Absatz 6 BewG) 


1Der Wert des fiktiv unbelasteten Grundstücks nach § 179 BewG ist gemäß § 195 Absatz 6 Satz 1 BewG 


über die Restlaufzeit des Nutzungsrechts mit dem sich aus der Anlage 26 BewG ergebenden 


Abzinsungsfaktor abzuzinsen. 2Der Abzinsungsfaktor nach Anlage 26 BewG ist abhängig vom 


maßgebenden Zinssatz und der auf volle Jahre abgerundeten Restlaufzeit des Nutzungsrechts. 3Für die 


Abzinsung sind die von den Gutachterausschüssen für jeweilige Grundstücksart ermittelten 


Liegenschaftszinssätze nach Maßgabe des § 177 Absatz 2 und 3 BewG anzuwenden. 4Soweit von den 


Gutachterausschüssen keine derartigen Liegenschaftszinssätze zur Verfügung stehen, sind die Zinssätze 


nach § 193 Absatz 4 Satz 3 BewG anzuwenden. 5Für nicht in der Anlage 26 BewG aufgeführte 


Zinssätze, ist der Abzinsungsfaktor nach der dort angegebenen Formel zu berechnen und auf vier 


Nachkommastellen kaufmännisch zu runden. 6Rz. 73 Satz 7 gilt entsprechend. 7Beträgt die Restlaufzeit 


des Nutzungsrechts weniger als ein Jahr, ist der Abzinsungsfaktor 1 anzuwenden. 8Liegt ein 


immerwährendes Nutzungsrecht vor, ist der Abzinsungsfaktor 0. 


1Dem über die Restlaufzeit des Nutzungsrechts abgezinsten Wert des fiktiv unbelasteten Grundstücks 


nach § 179 BewG (Rz. 100) ist gemäß § 195 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 i. V. m. § 195 Absatz 7 BewG 


das ebenfalls über die Restlaufzeit des Nutzungsrechts kapitalisierte Nutzungsentgelt hinzuzurechnen. 
2Maßgebendes Nutzungsentgelt ist nach § 195 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 BewG das am 


Bewertungsstichtag zu zahlende Nutzungsentgelt, umgerechnet auf einen Jahresbetrag. 3Dabei ist stets 


auf die vertraglichen Vereinbarungen abzustellen; auf das gezahlte Nutzungsentgelt kommt es nicht an. 
4Sind Nutzungsentgelte während der Laufzeit des Nutzungsrechts in unterschiedlicher Höhe vereinbart 


(z. B. bei Sonderzahlungen oder gestaffeltem Nutzungsentgelt), kann aus Vereinfachungsgründen ein 


durchschnittlicher Jahresbetrag aus den insgesamt nach dem Bewertungsstichtag zu leistenden 


Nutzungsentgelten in Abhängigkeit von der Restlaufzeit gebildet werden. 5Die künftigen Anpassungen 


auf Grund von Wertsicherungsklauseln (z. B. Anknüpfung der Nutzungsentgelte an den 


Verbraucherpreisindex) sind nicht zu berücksichtigen. 6Das vertraglich vereinbarte jährliche 


Nutzungsentgelt ist über die auf volle Jahre abgerundete Restlaufzeit des Nutzungsrechts mit dem sich 


aus Anlage 21 BewG ergebenden Vervielfältiger zu kapitalisieren. 7Für die Anwendung des 


Vervielfältigers sind nach der Anlage 21 BewG die von den Gutachterausschüssen für jeweilige 


Grundstücksart ermittelten Liegenschaftszinssätze nach Maßgabe des § 177 Absatz 2 und 3 BewG 


maßgebend. 8Soweit von den Gutachterausschüssen keine derartigen Liegenschaftszinssätze zur 


Verfügung stehen, sind die Zinssätze nach § 193 Absatz 4 Satz 3 BewG anzuwenden. 9Für nicht in der 







   


         


          


        


     


 


         


          


      


        


                  


       


       


 


 


   


  


 


  


 


    


   


  


 


  


  


  


    


      


      


 


     


 


      


 


  


   


  


    


      


        


 


       


 


        


        


 


 


  


 


      


  


    


    


 


 


Anlage 21 BewG aufgeführte Zinssätze ist der Abzinsungsfaktor nach der dort angegebenen Formel zu 


berechnen und auf zwei Nachkommastellen kaufmännisch zu runden. 10Rz. 73 Satz 7 gilt entsprechend. 
11Beträgt die Restlaufzeit des Nutzungsrechts weniger als ein Jahr, ist der Vervielfältiger mit einem Wert 


von 0 zu berücksichtigen. 12Liegt ein immerwährendes Nutzungsrecht vor, entspricht der Vervielfältiger 


dem Kehrwert des nach Satz 7 oder 8 anzuwendenden Zinssatzes. 


102 1Ein Gebäudewertanteil des belasteten Grundstücks bei Ablauf des Nutzungsrechts ergibt sich nur dann, 


wenn der bei Ablauf des Nutzungsrechts verbleibende Gebäudewert nicht oder nur teilweise zu 


entschädigen ist und die Restnutzungsdauer der Gebäude die Restlaufzeit des Nutzungsrechts übersteigt 


(> Rz. 96). 2Ein bei Ablauf des Nutzungsrechts verbleibender und nicht zu entschädigender Wertanteil 


der Gebäude oder des Gebäudes ist nach § 195 Absatz 5 Satz 2 i. V. m. Absatz 4 BewG dem Wert des 


belasteten Grundstücks hinzuzurechnen (> Rz. 98, 99). 3Für die Ermittlung des bei Ablauf des 


Nutzungsrechts nicht zu entschädigenden Wertanteils der Gebäude oder des Gebäudes gilt Rz. 96 


entsprechend. 


103 Bewertung eines mit einem Nutzungsrecht belasteten Grundstücks 


Beispiel (Sachverhalt wie in Rz. 97): 


I. Abgezinster Bodenwert des fiktiv unbelasteten Grundstücks am Bewertungsstichtag 


Bodenwert: 200 000 EUR 


Grundstücksfläche 1 000 m² 


x Bodenrichtwert (500 m² x 250 EUR/m²) 200 EUR/m² 


Abzinsungsfaktor (aus Anlage 26 BewG) x 0,2198 


Restlaufzeit des Nutzungsrechts 26 Jahre 


Bewertungsstichtag 15.3.2023 


Ablauf des Nutzungsrechts 31.12.2049 


Zinssatz (§ 193 Absatz 4 Satz 3 Nummer 5 BewG) 6,0 % 


Abgezinster Bodenwert 43 960 EUR 


II. Barwert des vertraglich vereinbarten jährlichen Nutzungsentgelts am Bewertungsstichtag 


Vertraglich vereinbartes jährliches Nutzungsentgelt 10 000 EUR 


Vervielfältiger (aus Anlage 21 BewG) x 13,00 


Restlaufzeit des Nutzungsrechts 26 Jahre 


Bewertungsstichtag 15.3.2023 


Ablauf des Nutzungsrechts 31.12.2049 


Zinssatz (§ 193 Absatz 4 Satz 3 Nummer 5 BewG) 6,0 % 


Barwert des vertraglich vereinbarten jährlichen Nutzungsentgelts 130 000 EUR 


III. Nicht zu entschädigender Wertanteil des Gebäudes bei Ablauf des Nutzungsrechts 


Der Nutzer ist verpflichtet, das Gebäude bei Ende des Nutzungsrechts zu beseitigen. Daher ergibt sich 


kein nicht zu entschädigender Wertanteil des Gebäudes nach § 195 Absatz 5 Satz 2 i. V. m. Absatz 4 


Satz 7 BewG. 


IV. Wert des belasteten Grundstücks 


Wertanteil des Bodens am Bewertungsstichtag (I.) 43 960 EUR 


Wertvorteil gegenüber angemessener Bodenwertverzinsung 


am Bewertungsstichtag (II.) + 130 000 EUR 


Wert des belasteten Grundstücks (Grundbesitzwert) 173 960 EUR 







 


 


 


          


   


 


 


 


V. Anwendung 


104 Der Erlass ergeht im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehörden der anderen Länder und ist für 


alle Bewertungsstichtage nach dem 31. Dezember 2022 anzuwenden. 
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		Regelherstellungskosten (R B 190.1 ErbStR 2019) 

		Baupreisindex (R B 190.4 ErbStR 2019) 

		Alterswertminderungsfaktor (Alterswertminderung R B 190.7 ErbStR 2019) 

		Grundstk mit mehreren Gebäuden bzw. Gebäudeteilen (R B 190.8 ErbStR 2019) 

		Besonders werthaltige Außenanlagen (R B 190.5 ErbStR 2019) 

		Zu § 191 BewG 

		Wertzahlen (R B 191 ErbStR 2019) 

		Zu § 193 BewG 

		Bewertung des Erbbaurechts (R B 193 ErbStR 2019) 

		Bewertung der wirtschaftlichen Einheit des Erbbaurechts 

		I. Finanzmathematischer Wert des Erbbaurechts 

		Bodenwert 

		Gebäudesachwert 

		II. Erbbaurechtsfaktor 1,0 

		Abwandlung (A) zum Beispiel: 

		A I. Finanzmathematischer Wert des Erbbaurechts 

		Differenz (Wertanteil des Gebäudes am Bewertungsstichtag) 156 164 EUR 

		Wertvorteil gegenber angemessener Bodenwertverzinsung am Bewertungsstichtag 2 590 EUR 

		Sachwert 

		Differenz (Wertanteil des Gebäudes bei Ablauf des Erbbaurechts) 114 477 EUR 

		Wertanteil des Gebäudes (abgezinst auf den Bewertungsstichtag) 91 662 EUR 

		Nicht zu entschädigender Wertanteil des Gebäudes bei Ablauf des Erbbaurechts 22 916 EUR 

		A II. Erbbaurechtsfaktor 1,0 

		Wert des Erbbaurechts (Grundbesitzwert) 135 838 EUR 

		Zu § 194 BewG 

		Bewertung des Erbbaugrundstks (R B 194 ErbStR 2019) 

		Bewertung der wirtschaftlichen Einheit des Erbbaugrundstks 

		I. Finanzmathematischer Wert des Erbbaugrundstks 

		III. Wert des Erbbaugrundstks (Grundbesitzwert) 

		Wert des Erbbaugrundstks (Grundbesitzwert) 116 956 EUR 

		A I. Finanzmathematischer Wert des Erbbaugrundstks 

		Abgezinster Bodenwert 100 087 EUR 

		Barwert der vertraglich vereinbarten jährlichen Erbbauzinsen 22 316 EUR 

		Bodenwert 

		Gebäudesachwert 

		Sachwert 

		Differenz (Wertanteil des Gebäudes bei Ablauf des Erbbaurechts) 114 066 EUR 

		Wertanteil des Gebäudes (abgezinst auf den Bewertungsstichtag) 91 332 EUR 

		Nicht zu entschädigender Wertanteil des Gebäudes bei Ablauf des Erbbaurechts 22 833 EUR 

		Finanzmathematischer Wert des Erbbaugrundstks am Bewertungsstichtag 145 236 EUR 

		A II. Erbbaugrundstcksfaktor 1,0 

		Gebäude auf fremdem Grund und Boden (R B 195.1 ErbStR 2019) 

		Wertermittlung bei Gebäuden auf fremdem Grund und Boden und belasteten Grundstken (R B 195.2 ErbStR 2019) 

		Wertermittlung bei Gebäuden auf fremdem Grund und Boden 

		Bewertung eines Gebäudes auf fremdem Grund und Boden 

		I. Wertanteil des Gebäudes am Bewertungsstichtag 

		Gebäudesachwert 

		Sachwert 

		II. Wertvorteil/Wertnachteil gegenber angemessener Bodenwertverzinsung am Bewertungsstichtag 

		III. Nicht zu entschädigender Wertanteil des Gebäudes bei Ablauf des Nutzungsrechts 

		IV. Wert des Gebäudes auf fremdem Grund und Boden 

		Wertermittlung fr das mit dem Nutzungsrecht belastete Grundstk 

		103 Bewertung eines mit einem Nutzungsrecht belasteten Grundstcks 

		I. Abgezinster Bodenwert des fiktiv unbelasteten Grundstks am Bewertungsstichtag 

		II. Barwert des vertraglich vereinbarten jährlichen Nutzungsentgelts am Bewertungsstichtag 

		III. Nicht zu entschädigender Wertanteil des Gebäudes bei Ablauf des Nutzungsrechts 

		IV. Wert des belasteten Grundstks 

		Wert des belasteten Grundstks (Grundbesitzwert) 173 960 EUR 

		V. Anwendung 

		Ministerium fr Finanzen Baden-Wrttemberg 

		Bayerisches Staatsministerium der Finanzen und f Heimat 

		Senatsverwaltung fr Finanzen Berlin 

		Ministerium der Finanzen und fr Europa des Landes Brandenburg 

		Der Senator fr Finanzen der Freien Hansestadt Bremen 

		Finanzbehde der Freien und Hansestadt Hamburg 

		Hessisches Ministerium der Finanzen 

		Finanzministerium Mecklenburg-Vorpommern 












EuGH-Vorlage vom 22. November 2022, XI R 17/20
Zur Umsatzbesteuerung der Wärmeabgabe aus einer Biogas-Anlage


ECLI:DE:BFH:2022:VE.221122.XIR17.20.0


BFH XI. Senat


UStG § 3 Abs 1b, UStG § 10 Abs 4 S 1 Nr 1, EGRL 112/2006 Art 16, EGRL 112/2006 Art 74, EGRL 112/2006 Art 302, EGRL
112/2006 Art 289, AEUV Art 267, UStG VZ 2008


vorgehend Niedersächsisches Finanzgericht , 19. September 2019, Az: 11 K 195/17


Leitsätze


Dem EuGH werden folgende Fragen zur Auslegung von Art. 16 und Art. 74 MwStSystRL zur Vorabentscheidung
vorgelegt:


1. Handelt es sich um die "Entnahme eines Gegenstands durch einen Steuerpflichtigen aus seinem Unternehmen ... als
unentgeltliche Zuwendung" i.S. von Art. 16 MwStSystRL, wenn ein Steuerpflichtiger Wärme aus seinem Unternehmen
unentgeltlich an einen anderen Steuerpflichtigen für dessen wirtschaftliche Tätigkeit abgibt (hier: Zuwendung von
Wärme aus dem Blockheizkraftwerk eines Stromlieferanten an ein landwirtschaftliches Unternehmen zum Beheizen von
Spargelfeldern)? Kommt es hierfür darauf an, ob der steuerpflichtige Empfänger die Wärme für Zwecke verwendet, die
ihn zum Vorsteuerabzug berechtigen?


2. Schränkt der Tatbestand der Entnahme (Art. 16 MwStSystRL) den Selbstkostenpreis i.S. des Art. 74 MwStSystRL in der
Weise ein, dass bei seiner Berechnung nur vorsteuerbelastete Kosten einzubeziehen sind?


3. Gehören zum Selbstkostenpreis nur die unmittelbaren Herstellungs- oder Erzeugungskosten oder auch nur mittelbar
zurechenbare Kosten wie z.B. Finanzierungsaufwendungen?


Tenor


I. Dem Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) werden folgende Fragen zur Auslegung von Art. 16 und Art. 74 der
Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28.11.2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (MwStSystRL) zur
Vorabentscheidung vorgelegt:


1. Handelt es sich um die "Entnahme eines Gegenstands durch einen Steuerpflichtigen aus seinem Unternehmen ... als
unentgeltliche Zuwendung" im Sinne von Art. 16 MwStSystRL, wenn ein Steuerpflichtiger Wärme aus seinem
Unternehmen unentgeltlich an einen anderen Steuerpflichtigen für dessen wirtschaftliche Tätigkeit abgibt (hier:
Zuwendung von Wärme aus dem Blockheizkraftwerk eines Stromlieferanten an ein landwirtschaftliches Unternehmen
zum Beheizen von Spargelfeldern)?


Kommt es hierfür darauf an, ob der steuerpflichtige Empfänger die Wärme für Zwecke verwendet, die ihn zum
Vorsteuerabzug berechtigen?


2. Schränkt der Tatbestand der Entnahme (Art. 16 MwStSystRL) den Selbstkostenpreis im Sinne des Art. 74 MwStSystRL
in der Weise ein, dass bei seiner Berechnung nur vorsteuerbelastete Kosten einzubeziehen sind?


3. Gehören zum Selbstkostenpreis nur die unmittelbaren Herstellungs- oder Erzeugungskosten oder auch nur mittelbar
zurechenbare Kosten wie zum Beispiel Finanzierungsaufwendungen?


II. Das Revisionsverfahren wird bis zur Entscheidung durch den EuGH ausgesetzt.
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Tatbestand


I.


Die Klägerin, Revisionsklägerin und Revisionsbeklagte (Klägerin) betreibt eine Biogasanlage zur Erzeugung von
Biogas aus Biomasse. Das erzeugte Biogas wurde im Jahr 2008 (Streitjahr) zur dezentralen Strom- und
Wärmeproduktion in einem angeschlossenen Blockheizkraftwerk (BHKW) genutzt, indem es einem
Verbrennungsmotor zugeführt wurde, der einen Generator antrieb.


1


Der so produzierte Strom wurde überwiegend in das allgemeine Stromnetz eingespeist und von dem
Stromnetzbetreiber vergütet.


2


Die durch diesen Prozess ebenfalls erzeugte Wärme diente zu einem Teil dem Produktionsprozess. Den
überwiegenden Teil der Wärme überließ die Klägerin im Streitjahr mit Vertrag vom 29.11.2007 dem Unternehmer A
"kostenlos" zur Trocknung von Holz in Containern und mit Vertrag vom 29.07.2008 der B GbR (B), die mit der
Wärme ihre Spargelfelder beheizte. In beiden Verträgen ist geregelt, dass die Höhe der Vergütung je nach
wirtschaftlicher Lage des Wärmeabnehmers individuell vereinbart und in den Verträgen nicht festgelegt werde.


3


Im Streitjahr erhielt die Klägerin für die Lieferung von 6 714 247 kWh Strom vom Stromnetzbetreiber neben der
sogenannten ��sog.�� Mindest-Einspeisevergütung nach § 8 Abs. 1 des Gesetzes für den Vorrang Erneuerbarer
Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz) in der Fassung ��i.d.F.�� vom 07.11.2006 ��EEG�� (BGBl I 2006, 2550)
in Höhe von 1.054.337,85 € einen Erhöhungsbetrag nach § 8 Abs. 3 EEG (sog. Kraft-Wärme-Kopplung (KWK)-Bonus),
weil es sich bei dem von ihr erzeugten Strom um solchen im Sinne ��i.S.�� von § 3 Abs. 4 des Gesetzes für die
Erhaltung, die Modernisierung und den Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung (Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz) i.d.F.
vom 19.03.2002 ��KWKG�� (BGBl I 2002, 1092) handelte. Auch dieser KWK-Bonus in Höhe von 85.070,66 €
wurde entsprechend der Umsatzsteuererklärung der Klägerin vom Beklagten, Revisionskläger und
Revisionsbeklagten (Finanzamt ��FA��) in die Bemessungsgrundlage der steuerpflichtigen Umsätze einbezogen.


4


Da die Klägerin den Wärmeabnehmern kein Entgelt in Rechnung stellte, ging der Prüfer im Rahmen einer bei der
Klägerin durchgeführten Außenprüfung von einer unentgeltlichen Entnahme der Wärme i.S. von § 3 Abs. 1b Satz 1
Nr. 3 des Umsatzsteuergesetzes (UStG) an A und B aus. Mangels eines Einkaufspreises für Wärme berechnete er die
Bemessungsgrundlage für diese Entnahme gemäß § 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 UStG nach den Selbstkosten. Von den in
der Gewinn- und Verlustrechnung aufgeführten Gesamtkosten in Höhe von 1.104.453,35 € entfielen nach der
Berechnung des Prüfers auf die abgegebene Wärme 384.791,55 € (= 34,84 %), so dass er ��ausgehend von dieser
Bemessungsgrundlage�� insoweit Umsatzsteuer in Höhe von 73.110,29 € ansetzte.


5


Das FA folgte dem Ergebnis der Prüfung mit Umsatzsteuerbescheid für 2008 vom 17.11.2011. Den dagegen
eingelegten Einspruch wies es mit Einspruchsentscheidung vom 01.08.2012 als unbegründet zurück.


6


Mit ihrer ursprünglichen Klage machte die Klägerin u.a. geltend, der KWK-Bonus sei ein Entgelt von dritter Seite.
Das Finanzgericht (FG) gab der Klage der Klägerin im ersten Rechtsgang statt. Auf die Revision des FA hob der
Bundesfinanzhof (BFH) mit Urteil vom 31.05.2017 - XI R 2/14 (Sammlung der Entscheidungen des Bundesfinanzhofs
��BFHE�� 258, 191, Bundessteuerblatt ��BStBl�� II 2017, 1024) das Urteil des FG auf und wies die Sache an
das FG zurück. Der sog. KWK-Bonus, den der Stromnetzbetreiber an die Klägerin gezahlt habe, sei nicht Entgelt für
die "kostenlosen" Wärmeabgaben der Klägerin. Es handele sich bei der Vergütung des Stromnetzbetreibers vielmehr
um ein Entgelt für den von der Klägerin an ihn gelieferten Strom. Die Sache sei nicht spruchreif, da nicht
entschieden werden könne, in welcher Höhe die unentgeltlichen Wertabgaben der Klägerin versteuert werden
müssen. Dies richte sich nach § 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 UStG gemäß den Grundsätzen der BFH-Urteile vom
12.12.2012 - XI R 3/10 (BFHE 239, 377, BStBl II 2014, 809) und vom 16.11.2016 - V R 1/15 (BFHE 255, 354, BStBl II
2022, 777). Die dazu erforderlichen Feststellungen habe das FG nachzuholen.


7


Im zweiten Rechtsgang wendete sich die Klägerin u.a. im Hinblick auf die Bemessungsgrundlage für die
Wärmelieferungen gegen die Berechnung des FA, das diese Wertabgabe gemäß § 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 UStG nach
den Selbstkosten ermittelte. Das FG gab der Klage im zweiten Rechtsgang teilweise statt. Es reduzierte die
festgesetzte Umsatzsteuer. Die Umsatzsteuer für die unentgeltlichen Wertabgaben bemesse sich gemäß § 10 Abs. 4
Satz 1 Nr. 1 UStG nach den Selbstkosten, die nach der sog. Marktwertmethode zu berechnen seien. Es sei auf die
Marktwerte für Strom und Wärme am konkreten Ort der Klägerin abzustellen.


8


Mit der Revision rügen die Klägerin und das FA die Verletzung materiellen Rechts.9
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Entscheidungsgründe


II.


Der Senat setzt das Verfahren aus und legt dem Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) die im Tenor genannten
Fragen gemäß Art. 267 Abs. 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) zur
Vorabentscheidung vor.


10


1. Rechtlicher Rahmen11


a) Unionsrecht12


Art. 16 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28.11.2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem
(MwStSystRL) ordnet an:


Einer Lieferung von Gegenständen gegen Entgelt gleichgestellt ist die Entnahme eines Gegenstands durch einen
Steuerpflichtigen aus seinem Unternehmen für seinen privaten Bedarf oder für den Bedarf seines Personals oder als
unentgeltliche Zuwendung oder allgemein für unternehmensfremde Zwecke, wenn dieser Gegenstand oder seine
Bestandteile zum vollen oder teilweisen Vorsteuerabzug berechtigt haben.


Jedoch werden einer Lieferung von Gegenständen gegen Entgelt nicht gleichgestellt Entnahmen für Geschenke von
geringem Wert und für Warenmuster für die Zwecke des Unternehmens.


13


Art. 74 MwStSystRL bestimmt:


Bei den in den Artikeln 16 und 18 genannten Umsätzen in Form der Entnahme oder der Zuordnung eines
Gegenstands des Unternehmens durch einen Steuerpflichtigen oder beim Besitz von Gegenständen durch einen
Steuerpflichtigen oder seine Rechtsnachfolger im Fall der Aufgabe seiner steuerbaren wirtschaftlichen Tätigkeit ist
die Steuerbemessungsgrundlage der Einkaufspreis für diese oder gleichartige Gegenstände oder mangels eines
Einkaufspreises der Selbstkostenpreis, und zwar jeweils zu den Preisen, die zum Zeitpunkt der Bewirkung dieser
Umsätze festgestellt werden.


14


Art. 289 MwStSystRL regelt:


Steuerpflichtige, die eine Steuerbefreiung in Anspruch nehmen, haben kein Recht auf Vorsteuerabzug gemäß den
Artikeln 167 bis 171 und 173 bis 177 und dürfen die Mehrwertsteuer in ihren Rechnungen nicht ausweisen.


15


Art. 302 MwStSystRL ordnet an:


Nimmt ein Pauschallandwirt einen Pauschalausgleich in Anspruch, hat er in Bezug auf die dieser Pauschalregelung
unterliegenden Tätigkeiten kein Recht auf Vorsteuerabzug.


16


b) Nationales Recht17


§ 3 Abs. 1b UStG bestimmt:


Einer Lieferung gegen Entgelt werden gleichgestellt


1. die Entnahme eines Gegenstands durch einen Unternehmer aus seinem Unternehmen für Zwecke, die außerhalb
des Unternehmens liegen;


2. die unentgeltliche Zuwendung eines Gegenstands durch einen Unternehmer an sein Personal für dessen privaten
Bedarf, sofern keine Aufmerksamkeiten vorliegen;


3. jede andere unentgeltliche Zuwendung eines Gegenstands, ausgenommen Geschenke von geringem Wert und
Warenmuster für Zwecke des Unternehmens. Voraussetzung ist, dass der Gegenstand oder seine Bestandteile zum
vollen oder teilweisen Vorsteuerabzug berechtigt haben.


18


§ 10 Abs. 4 UStG regelt:


Der Umsatz wird bemessen


19
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1. bei dem Verbringen eines Gegenstands im Sinne des § 1a Abs. 2 und des § 3 Abs. 1a sowie bei Lieferungen im
Sinne des § 3 Abs. 1b nach dem Einkaufspreis zuzüglich der Nebenkosten für den Gegenstand oder für einen
gleichartigen Gegenstand oder mangels eines Einkaufspreises nach den Selbstkosten, jeweils zum Zeitpunkt des
Umsatzes;


...


§ 8 EEG


(1) Für Strom, der in Anlagen mit einer Leistung bis einschließlich 20 Megawatt gewonnen wird, die ausschließlich
Biomasse im Sinne der nach Absatz 7 erlassenen Rechtsverordnung einsetzen, beträgt die Vergütung ...


(3) Die Mindestvergütungen nach Absatz 1 Satz 1 erhöhen sich um jeweils 2,0 Cent pro Kilowattstunde, soweit es
sich um Strom im Sinne von § 3 Abs. 4 des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes handelt und dem Netzbetreiber ein
entsprechender Nachweis ... vorgelegt wird. Anstelle des Nachweises nach Satz 1 können für serienmäßig
hergestellte KWK-Anlagen mit einer Leistung von bis zu 2 Megawatt geeignete Unterlagen des Herstellers vorgelegt
werden, aus denen die thermische und elektrische Leistung sowie die Stromkennzahl hervorgehen.


20


§ 3 Abs. 4 KWKG


(4) KWK-Strom ist das rechnerische Produkt aus Nutzwärme und Stromkennzahl der KWK-Anlage. Bei Anlagen, die
nicht über Vorrichtungen zur Abwärmeabfuhr verfügen, ist die gesamte Netto-Stromerzeugung KWK-Strom.


21


2. Zur ersten Vorlagefrage22


a) Gegenstand der Vorlagefrage in Abgrenzung zu anderen Fallgestaltungen23


Die erste Vorlagefrage betrifft die Auslegung von Art. 16 MwStSystRL. Diese Bestimmung entspricht der früheren
Regelung in Art. 5 Abs. 6 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17.05.1977 zur Harmonisierung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern - Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche
Bemessungsgrundlage (Richtlinie 77/388/EWG), so dass der Senat davon ausgeht, dass die zu Art. 5 Abs. 6 der
Richtlinie 77/388/EWG ergangene EuGH-Rechtsprechung auch für die Auslegung von Art. 16 MwStSystRL zu
berücksichtigen ist.


24


Art. 16 Satz 1 MwStSystRL stellt die Entnahme eines Gegenstands durch einen Steuerpflichtigen aus seinem
Unternehmen in vier Fällen einer Lieferung gegen Entgelt gleich. Diese Fälle lassen sich unter dem Oberbegriff der
Entnahme zusammenfassen. Dabei geht es um "die Entnahme ... für seinen privaten Bedarf [Fall 1] oder [die
Entnahme] für den Bedarf seines Personals [Fall 2] oder [die Entnahme] als unentgeltliche Zuwendung [Fall 3] oder
[die Entnahme] allgemein für unternehmensfremde Zwecke [Fall 4]".


25


Im Streitfall hat die Klägerin eine Anlage mit Recht auf Vorsteuerabzug errichtet, die Strom produziert, den die
Klägerin als Steuerpflichtige gegen Entgelt steuerpflichtig liefert. Zumindest aufgrund einer vollumfänglichen
Unternehmenszuordnung stand ihr das volle Recht auf Vorsteuerabzug aus den Errichtungs- und Betriebskosten zu.
Die insoweit eintretenden Rechtsfolgen sind unstreitig.


26


Fraglich ist demgegenüber, welche Rechtsfolgen in Bezug auf die zusätzlich mit der Anlage erzeugte Wärme
eintreten. Diese Wärme kann unterschiedlich verwendet werden. So kann der Steuerpflichtige, der den Strom
steuerpflichtig gegen Entgelt liefert und für die Anlage den vollen Vorsteuerabzug geltend gemacht hat, die Wärme
ungenutzt entweichen lassen (Fall A), als natürliche Person (Einzelunternehmer) nutzen, um seine Wohnung zu
heizen (Fall B), für private Wohnzwecke an sein Personal für dessen Bedarf kostenlos abgeben (Fall C), als
Einrichtung des öffentlichen Rechts für eigene Hoheitszwecke, wie zum Beispiel ��z.B.�� das Beheizen von
Amtsstuben und damit für die in Art. 13 Abs. 1 Unterabsatz ��Unterabs.�� 1 MwStSystRL genannten
Hoheitstätigkeiten verwenden (Fall D), für private Wohnzwecke von Anwohnern in seiner Nähe an diese kostenlos
abgeben (Fall E) oder an einen anderen Steuerpflichtigen für dessen wirtschaftliche Tätigkeit kostenlos abgeben,
wobei hier auch noch danach zu differenzieren sein könnte, ob der Empfänger den Gegenstand im Rahmen seiner
wirtschaftlichen Tätigkeit für Zwecke verwendet, die ihn gemäß Art. 168 MwStSystRL oder gemäß Art. 169
MwStSystRL zum Vorsteuerabzug berechtigten (Fall F).


27


Die steuerrechtliche Beurteilung der meisten dieser Fälle ist unproblematisch. So fehlt es im Fall A am Vorgang
einer Entnahme, so dass Art. 16 Satz 1 MwStSystRL bereits deshalb nicht anzuwenden ist. Demgegenüber liegen in


28
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den Fällen B und C die Voraussetzungen von Art. 16 Satz 1 Fall 1 und 2 MwStSystRL vor, die jedenfalls bei einer
vollständigen Unternehmenszuordnung nicht zu einer Einschränkung des Vorsteuerabzugs führen. Im Fall D ist auf
der Grundlage des EuGH-Urteils Vereniging Noordelijke Land- en Tuinbouw Organisatie vom 12.02.2009 - C-515/07
(EU:C:2009:88) die Annahme einer Entnahme für unternehmensfremde Zwecke nach Art. 16 Satz 1 Fall 4
MwStSystRL zu verneinen, was dann wohl zu einer Einschränkung des Vorsteuerabzugs aus den Errichtungs- und
Betriebskosten der Anlage führt. Für den Fall E bejaht der BFH den Tatbestand der unentgeltlichen Zuwendungen
gemäß Art. 16 Satz 1 Fall 3 MwStSystRL mit vollem Vorsteuerabzug, da es hier sonst zu einem unversteuerten
Endverbrauch kommt (BFH-Urteil vom 25.11.2021 - V R 45/20, BFHE 275, 392, Rz 18).


Zweifelhaft ist demgegenüber die Beurteilung im Fall F, der dem hier zu beurteilenden Streitfall entspricht. Es stellt
sich die Frage, ob auch hier eine Entnahme "als unentgeltliche Zuwendung" i.S. von Art. 16 Satz 1 Fall 3
MwStSystRL zu bejahen ist.


29


b) Bisherige Rechtsprechung des EuGH zu Art. 16 MwStSystRL30


Der EuGH hat sich in der Vergangenheit bereits mehrfach zu einzelnen Tatbeständen des Art. 16 MwStSystRL (Art. 5
Abs. 6 der Richtlinie 77/388/EWG) geäußert.


31


So liegt eine Entnahme vor, wenn eine Erdölgesellschaft Gegenstände an einen Treibstoffkäufer gegen Gutscheine
abgibt, die der Treibstoffkäufer nach Maßgabe der gekauften Menge gegen Zahlung des vollen Endverkaufspreises
des Treibstoffs an der Tankstelle im Rahmen einer Werbeaktion erhalten hat (EuGH-Urteil Kuwait Petroleum vom
27.04.1999 - C-48/97, EU:C:1999:203, zweite Antwort zu Art. 5 Abs. 6 der Richtlinie 77/388/EWG). Dies bezieht sich
auf die Entnahme in Form der unentgeltlichen Zuwendung nach Art. 16 Satz 1 Fall 3 MwStSystRL, wie sich aus
Rz 24 dieses Urteils ergibt. Dabei hat der EuGH in Rz 22 dieses Urteils die Entnahme insbesondere damit begründet,
dass eine Entnahme auch bei einer Weitergabe für Zwecke des Unternehmens vorliegen kann.


32


Im Zusammenhang mit Warenmustern i.S. von Art. 16 Satz 2 MwStSystRL ��und dabei wohl mit Blick auf Art. 16
Satz 1 Fall 1 und 2 MwStSystRL�� hat der EuGH entschieden, dass der Steuerpflichtige, der für seinen privaten
Bedarf oder den seines Personals einen Gegenstand entnimmt, und der Endverbraucher, der einen Gegenstand
gleicher Art erwirbt, gleichbehandelt werden und dass die Besteuerung der Entnahme dazu dient, einen
unversteuerten Endverbrauch zu verhindern (EuGH-Urteil EMI Group vom 30.09.2010 - C-581/08, EU:C:2010:559,
Rz 17 f. zu Art. 5 Abs. 6 der Richtlinie 77/388/EWG).


33


Schließlich hat der EuGH die Entnahme verneint, wenn der Steuerpflichtige im Rahmen seiner wirtschaftlichen
Tätigkeit zugunsten einer Gemeinde unentgeltlich Arbeiten zum Ausbau einer Gemeindestraße durchführt, die von
der Öffentlichkeit wie auch von ihm genutzt wird (EuGH-Urteil Mitteldeutsche Hartstein-Industrie vom 16.09.2020 -
C-528/19, EU:C:2020:712, dritte Antwort zu Art. 5 Abs. 6 der Richtlinie 77/388/EWG). Unter Hinweis auf seine
Urteile Kuwait Petroleum (EU:C:1999:203) und EMI Group (EU:C:2010:559) verneint der EuGH eine Zuordnung zu
unternehmensfremden Zwecken (i.S. von Art. 16 Satz 1 Fall 4 MwStSystRL), da die Arbeiten für die Bedürfnisse des
Steuerpflichtigen durchgeführt wurden, was aber eine Entnahme nach anderen Tatbeständen nicht ausschließt
(Rz 64). Weiter stehe zwar die Nutzung der ausgebauten Straße für den öffentlichen Verkehr einer Entnahme nicht
entgegen. Die Arbeiten zum Ausbau dieser Straße seien jedoch ausgeführt worden, um den Bedürfnissen des
Steuerpflichtigen zur Aufnahme des Schwerlastverkehrs nachzukommen (Rz 65). Es liege kein unversteuerter
Endverbrauch vor (Rz 66), wobei der EuGH hierzu auf den "tatsächlichen Endverbrauch" verweist, aus dem sich eine
vorrangige Nutzung durch den Steuerpflichtigen gegenüber der "irrelevanten" Nutzung für den öffentlichen Verkehr
ergebe (Rz 67 und Rz 37).


34


c) Mögliche Beantwortung der ersten Vorlagefrage35


aa) Bejahung der Entnahme bei Wortlautauslegung36


Nach Maßgabe des Wortlauts von Art. 16 Satz 1 Fall 3 MwStSystRL ist im Streitfall die unentgeltliche Zuwendung
zu bejahen. Die Klägerin hat mit der Wärme einen Gegenstand i.S. von Art. 15 Abs. 1 MwStSystRL, den sie im
Rahmen ihres Unternehmens hergestellt hat, aus ihrem Unternehmen entnommen. Da sie für die Anlage, mit der
die Wärme hergestellt wurde, im Hinblick auf die steuerpflichtigen Stromlieferungen gegen Entgelt zum
Vorsteuerabzug berechtigt war, erzeugte die Klägerin auch die Wärme mit Recht auf Vorsteuerabzug.


37


Es liegen weiter die Anforderungen vor, die an den Tatbestand der Zuwendung zu stellen sind. Als Zuwendung ist
die Übertragung des Zuwendungsgegenstands auf eine andere Person unter den Bedingungen anzusehen, die
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ansonsten zu einer Lieferung (Art. 14 Abs. 1 MwStSystRL) führen. Dies trifft auf die Zurverfügungstellung von
Wärme zur Nutzung durch den Empfänger zu.


Diese Zuwendung war auch unentgeltlich, da die Übertragung der Wärme auf A und B entgegen den vertraglichen
Vereinbarungen ohne Zahlung erfolgte und die hiergegen gerichteten Einwendungen der Klägerin nicht
durchgreifen.


39


bb) Bedeutung des Endverbrauchs40


Zweifelhaft ist, ob der Tatbestand der Entnahme als unentgeltliche Zuwendung über den Wortlaut von Art. 16
Satz 1 Fall 3 MwStSystRL hinaus durch eine zusätzliche Voraussetzung einzuschränken ist. Denn auch dieser
Tatbestand der Entnahme könnte dazu dienen, einen unversteuerten Endverbrauch zu verhindern (s. oben II.2.b).
Der Tatbestand der Entnahme als unentgeltliche Zuwendung würde dann einen unversteuerten Endverbrauch
voraussetzen. Eine derartige Einschränkung könnte aus dem EuGH-Urteil Mitteldeutsche Hartstein-Industrie
(EU:C:2020:712) abzuleiten sein. Für eine derartige Einschränkung könnte zudem eine Gleichbehandlung mit Art. 16
Satz 1 Fall 1 und 2 MwStSystRL sprechen.


41


Allerdings wäre bei einer derart einschränkenden Auslegung auch die Frage zu beantworten, ob der unversteuerte
Endverbrauch bereits dann zu verneinen ist, wenn der Zuwendungsempfänger, bei dem es sich um einen
Steuerpflichtigen handelt, den Zuwendungsgegenstand für Zwecke seiner wirtschaftlichen Tätigkeit verwendet,
oder ob es zusätzlich darauf ankommt, dass er den Zuwendungsgegenstand für Zwecke einer wirtschaftlichen
Tätigkeit verwendet, die ihn nach Art. 168 MwStSystRL oder nach Art. 169 MwStSystRL zum Vorsteuerabzug
berechtigt. Letzteres könnte sich daraus rechtfertigen, dass ansonsten der Zuwendungsgegenstand, der den
Zuwendenden (hier: die Klägerin) zum Vorsteuerabzug berechtigt hat, beim Zuwendungsempfänger (hier: A und B)
für Zwecke verwendet werden kann, die nicht zum Vorsteuerabzug berechtigten.


42


Bei der Beurteilung der ersten Vorlagefrage geht der Senat davon aus, dass sich eine den Wortlaut (durch ein
Zusatzerfordernis) einschränkende Auslegung dem EuGH-Urteil Mitteldeutsche Hartstein-Industrie (EU:C:2020:712)
nicht eindeutig entnehmen lässt. Denn die sich aus diesem Urteil ergebende Ablehnung von Art. 16 Satz 1 Fall 3
MwStSystRL könnte auch darauf beruhen, dass der Ausbau der Gemeindestraße zur Aufnahme des
Schwerlastverkehrs des Steuerpflichtigen als Eigenzuwendung des Steuerpflichtigen an sich selbst anzusehen war,
so dass es bereits am Tatbestand der Zuwendung an eine andere Person fehlte.


43


Gegen eine den Wortlaut einschränkende Auslegung könnte zudem sprechen, dass der EuGH in seinem Urteil
Kuwait Petroleum (EU:C:1999:203) die unentgeltliche Zuwendung bejaht hat, obwohl die Zuwendung beim
Zuwendenden seiner wirtschaftlichen Tätigkeit diente (EuGH-Urteil Kuwait Petroleum, EU:C:1999:203, Rz 22). Dies
könnte zu einer spiegelbildlichen Betrachtung beim Zuwendungsempfänger dergestalt führen, dass eine
unentgeltliche Zuwendung auch dann vorliegt, wenn er den Zuwendungsgegenstand für seine wirtschaftliche
Tätigkeit verwendet. Zudem hat der EuGH entschieden, dass "nicht nach dem steuerlichen Status des Empfängers
von Warenmuster differenziert wird" (EuGH-Urteils EMI Group, EU:C:2010:559, Rz 52).


44


Schließlich ist zu beachten, dass der Entnahme als unentgeltliche Zuwendung nach Art. 16 Satz 1 Fall 3
MwStSystRL nach dem Willen des Unionsgesetzgebers eine gegenüber der Privatentnahme gemäß Art. 16 Satz 1
Fall 1 und 2 MwStSystRL eigenständige Funktion zukommen soll. Dies lässt es zweifelhaft erscheinen, ob die
unentgeltliche Zuwendung denselben Beschränkungen wie die Privatentnahme unterliegen soll, da bei Anwendung
des Kriteriums eines unversteuerten Endverbrauchs für Art. 16 Satz 1 Fall 3 MwStSystRL möglicherweise kein
eigenständiger Anwendungsbereich verbleibt.


45


cc) Betrachtung der Rechtsfolgen46


Zu betrachten sind auch die Rechtsfolgen, die sich aus der Bejahung oder Verneinung einer den Wortlaut
einschränkenden Auslegung ergeben.


47


(1) Einschränkende Auslegung48


Ist der Tatbestand der unentgeltlichen Zuwendung i.S. von Art. 16 Satz 1 Fall 3 MwStSystRL aufgrund des
Kriteriums eines unversteuerten Endverbrauchs zu verneinen, hat der Zuwendende zu beurteilen, ob ein derartiger
Endverbrauch beim Empfänger vorliegt. Damit trägt der Zuwendende das Risiko einer hierauf bezogenen
Fehlbeurteilung. Der Streitfall verdeutlicht dies. So sollte die Klägerin für die Zurverfügungstellung der Wärme zum
einen ein Entgelt erhalten, während die Wärme zum anderen durch die Empfänger A und B für bestimmte Zwecke
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der von A und B jeweils ausgeübten wirtschaftlichen Tätigkeit verwendet werden sollte. Der erste Teil dieser
Vereinbarung wurde bereits nicht durchgeführt, da für die Wärmeübertragung in beiden Fällen keine Zahlungen
geleistet wurden. Ebenso kommt ��zumindest abstrakt�� die Möglichkeit in Betracht, dass die Empfänger (hier: A
und B) die unentgeltliche Leistung (hier: Wärme) entgegen den vertraglichen Vereinbarungen für andere Zwecke als
die ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit verwenden könnten. Damit trägt die Klägerin das grundsätzliche Risiko, dass der
Einzelunternehmer A und die Gesellschafter der B die Wärme vertragswidrig für z.B. private Wohnzwecke
verwenden. Käme es für die Anwendung des Art. 16 Satz 1 Fall 3 MwStSystRL auf eine Empfängerverwendung
(gegebenenfalls mit Recht auf Vorsteuerabzug) an, müsste der Zuwendende insoweit das Risiko von
Fehlbeurteilungen tragen.


Dies könnte es rechtfertigen, für den Tatbestand der unentgeltlichen Zuwendung entsprechend dem Wortlaut des
Art. 16 Satz 1 Fall 3 MwStSystRL nur auf die Zuwendung und deren Entgeltlichkeit abzustellen, ohne diesen
Tatbestand durch das Erfordernis eines unversteuerten Endverbrauchs einzuschränken.


50


(2) Wortlautgetreue Anwendung51


Zu betrachten sind auch die Rechtsfolgen, die sich bei einer wortlautgetreuen Anwendung ergeben. Dabei könnte es
im Hinblick auf den Neutralitätsgrundsatz (vgl. z.B. EuGH-Urteil Malburg vom 13.03.2014�� C-204/13,
EU:C:2014:147, Rz 41) als unzutreffend angesehen werden, die Entnahme als unentgeltliche Zuwendung zu
bejahen, wenn der steuerpflichtige Zuwendungsempfänger den Zuwendungsgegenstand für Zwecke einer
wirtschaftlichen Tätigkeit verwendet, die ihn zum Vorsteuerabzug berechtigt. Die Abgabe der Wärme wird trotzdem
mit Umsatzsteuer belastet, ohne dass der Leistungsempfänger diese als Vorsteuer abziehen könnte. Insoweit könnte
ein Verstoß gegen den Neutralitätsgrundsatz vorliegen, wenn der Entnahmebesteuerung beim Zuwendenden kein
Recht auf Vorsteuerabzug beim Zuwendungsempfänger gegenübersteht.


52


Allerdings erscheint eine derartige Verneinung des Vorsteuerabzugs zweifelhaft. Denn Art. 16 Satz 1 MwStSystRL
stellt die Entnahme einer Lieferung gegen Entgelt gleich. Verwendet der steuerpflichtige Zuwendungsempfänger
den durch Zuwendung nach Art. 16 Satz 1 Fall 3 MwStSystRL als an ihn geliefert geltenden Gegenstand für die in
Art. 168 MwStSystRL oder in Art. 169 MwStSystRL genannten Zwecke, liegen die materiellen Voraussetzungen des
Vorsteuerabzugs vor. Im Hinblick auf das zusätzliche Erfordernis einer Rechnung nach Art. 178 Buchst. a
MwStSystRL könnte der Zuwendende als nach Art. 226 MwStSystRL befugt angesehen werden, über die Entnahme
eine Rechnung zu erteilen. Diese würde insbesondere als Steuerbemessungsrundlage (Art. 226 Nr. 8 MwStSystRL)
den Entnahmewert nach Art. 74 MwStSystRL und den darauf entfallenden Steuerbetrag (Art. 226 Nr. 10
MwStSystRL) angeben. Eine Zahlungsaufforderung gehört nicht zu den Rechnungsangaben. Ein Vorsteuerabzug
kann daher im Fall einer Entnahme als unentgeltliche Zuwendung anzusehen sein, ohne dass es hierfür zu einer
Zahlung durch den Zuwendungsempfänger an den Zuwendenden kommen muss. Denn im Fall der von vornherein
bestehenden Unentgeltlichkeit fehlt es an der von Art. 90 MwStSystRL vorausgesetzten "Nichtbezahlung ... nach der
Bewirkung des Umsatzes". Zahlt der Zuwendungsempfänger demgegenüber den für die Entnahme geschuldeten
Steuerbetrag, ändert sich hierdurch nichts, da eine derartige Steuerzahlung nicht als Entgelt anzusehen ist.


53


Zur Bejahung des Vorsteuerabzugs wäre es schließlich erforderlich, in der für die Entnahme geschuldeten Steuer
eine i.S. von Art. 168 Buchst. a MwStSystRL geschuldete oder entrichtete Steuer zu sehen (vgl. hierzu EuGH-Urteil
Zipvit vom 13.01.2022 - C-156/20, EU:C:2022:2, Rz 37).


54


d) Entscheidungserheblichkeit der ersten Vorlagefrage55


§ 3 Abs. 1b UStG beruht auf Art. 16 MwStSystRL und entspricht dieser Vorgabe (vgl. BFH-Urteile vom 16.10.2013 -
XI R 39/12, BFHE 243, 77, BStBl II 2014, 1024, Rz 27; vom 21.05.2014 - V R 20/13, BFHE 246, 226, BStBl II 2014,
1029). Nach beiden Regelungen wird eine unentgeltliche Zuwendung einer Lieferung von Gegenständen gegen
Entgelt gleichgestellt, wenn dieser Gegenstand oder seine Bestandteile zum vollen oder teilweisen Vorsteuerabzug
berechtigt haben (§ 3 Abs. 1b Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 UStG; Art. 16 Satz 1 MwStSystRL). Im Streitfall handelt es sich
bei den Wärmelieferungen an A und B um unentgeltliche Zuwendungen in diesem Sinne, da der Betrieb des BHKW
mit Biogasanlage die Klägerin zum vollen Vorsteuerabzug berechtigte.


56


Tatsächliche Feststellungen dazu, ob A und B zum vollen Vorsteuerabzug berechtigt sind, hat das FG nicht
getroffen. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass A und B Kleinunternehmer sind oder die Pauschalregelung für
land- und forstwirtschaftliche Erzeuger in Anspruch nehmen.


57


3. Zur zweiten Vorlagefrage58
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a) Bedeutung des Steuertatbestands für die Bemessungsgrundlage59


Art. 74 MwStSystRL dient der Verwirklichung des in Art. 16 Satz 1 MwStSystRL genannten Entnahmetatbestandes,
da sich aus Art. 74 MwStSystRL die Bemessungsgrundlage für diese Entnahme ergibt. Dies rechtfertigt es aus der
Sicht des Senats, die mit Art. 16 MwStSystRL verfolgten Zielsetzungen auch bei der Auslegung von Art. 74
MwStSystRL zu berücksichtigen.


60


b) Zielsetzungen der Entnahmebesteuerung61


Zum Entnahmetatbestand hat der EuGH bereits entschieden, dass "ein Steuerpflichtiger, der einen Gegenstand aus
seinem Unternehmen entnimmt, und ein gewöhnlicher Verbraucher, der einen Gegenstand gleicher Art kauft, gleich
behandelt werden. Deswegen lässt es [Art. 5 Abs. 6 der Richtlinie 77/388/EWG] nicht zu, dass ein Steuerpflichtiger,
der beim Kauf eines seinem Unternehmen zugeordneten Gegenstands die Mehrwertsteuer abziehen konnte, der
Zahlung der Mehrwertsteuer entgeht, wenn er diesen Gegenstand aus seinem Unternehmen für seinen privaten
Bedarf entnimmt, und so gegenüber einem gewöhnlichen Verbraucher, der beim Erwerb des Gegenstands
Mehrwertsteuer zahlt, einen ungerechtfertigten Vorteil erlangt" (EuGH-Urteil Fischer und Brandenstein vom
17.05.2001 - C-322/99 und C-323/99, EU:C:2001:280, Rz 56). Daher wäre eine Auslegung des
Entnahmetatbestandes dahingehend, "dass im Fall der Entnahme eines Gegenstands für den privaten Bedarf des
Steuerpflichtigen dieser Gegenstand und die in ihn eingebauten Teile umfassend zu besteuern sind, obwohl der
Gegenstand ursprünglich ohne die Möglichkeit zum Vorsteuerabzug erworben wurde und allein die nachträglich
erworbenen "Bestandteile" zum Vorsteuerabzug berechtigt haben, ... mit dem von dieser Bestimmung verfolgten
Ziel der Gleichbehandlung nicht zu vereinbaren" (EuGH-Urteil Fischer und Brandenstein, EU:C:2001:280, Rz 75).


62


c) Bedeutung des Steuertatbestands für die Bemessungsgrundlage63


Ist die mit der Schaffung des Entnahmetatbestandes verfolgte Zielsetzung, "dass der Steuerpflichtige gegenüber
einem gewöhnlichen Verbraucher keinen ungerechtfertigten Vorteil erlangt" (EuGH-Urteil Fischer und Brandenstein,
EU:C:2001:280, Rz 76; s.a. EuGH-Urteil Mateusiak vom 16.06.2016 - C-229/15, EU:C:2016:454, Rz 39), auf Art. 74
MwStSystRL zu übertragen, könnte hieraus folgen, dass bei der Ermittlung des Selbstkostenpreises nur die
Selbstkosten zu berücksichtigen sind, die steuerbelastet sind, da auch gewöhnliche Verbraucher, die einen
Gegenstand herstellen, nur insoweit mit Mehrwertsteuer belastet werden. Diese Auslegung führt dazu, dass der
Steuerpflichtige, der einen Gegenstand herstellt, gegenüber dem gewöhnlichen Verbraucher, der einen Gegenstand
herstellt, keinen ungerechtfertigten Vorteil erlangt, wenn bei ihm nicht vorsteuerbelastete Aufwendungen (wie z.B.
die Kosten eines nach Art. 135 MwStSystRL steuerfreien Kredits) nicht in die Ermittlung des Selbstkostenpreises
einzubeziehen sind.


64


Zu berücksichtigen ist aber auch der nach Art. 74 MwStSystRL vorrangig anzuwendende Einkaufspreis. Hier könnte
eine Aufteilung dieses Preises in einen steuerbelasteten Preisbestandteil und einen Preisbestandteil ohne
Steuerbelastung abzulehnen sein. Im Übrigen weist der Senat darauf hin, dass die Finanzverwaltung davon ausgeht,
dass nicht vorsteuerbelastete Kosten mit in die Selbstkostenberechnung aufzunehmen sind (so Abschn. 10.6 Abs. 1
Satz 5 des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses). Im Schrifttum wird dies kritisiert (Stapperfend in Rau/Dürrwächter,
Umsatzsteuergesetz, § 10 Rz 467; Treiber in Sölch/Ringleb, Umsatzsteuer, § 10 Rz 447, und Wäger in Wäger, UStG,
2. Aufl., § 10 Rz 153). Der BFH hat diese Frage bislang offen gelassen (vgl. z.B. BFH-Urteile in BFHE 275, 392,
Rz 34 f.; vom 15.03.2022 - V R 34/20, BFHE 276, 369, Rz 26).


65


d) Entscheidungserheblichkeit der zweiten Vorlagefrage66


Auch die zweite Frage ist entscheidungserheblich. Zwar ist die Besteuerungsgrundlage für Gegenstände oder
gleichartige Gegenstände nach Art. 74 MwStSystRL nur dann der "Selbstkostenpreis", wenn es keinen Einkaufspreis
für gleichartige Gegenstände gibt (vgl. EuGH-Urteile Property Development Company vom 23.04.2015 - C-16/14,
EU:C:2015:265, Rz 37; Het Oudeland Beheer vom 28.04.2016 - C-128/14, EU:C:2016:306, Rz 48). Dies ist nach der
Rechtsprechung des BFH vorliegend der Fall, weil A und B nicht an ein Wärmenetz angeschlossen sind, das einen
Bezug von Wärme von Dritten gegen Entgelt ermöglicht hätte (vgl. dazu BFH-Urteile in BFHE 239, 377, BStBl II
2014, 809, Rz 39; in BFHE 276, 369, Rz 16). Folglich ist der Selbstkostenpreis des Art. 74 MwStSystRL für die
Entscheidung im Streitfall maßgeblich. Sind in den Selbstkostenpreis nur vorsteuerbelastete Aufwendungen
einzubeziehen, mindert dies die Steuerbemessungsgrundlage für die Wärmeentnahme und führt damit zu einer
teilweisen Klagestattgabe.


67


4. Zur dritten Vorlagefrage68
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a) Gegenstand der dritten Vorlagefrage69


Mit der dritten Vorlagefrage soll geklärt werden, ob zum Selbstkostenpreis nur die unmittelbaren Herstellungs-
oder Erzeugungskosten oder auch nur mittelbar zurechenbare Kosten (wie z.B. Finanzierungsaufwendungen)
gehören.


70


Die insoweit bestehenden Zweifel ergeben sich aus den auf Fremdkapitalzinsen bezogenen Ausführungen des EuGH
im Urteil Property Development Company (EU:C:2015:265, Rz 40). Danach ist es unerheblich, ob der (gegenüber
dem Selbstkostenpreis vorrangig anzuwendende) Einkaufspreis gleichartiger Gebäude Fremdkapitalzinsen umfasst,
die gegebenenfalls bei der Errichtung dieser Gebäude gezahlt wurden. Denn anders als beim Kriterium des
Selbstkostenpreises könne sich die Steuerbehörde beim Kriterium des Einkaufspreises gleichartiger Gegenstände
auf die Marktpreise dieser Art von Gegenständen im Zeitpunkt der Zuordnung des fraglichen Gebäudes stützen,
ohne im Einzelnen prüfen zu müssen, welche Wertfaktoren zu diesen Preisen geführt haben.


71


Dies deutet darauf hin, dass beim Selbstkostenpreis zu prüfen ist, welche Wertfaktoren zu ihm geführt haben. Für
die Bestimmung des Selbstkostenpreises könnte daher, anders als für den Einkaufspreis, erheblich sein, ob z.B.
Fremdkapitalzinsen vorliegen, die dann zu erfassen sein könnten. Hiergegen sprechen aber die Schwierigkeiten, die
sich ergeben, wenn nur mittelbar zurechenbare Kosten (wie z.B. Verwaltungsgemeinkosten) zu den Selbstkosten
gehören würden. Das aus Sicht des Senats anzustrebende Ziel einer einfachen Wertbemessung von Entnahmen
spricht daher gegen eine Einbeziehung derartiger Kosten, wie etwa von Finanzierungsaufwendungen.


72


b) Entscheidungserheblichkeit der dritten Vorlagefrage73


Die dritte Vorlagefrage ist ebenso wie die zweite Vorlagefrage entscheidungserheblich. Sind
Finanzierungsaufwendungen nicht Teil des Selbstkostenpreises, vermindert dies die Steuerbemessungslage der
Wärmeentnahme und führt somit zu einer für die Klägerin niedrigeren Steuerlast sowie zu einer teilweisen
Klagestattgabe.


74


5. Rechtsgrundlage der Anrufung und Nebenentscheidung75


Rechtsgrundlage für die Anrufung des EuGH ist Art. 267 Abs. 3 AEUV. Die Aussetzung des Revisionsverfahrens
beruht auf § 121 Satz 1 i.V.m. § 74 FGO.
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Beschluss vom 23. März 2022, III R 14/21
Keine gewerbesteuerrechtliche Hinzurechnung von Aufwendungen für eine Messestandfläche


ECLI:DE:BFH:2022:B.230322.IIIR14.21.0


BFH III. Senat


GewStG § 8 Nr 1 Buchst e, GewStG § 8 Nr 1 Buchst e, HGB § 247 Abs 2, FGO § 118 Abs 2, GewStG VZ 2009 , GewStG VZ
2010 , GewStG VZ 2011


vorgehend FG Münster, 09. Juni 2020, Az: 9 K 1816/18 G


Leitsätze


1. Die Kosten für die Anmietung einer Messestandfläche können bei einem ausstellenden Unternehmen nur dann zu
einer Hinzurechnung nach § 8 Nr. 1 Buchst. e GewStG führen, wenn die Messestandfläche bei unterstelltem Eigentum
des ausstellenden Unternehmens zu dessen Anlagevermögen gehören würde.


2. Zur Zugehörigkeit zum Anlagevermögen kommt es darauf an, ob der Geschäftszweck des betreffenden Unternehmens
und auch die speziellen betrieblichen Verhältnisse (z.B. Bedeutung der Messepräsenz innerhalb des von dem
Unternehmen praktizierten Vertriebssystems) das dauerhafte Vorhandensein einer entsprechenden Messestandfläche
erfordert.


Tenor


Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des Finanzgerichts Münster vom 09.06.2020 - 9 K 1816/18 G wird als
unbegründet zurückgewiesen.


Die Kosten des Revisionsverfahrens hat der Beklagte zu tragen.


Tatbestand


I.


 


Streitig ist zwischen den Beteiligten die gewerbesteuerliche Hinzurechnung von Aufwendungen für die Anmietung
von Messestandflächen.


1


Die Klägerin und Revisionsbeklagte (Klägerin) ist eine GmbH, deren Gegenstand die Entwicklung, Herstellung und
der Vertrieb von ... ist. Die Klägerin selbst hat keinen Direktvertrieb; sie verkauft ihre Produkte durch ein stehendes
Händlernetz.


2


In den Streitjahren 2009 bis 2011 mietete die Klägerin wiederholt auf bestimmten turnusmäßig stattfindenden
Messen Ausstellungsflächen und Räumlichkeiten an, um ihre Produkte dort zu präsentieren. Hierdurch entstand ihr
Aufwand in der folgenden Höhe:


Rechnungsdatum               Messe        Aufwand


                        


...09.2009 A 87.110,00 €


...12.2009 B 9.648,00 €
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Gesamt 2009 96.758,00 €


                


...02.2010 C 16.699,20 €


...05.2010 D 40.755,00 €


...07.2010 E 20.720,00 €


Gesamt 2010 78.174,20 €


                


...08.2011 A 95.616,00 €


...12.2011 B 9.648,00 €


Gesamt 2011         105.264,00 €


Den Aufwand behandelte die Klägerin als abziehbare Betriebsausgaben; eine gewerbesteuerliche Hinzurechnung
erklärte sie insoweit nicht.


4


Der Beklagte und Revisionskläger (Finanzamt ‑‑FA‑‑) setzte die Gewerbesteuermessbeträge 2009 bis 2011 zunächst
erklärungsgemäß unter dem Vorbehalt der Nachprüfung (§ 164 Abs. 1 der Abgabenordnung) fest.


5


Im Rahmen einer die Streitjahre 2009 bis 2011 betreffenden Außenprüfung gelangte der Prüfer zu der Auffassung,
dass eine Hinzurechnung des Aufwands nach den Maßgaben des § 8 Nr. 1 Buchst. e des Gewerbesteuergesetzes
2002 (GewStG) i.d.F. des Jahressteuergesetzes 2008 vom 20.12.2007 (BGBl I 2007, 3150) bezüglich des
Erhebungszeitraums 2009 ‑‑GewStG 2009‑‑ und i.d.F. des Gesetzes zur Beschleunigung des Wirtschaftswachstums
vom 22.12.2009 (BGBl I 2009, 3950) bezüglich der Erhebungszeiträume 2010 und 2011 ‑‑GewStG 2010/2011‑‑ zu
erfolgen habe. Da der zu berücksichtigende Freibetrag in Höhe von 100.000 € bereits im Rahmen anderer
Hinzurechnungen verbraucht worden sei, seien folgende Beträge hinzuzurechnen:


        2009   2010   2011   


Bemessungsgrundlage               96.758 €           78.174 €           105.264 €


Ansatz mit 13∕20 x ¼ ½ x ¼ ½ x ¼ 


Hinzurechnung 15.723 € 9.711 € 13.158 €


Messbetrag 3,5 % 550 € 341 € 460 € 


6


Dem folgte das FA und erließ am 14.03.2014 entsprechende Änderungsbescheide für 2009 bis 2011 über den
Gewerbesteuermessbetrag und hob den Vorbehalt der Nachprüfung auf.


7


Den Einspruch gegen diese Bescheide wies das FA durch Einspruchsentscheidung vom 15.05.2018 als unbegründet
zurück.


8


Das Finanzgericht (FG) gab der dagegen gerichteten Klage, mit der die Klägerin begehrte, die
Gewerbesteuermessbeträge dahingehend abzuändern, dass die aus der Anmietung von Messestandflächen
vorgenommenen Hinzurechnungsbeträge unterblieben, mit den in Entscheidungen der Finanzgerichte (EFG) 2020,
1689 veröffentlichten Gründen statt.


9


Mit der hiergegen gerichteten Revision rügt das FA die Verletzung materiellen Rechts.10


Das FA beantragt,
das angefochtene Urteil aufzuheben und die Klage abzuweisen.
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Entscheidungsgründe


II.


Die Klägerin beantragt sinngemäß,
die Revision als unbegründet zurückzuweisen.


12


Die Entscheidung ergeht gemäß § 126a der Finanzgerichtsordnung (FGO). Der Senat hält einstimmig die Revision
für unbegründet und eine mündliche Verhandlung nicht für erforderlich. Die Beteiligten sind davon unterrichtet
worden und hatten Gelegenheit zur Stellungnahme.


13


Das FG hat die Hinzurechnungsvorschrift zutreffend ausgelegt (1.) und in revisionsrechtlich nicht zu beanstandender
Weise auf den festgestellten Sachverhalt angewandt (2.).


14


1. Das FG hat die Hinzurechnungsvorschrift zutreffend ausgelegt.15


a) Nach § 8 Nr. 1 Buchst. e GewStG 2009 bzw. 2010/2011 wird dem Gewinn aus Gewerbebetrieb ein Viertel aus
13/20 (2009) bzw. aus der Hälfte der Miet- und Pachtzinsen (2010, 2011) ‑‑einschließlich Leasingraten‑‑ für die
Benutzung der unbeweglichen Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die im Eigentum eines anderen stehen,
hinzugerechnet, soweit sie bei der Ermittlung des Gewinns abgesetzt worden sind und soweit die Summe der
Beträge i.S. von § 8 Nr. 1 Buchst. a bis f GewStG 100.000 € übersteigt.


16


b) Das FG ist hinsichtlich der Frage, ob die von der Klägerin angemieteten Messestandflächen bei unterstelltem
Eigentum der Klägerin zu deren Anlagevermögen gehören würden, vom zutreffenden Rechtsmaßstab ausgegangen.


17


aa) Der Begriff des Anlagevermögens ist ‑‑wovon das FG zu Recht ausgegangen ist‑‑ nach allgemeinen
ertragsteuerlichen Grundsätzen zu bestimmen. Anlagevermögen sind danach die Gegenstände, die dazu bestimmt
sind, auf Dauer dem Betrieb zu dienen (§ 247 Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs ‑‑HGB‑‑). Das sind die zum Gebrauch
im Betrieb bestimmten Wirtschaftsgüter. Zum Umlaufvermögen gehören demgegenüber die zum Verbrauch oder
sofortigen Verkauf bestimmten Wirtschaftsgüter (Senatsurteil vom 25.07.2019 - III R 22/16, BFHE 265, 386, BStBl II
2020, 51, Rz 21, m.w.N.).


18


bb) Für die Hinzurechnung nach § 8 GewStG ist darauf abzustellen, ob die Wirtschaftsgüter Anlagevermögen des
Mieters oder Pächters wären, wenn sie in seinem Eigentum stünden (Senatsurteil in BFHE 265, 386, BStBl II 2020,
51, Rz 22, m.w.N.). Diese Fiktion ist auf den Zweck des § 8 Nr. 1 Buchst. e GewStG zurückzuführen, durch die
Hinzurechnung im Sinne einer Finanzierungsneutralität einen objektivierten Ertrag des Gewerbebetriebs zu
ermitteln (BTDrucks 16/4841, S. 78 ff.; Urteil des Bundesfinanzhofs ‑‑BFH‑‑ vom 25.10.2016 - I R 57/15, BFHE 255,
280, BFH/NV 2017, 388, Rz 18). Dabei ist zwar das Eingreifen der Fiktion, dass der Steuerpflichtige der
(wirtschaftliche) Eigentümer der Wirtschaftsgüter ist, nicht an das Vorliegen bestimmter Voraussetzungen geknüpft
(BFH-Urteil vom 08.12.2016 - IV R 24/11, BFHE 256, 526, BFH/NV 2017, 985, Rz 11 ff.). Die Frage, ob das fiktiv im
Eigentum des Steuerpflichtigen stehende Wirtschaftsgut zu dessen Anlagevermögen gehören würde, orientiert sich
aber maßgeblich an der Zweckbestimmung des Wirtschaftsguts in dem Betrieb, die einerseits subjektiv vom Willen
des Steuerpflichtigen abhängt, sich andererseits aber an objektiven Merkmalen nachvollziehen lassen muss (wie
z.B. der Art des Wirtschaftsguts, der Art und Dauer der Verwendung im Betrieb, der Art des Betriebs, ggf. auch der
Art der Bilanzierung; s. BFH-Urteil in BFHE 256, 526, BFH/NV 2017, 985, Rz 18; Mohr, Inkongruenzen bei der
gewerbesteuerlichen Hinzurechnung, 2016, S. 271; Kornwachs, Deutsches Steuerrecht 2017, 1568). Gemeint ist,
dass es sich bei dem überlassenen Wirtschaftsgut der Art nach um Anlagevermögen handelt, wobei es ausreicht,
wenn das Wirtschaftsgut dazu gewidmet ist, auf Dauer eine Nutzung im Geschäftsbetrieb zu ermöglichen
(Breinersdorfer, Der Betrieb 2014, 1762). Insoweit spricht insbesondere die Verwendung des Wirtschaftsguts als
Produktionsmittel für die Zuordnung zum Anlagevermögen, während der Einsatz als zu veräußerndes Produkt eine
Zuordnung zum Umlaufvermögen nahelegt (BFH-Urteil vom 05.06.2008 - IV R 67/05, BFHE 222, 265, BStBl II 2008,
960, unter II.1.b).


19


cc) Zu Recht ist das FG weiter davon ausgegangen, dass die Prüfung den Geschäftsgegenstand des Unternehmens
berücksichtigen (Senatsurteil in BFHE 265, 386, BStBl II 2020, 51, Rz 23, m.w.N.) und sich soweit wie möglich an
den betrieblichen Verhältnissen des Steuerpflichtigen orientieren muss (BFH-Urteil in BFHE 255, 280, BFH/NV 2017,
388, Rz 21, m.w.N.). Insbesondere darf die Fiktion nicht weiter reichen als es die Vorstellung eines das Miet- oder
Pachtverhältnis ersetzenden Eigentums gebietet (BFH-Urteil vom 29.11.1972 - I R 178/70, BFHE 107, 468, BStBl II
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1973, 148, unter 2.). Es ist zu fragen, ob der Geschäftszweck das dauerhafte Vorhandensein solcher Wirtschaftsgüter
voraussetzt (vgl. BFH-Urteile in BFHE 107, 468, BStBl II 1973, 148, und in BFHE 256, 526, BFH/NV 2017, 985, Rz 19).
Hierfür ist ‑‑im Sinne einer Kontrollfrage‑‑ darauf abzustellen, ob sich die betreffende Tätigkeit, das Eigentum des
Steuerpflichtigen an dem Wirtschaftsgut unterstellt, wirtschaftlich sinnvoll nur ausüben lässt, wenn das Eigentum
an den Wirtschaftsgütern langfristig erworben wird (vgl. BFH-Urteil in BFHE 107, 468, BStBl II 1973, 148, unter 2.).


dd) Ein Gegenstand kann zwar auch dann dem Anlagevermögen zuzuordnen sein, wenn er nur kurzfristig gemietet
oder gepachtet wird; dies gilt selbst dann, wenn sich das Miet- oder Pachtverhältnis lediglich auf Tage oder
Stunden erstreckt (Senatsurteil in BFHE 265, 386, BStBl II 2020, 51, Rz 24, m.w.N.). Insoweit darf für die Einordnung
als Anlagevermögen die Zeitkomponente "dauernd" nicht als reiner Zeitbegriff im Sinne von "immer" oder "für alle
Zeiten" verstanden werden (BFH-Urteil in BFHE 222, 265, BStBl II 2008, 960, unter II.1.b, m.w.N.). Das setzt indessen
voraus, dass der Steuerpflichtige derartige Wirtschaftsgüter ständig für den Gebrauch in seinem Betrieb benötigt.
Dies hat der BFH etwa bejaht, wenn der Steuerpflichtige wiederholt gleichartige Container zur Weitervermietung
(BFH-Urteil in BFHE 107, 468, BStBl II 1973, 148, unter 2.) oder gleichartige Bestuhlungen und Beschallungsanlagen
zur eigenen Nutzung in Sälen und Stadien (BFH-Urteil vom 30.03.1994 - I R 123/93, BFHE 174, 554, BStBl II 1994,
810, unter II.1.) angemietet hat. Dagegen scheidet danach aber eine Zuordnung zum Anlagevermögen aus, wenn
der Steuerpflichtige die angemieteten oder gepachteten Wirtschaftsgüter nicht ständig für den Gebrauch in seinem
Betrieb hätte vorhalten müssen (BFH-Urteil in BFHE 256, 526, BFH/NV 2017, 985, Rz 26) und sie deshalb nicht zu
seinem dem Betrieb auf Dauer gewidmeten Betriebskapital gehören würden (BFH-Urteil in BFHE 174, 554, BStBl II
1994, 810, unter II.1.c).


21


2. Bei Zugrundelegung dieser Rechtsgrundsätze ist das FG in revisionsrechtlich nicht zu beanstandender Weise
davon ausgegangen, dass die Voraussetzungen für eine Hinzurechnung der für die angemieteten Messestandflächen
aufgewendeten Entgelte nicht vorliegen.


22


Da die Frage, ob die streitgegenständlichen Wirtschaftsgüter dem Anlagevermögen zuzuordnen wären, anhand des
konkreten Geschäftsgegenstands und der speziellen betrieblichen Verhältnisse der Klägerin zu beantworten ist,
kommt es insoweit entscheidend auf die tatsächlichen Feststellungen und die tatsächliche Würdigung des FG an.
Hieran ist der BFH gemäß § 118 Abs. 2 FGO gebunden, es sei denn, dass in Bezug auf diese Feststellungen zulässige
und begründete Revisionsrügen vorgebracht worden sind. Der BFH ist an die Würdigung des FG schon dann
gebunden, wenn sie zwar nicht zwingend, aber möglich ist (ständige Rechtsprechung, vgl. etwa BFH-Beschluss vom
05.07.2016 - X B 201/15, BFH/NV 2016, 1572, Rz 20; BFH-Urteil vom 13.12.2018 - V R 65/16, BFH/NV 2019, 303,
Rz 27). So verhält es sich im Streitfall.


23


Das FG hat den Geschäftsgegenstand der Klägerin berücksichtigt und sich soweit wie möglich an den betrieblichen
Verhältnissen orientiert. Es hat ausgehend von dem Geschäftszweck der Klägerin, die ausschließlich ein
Produktionsunternehmen betreibt, festgestellt, dass sie die hergestellten ... nicht unmittelbar an die Endabnehmer
verkauft, sondern diese vielmehr unternehmensfremd durch ein stehendes Händlernetz indirekt vertrieben wurden.
Der Unternehmensgegenstand erforderte daher keine zwingende Messeteilnahme. Vielmehr war es die freie
Entscheidung der Klägerin, jedes Jahr neu darüber zu befinden, ob und an welchen Messen sie teilnehmen wollte
oder nicht. Insoweit hat das FG auch festgestellt, dass die Klägerin bei bestimmten Messen nicht jedes Jahr
anwesend war und dass die Teilnahme an einer ...messe auf einem speziellen Kundenwunsch beruhte. Den
Umstand, dass die Messebesuche zwar auch eigenen Werbezwecken dienten, hat das FG unter Würdigung der
Besonderheiten des hier vorliegenden Einzelfalles als nicht entscheidend betrachtet. Dabei hat es zum einen im
Rahmen der Gesamtwürdigung berücksichtigt, dass die Klägerin selbst auf den Messen keine eigene
Geschäftstätigkeit entfaltete und Leistungen erbrachte, vielmehr diese Tätigkeit durch die ebenfalls auf den Messen
anwesenden Händler erfolgte. Darüber hinaus hat die Klägerin zum anderen teilweise auch Zuschüsse an die
Vertriebspartner für deren Werbemaßnahmen geleistet. Weiterhin hat das FG berücksichtigt, dass bei der Klägerin
der Trend in den letzten Jahren weg von den Messeveranstaltungen hin zu regionalen Veranstaltungen gegangen
sei und vielfältige andere Werbemöglichkeiten (z.B. Internet-Präsentationen) auf Messen ersetzten.


24


Diese Würdigung des FG, dass die Klägerin unter Berücksichtigung des Geschäftsgegenstands und der
Vertriebswege auf die ständige Verfügbarkeit von Messestandflächen nicht angewiesen war, die Teilnahme an
Messen für den Verkauf der Produkte zwar förderlich, aber nicht betriebsnotwendig war, ist zumindest möglich und
damit für den Senat bindend (§ 118 Abs. 2 FGO).


25


Soweit das FA in seiner Revisionsbegründung vorträgt, dass die Teilnahme an dieser Messe für den geschäftlichen
Erfolg der Klägerin essenziell sei, da es u.a. nicht ausreichend sei, dass die Produkte teilweise von dem Händlernetz
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auf den entsprechenden Fachmessen beworben werden und nur durch die eigene Präsenz eine gezielte
Produktwerbung und Kundenakquise möglich gewesen wäre, fehlt es hierfür bereits an entsprechenden
tatsächlichen Feststellungen des FG. Vielmehr hat das FG der Messeteilnahme aufgrund der vorgenannten
Vertriebsstrukturen, der ebenfalls auf den Messen anwesenden Vertriebspartner und der bestehenden
anderweitigen Werbemöglichkeiten gerade keine maßgebliche Bedeutung für den Geschäftserfolg der Klägerin
beigemessen. Zulässige und begründete Verfahrensrügen im Hinblick auf diese Feststellungen hat das FA nicht
erhoben.


Keine andere Beurteilung ergibt sich aus dem BFH-Urteil in BFHE 255, 280, BFH/NV 2017, 388. Diese Entscheidung
betraf eine Durchführungsgesellschaft für Auslandsmessebeteiligungen, die nur aufgrund auftragsbezogener
Weisung über die Teilnahme an einer konkreten Messe (Ort und Zeit) gegenüber dem dortigen Messeveranstalter
tätig wurde, indem sie die dortigen Flächen anmietete und wiederum anderen Unternehmen zur Nutzung anbot. Sie
enthält daher keine Aussage zu einem Fall wie dem vorliegenden, in dem ein Unternehmen eine Messestandfläche
für eigene Ausstellungszwecke anmietet. Insbesondere lässt sich aus dieser Entscheidung nicht ableiten, dass die
Anmietung einer Messestandfläche, abgesehen von dem in der Entscheidung behandelten Sonderfall einer
Messedurchführungsgesellschaft, immer zur Annahme von Anlagevermögen führt. Vielmehr kommt es ‑‑wovon das
FG zu Recht ausgegangen ist‑‑ für die Frage, ob das Unternehmen diese Fläche ständig für den Gebrauch in seinem
Betrieb hätte vorhalten müssen, auf den Geschäftszweck des jeweiligen Unternehmens und die sonstigen
Besonderheiten des Einzelfalles an, wie z.B. auch die praktizierten Vertriebswege.


27


Zu Recht hat das FG den vorliegenden Fall auch von dem der Entscheidung des BFH in BFHE 256, 526, BFH/NV
2017, 985 zugrunde liegenden Sachverhalt abgegrenzt. Jene Entscheidung behandelte einen Konzertveranstalter,
dessen Geschäftszweck darauf gerichtet war, ständig Konzerte in hierfür angemieteten Immobilien wie Theatern,
Konzertsälen, Stadien und Arenen auszurichten. Demgegenüber ist der Geschäftszweck der Klägerin nach den
Feststellungen des FG auf die Entwicklung, Herstellung und den Vertrieb von ... gerichtet. Dies ist nicht vergleichbar
mit dem Geschäftsmodell eines derart tätigen Konzertveranstalters.


28


Das FA weist zwar zutreffend darauf hin, dass auch kurzfristige Anmietungen zur Annahme von Anlagevermögen
führen können. Das bedeutet jedoch nicht, dass jede kurzfristige Anmietung eines beweglichen oder unbeweglichen
Wirtschaftsguts die Annahme von Anlagevermögen nach sich zieht. Wie der Senat im Urteil in BFHE 265, 386, BStBl
II 2020, 51, Rz 24 ausgeführt hat, kommt die Einordnung als Anlagevermögen vor allem dann in Betracht, wenn der
Steuerpflichtige wiederholt gleichartige Wirtschaftsgüter anmietet und sich daraus ergibt, dass er derartige
Wirtschaftsgüter ständig für den Gebrauch in seinem Betrieb benötigt. Im vorliegenden Fall war die Klägerin aber
im Hinblick auf die Vertriebsstruktur und den bestehenden anderweitigen Werbemöglichkeiten nicht ständig auf das
Vorhalten von Messestandflächen für den Gebrauch in ihrem Betrieb angewiesen.


29


3. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 2 FGO.30
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Urteil vom 25. Oktober 2016, I R 57/15
Gewerbesteuerrechtliche Hinzurechnung von Mietzinsen (Entgelt für die Überlassung von Ausstellungsflächen in
Messehallen)


ECLI:DE:BFH:2016:U.251016.IR57.15.0


BFH I. Senat


GewStG § 8 Nr 1 Buchst e, HGB § 247 Abs 2, GewStG VZ 2008


vorgehend FG München, 07. Juni 2015, Az: 7 K 3250/12


Leitsätze


Die Hinzurechnung von Mietzinsen zur Ermittlung des Gewerbeertrages (§ 8 Nr. 1 Buchst. e GewStG) setzt voraus, dass
sich jene Entgelte auf die Benutzung solcher unbeweglicher Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens beziehen, die im
Eigentum eines anderen stehen. Die aus diesem Gesetzeswortlaut abzuleitende fiktionale Annahme von Anlagevermögen
als Tatbestandsvoraussetzung muss den konkreten Geschäftsgegenstand des Unternehmens berücksichtigen und sich
soweit wie möglich an den betrieblichen Verhältnissen des Steuerpflichtigen orientieren (Senatsurteile vom 29.
November 1972 I R 178/70, BFHE 107, 468, BStBl II 1973, 148; vom 30. März 1994 I R 123/93, BFHE 174, 554, BStBl II
1994, 810; vom 4. Juni 2014 I R 70/12, BFHE 246, 67, BStBl II 2015, 289). Eine Geschäftstätigkeit als sog.
Durchführungsgesellschaft schließt die Annahme von (fiktionalem) Anlagevermögen an den angemieteten Messeflächen
aus .


Tenor


Auf die Revision der Klägerin werden das Urteil des Finanzgerichts München vom 8. Juni 2015  7 K 3250/12 und die
Einspruchsentscheidung des Beklagten vom 5. Juni 2013 sowie der Feststellungsbescheid des Beklagten vom 13. März
2012 aufgehoben.


Die Kosten des gesamten Verfahrens hat der Beklagte zu tragen.


Tatbestand


I.


 


Streitig ist, ob das an ausländische Messegesellschaften gezahlte Entgelt für die Überlassung von
Ausstellungsflächen in Messehallen als Mietzins der gewerbesteuerrechtlichen Hinzurechnung unterfällt.


1


Die Klägerin und Revisionsklägerin (Klägerin), eine GmbH, war im Jahre 2008 (Streitjahr) u.a. als sog.
Durchführungsgesellschaft für Auslandsmessebeteiligungen der Bundesrepublik Deutschland (Deutschland) bzw.
des Freistaats Bayern tätig und organisierte die (amtlichen) Messebeteiligungen in deren Auftrag. Die
Auslandsmesseprogramme des Bundes und des Freistaats ermöglichen Unternehmen mit Standort in Deutschland
bzw. Bayern die Messeteilnahme auf Gemeinschaftsständen zu günstigen Bedingungen. Die Unternehmen können
gegen Kostenbeteiligung (Beteiligungsbeitrag) verschiedene Leistungen in Anspruch nehmen, etwa die Überlassung
von Ausstellungsflächen im Rahmen des Gemeinschaftsstandes zur Präsentation ihrer Produkte bzw.
Dienstleistungen, die Betreuung durch die Durchführungsgesellschaft sowie andere messespezifische Leistungen.


2


Grundlage für die Vergabe des Auftrags an die Klägerin zur Durchführung der Messebeteiligungen des Bundes
waren die "Allgemeinen Bedingungen für Messeaufträge (ABM 1996)" des Bundesministeriums für Wirtschaft vom
25. März 1996. Gegenstand des Auftrags waren demnach die Durchführungsleistung sowie Leistungen, zu deren
Erfüllung der Auftragnehmer Verträge mit Dritten abschließt (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2 ABM 1996). Die Vergütung des
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Entscheidungsgründe


II.


Auftragnehmers umfasste das Entgelt für die Durchführungsleistung sowie die erstattungsfähigen Aufwendungen
(§ 6 Abs. 1 ABM 1996 - u.a. die Standmiete für die Ausstellungsfläche, s. § 8 Abs. 1 Nr. 5 ABM 1996). Erlöse der
Durchführungsgesellschaft, die im Zusammenhang mit der Veranstaltung anfallen (z.B. Beteiligungsbeiträge der
teilnehmenden Unternehmen), waren mit dem Auftraggeber abzurechnen und wurden mit der Vergütung der
Klägerin verrechnet (§ 17 Abs. 5 ABM 1996). Die ABM 1996 waren auch Bestandteil der Beauftragung der Klägerin
durch den Freistaat Bayern zur Durchführung der Beteiligung an der Messe B 2008 (§ 1 Abs. 4 des Vertrages).


Zur Durchführung der Messebeteiligungen schloss die Klägerin im eigenen Namen sog. "Ausstellerverträge" mit den
Veranstaltern der Messe ab ("contract to exhibit", "verbindliche Anmeldung", "exhibitor contract"). Es handelt sich
um standardisierte Formulare des jeweiligen Messeveranstalters, mit denen die Anmeldung zur Messe erfolgte. Sie
enthielten verschiedene Leistungsangebote der Messeveranstalter: Neben der "Buchung" von Hallenflächen
konnten auch wahlweise weitere Leistungen in Anspruch genommen werden (z.B. Standbau, Möblierung des
Standes, Standdekoration, zusätzliche Werbeleistungen).


4


Das Entgelt für die Überlassung der Ausstellungsflächen wurde in allen Verträgen nach der Anzahl der
Quadratmeter bemessen. Es beinhaltete im Fall der Messe B auch die organisatorische Betreuung während der
Messe, die allgemeine Hallenreinigung und den Sicherheitsservice. Registration und Katalogeintrag im
Ausstellerkatalog sowie der Stromanschluss wurden dagegen gesondert abgerechnet. Im Fall der Messe A
beinhaltete das Entgelt auch die Registrierung von vier Angestellten der Klägerin, PVC-Trennwände, Telefon,
Ausschilderung, Grundausstattung Möbel, Elektrizität, Gebühr für den Eintrag in dem Ausstellerkatalog und auf der
Internetseite. Aus dem Vertrag mit dem Messeveranstalter der Messe C geht nicht hervor, dass weitere Leistungen
unmittelbar mit dem Messeveranstalter vereinbart waren.


5


Des Weiteren schloss die Klägerin im eigenen Namen Verträge mit den teilnehmenden Unternehmen über die
"Zulassung" zum Gemeinschaftsstand ab (z.B. Ziff. 4.09 der Allgemeinen Teilnahmebedingungen des Freistaats).
Hierfür stellte sie den teilnehmenden Unternehmen den Beteiligungsbeitrag in Rechnung. Im Rahmen des
Auftragsverhältnisses rechnete die Klägerin ihre Aufwendungen für die Gemeinschaftsstände, soweit diese nicht
über die Beteiligungsbeiträge mit den teilnehmenden Unternehmen abgedeckt wurden, mit ihren Auftraggebern
(Bund oder Freistaat) ab.


6


Die Klägerin ermittelte für ihre Erklärung zur gesonderten Feststellung des vortragsfähigen Gewerbeverlustes zum
31. Dezember 2008 den Gewerbeertrag in der Weise, dass sie die von ihr für die Zurverfügungstellung der
Messeflächen an die Messeveranstalter zu zahlenden Entgelte als Betriebsausgaben gewinnmindernd ansetzte, die
Zahlungen des Bundes bzw. des Freistaats Bayern aufgrund des Auftragsverhältnisses sowie der am
Gemeinschaftsstand teilnehmenden Firmen (Beteiligungsbeiträge) gewinnerhöhend (Betriebseinnahmen). Der
Beklagte und Revisionsbeklagte (das Finanzamt ‑‑FA‑‑) rechnete die Aufwendungen der Klägerin für die
entgeltliche Überlassung der Ausstellungsflächen auf den Auslandsmessen (574.308 €) nach § 8 Nr. 1 Buchst. e des
Gewerbesteuergesetzes in der im Streitjahr geltenden Fassung (GewStG) dem Gewinn hinzu (Verlust-
Feststellungsbescheid des FA vom 13. März 2012). Der Einspruch der Klägerin gegen diesen Bescheid hatte nur
insoweit Erfolg, als das FA die vorgenommene Hinzurechnung um Aufwendungen kürzte, die dem Grunde nach
nicht als Mietzinsen zu qualifizieren seien (Kosten für Registration und Katalogeintrag Messe B). Die Klage war
erfolglos (Finanzgericht ‑‑FG‑‑ München, Urteil vom 8. Juni 2015  7 K 3250/12, abgedruckt in Entscheidungen der
Finanzgerichte ‑‑EFG‑‑ 2015, 1835).


7


Die Klägerin rügt die Verletzung materiellen Rechts und beantragt, das angefochtene Urteil, die
Einspruchsentscheidung vom 5. Juni 2013 sowie den Feststellungsbescheid des FA vom 13. März 2012 aufzuheben.


8


Das FA beantragt, die Revision zurückzuweisen.9


Die Revision ist begründet; das angefochtene Urteil verletzt Bundesrecht, da es bezogen auf die von der Klägerin an
die ausländischen Messeunternehmen geleisteten Entgelte die Voraussetzungen für eine Hinzurechnung des § 8
Nr. 1 Buchst. e GewStG zu Unrecht als erfüllt angesehen hat. Dies führt zur Aufhebung des Urteils (§ 126 Abs. 3 Satz
1 Nr. 1 der Finanzgerichtsordnung ‑‑FGO‑‑) und der zugrunde liegenden Verlustfeststellung durch Bescheid vom
13. März 2012 und Einspruchsentscheidung vom 5. Juni 2013.


10
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1. Nach § 8 Nr. 1 Buchst. e GewStG werden zur Ermittlung des Gewerbeertrages (§ 7 Satz 1 GewStG) dem Gewinn
aus Gewerbebetrieb unter weiteren hier nicht streitigen Voraussetzungen ein Viertel der Summe aus dreizehn
Zwanzigstel der Miet- und Pachtzinsen (einschließlich Leasingraten) für die Benutzung der unbeweglichen
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die im Eigentum eines anderen stehen, wieder hinzugerechnet, soweit sie
bei der Ermittlung des Gewinns (der auch Gegenstand der hier streitgegenständlichen Feststellung des
vortragsfähigen Gewerbeverlustes ist) abgesetzt worden sind. Der Tatbestand sieht keine Differenzierung nach dem
Ort der Belegenheit der unbeweglichen Wirtschaftsgüter vor; die Regelung betrifft daher auch Nutzungsentgelte,
die an Vermieter/Verpächter für eine Nutzungsüberlassung im Ausland gezahlt werden (Sarrazin in
Lenski/Steinberg, Gewerbesteuergesetz, § 8 Nr. 1 Buchst. e, Rz 4).


11


Gegenstand der Hinzurechnung sind Miet- und Pachtzinsen im Sinne des bürgerlichen Rechts (§§ 535 ff. des
Bürgerlichen Gesetzbuchs ‑‑BGB‑‑). Der Nutzungsvertrag muss seinem wesentlichen rechtlichen Gehalt nach ein
Miet- oder Pachtverhältnis im Sinne des bürgerlichen Rechts sein (Urteil des Bundesfinanzhofs ‑‑BFH‑‑ vom 31. Juli
1985 VIII R 261/81, BFHE 145, 134, BStBl II 1986, 304; Senatsurteil vom 10. Juli 1996 I R 132/94, BFHE 181, 337,
BStBl II 1997, 226). Die Einordnung unter diese Vertragstypen ist dann ausgeschlossen, wenn der Vertrag
wesentliche mietfremde oder pachtfremde Elemente enthält, die ihn einem anderen Vertragstyp zuordnen oder zu
einer Einordnung als Vertrag eigener Art führen (vgl. Senatsurteile vom 15. Juni 1983 I R 113/79, BFHE 139, 286,
BStBl II 1984, 17; vom 28. Juni 1978 I R 131/76, BFHE 126, 43, BStBl II 1979, 47). Ist ausländisches Recht auf den
Vertrag anwendbar, ist für den Tatbestand des § 8 Nr. 1 Buchst. e GewStG entscheidend, ob der Vertrag bei
Anwendung deutschen Rechts als Miet- oder Pachtvertrag anzusehen wäre (BFH-Urteil vom 27. November 1975
IV R 192/71, BFHE 117, 474, BStBl II 1976, 220; Güroff in Glanegger/Güroff, GewStG, 8. Aufl., § 8 Nr. 1d Rz 6;
Blümich/ Hofmeister, § 8 GewStG Rz 231 i.V.m. Rz 203; Sarrazin in Lenski/Steinberg, a.a.O., § 8 Nr. 1 Buchst. e
Rz 22).


12


2. Die Würdigung des FG, dass die von der Klägerin an die ausländischen Messeunternehmen geleisteten Entgelte
als Miete (Mietverträge als vertragliche Grundlagen) anzusehen sind, weist keine Rechtsfehler auf.


13


a) Das FG hat in diesem Zusammenhang die den Zahlungen zugrunde liegenden Vereinbarungen dahin gewürdigt,
dass es sich dem jeweiligen wesentlichen Gehalt nach um einen Mietvertrag im Sinne des bürgerlichen Rechts
handelt. Dazu hat es auf die vertraglichen Hauptpflichten abgestellt, die für die jeweiligen Messeunternehmen
darauf gerichtet sind, die Messeflächen für die Dauer der Messe in dem vertraglich vereinbarten Zustand zum
Gebrauch zu überlassen. Im Vordergrund der Verträge habe nicht die Zulassung zur Teilnahme der Messe als solche,
sondern die Überlassung von Stand- bzw. Ausstellungsflächen zur Präsentation von Produkten und/oder
Dienstleistungen der Aussteller im Rahmen der Messeveranstaltung gestanden. Die ergänzenden (z.B. technischen)
Nebenleistungen seien weder als wesentliche noch als mietfremde Elemente anzusehen; Zusatzleistungen gegen
zusätzliches Entgelt seien hingegen als (auch rechtlich) trennbare Leistungskomponenten zu würdigen. Dabei hat
das FG auch keinen Anlass gesehen, auf der Grundlage der Bezeichnung der (Formular-)Verträge zu einem anderen
Ergebnis zu kommen, da es darum gehe, die Verträge ausgehend von den Verständnismöglichkeiten eines
Durchschnittskunden objektiv und einheitlich auszulegen.


14


b) Die Auslegung von Verträgen und deren Würdigung obliegt zunächst dem FG als Tatsacheninstanz. Soweit die
Auslegung den gesetzlichen Auslegungsregeln (§§ 133, 157 BGB) entspricht und nicht gegen Denkgesetze und
allgemeine Erfahrungssätze verstößt, ist sie für den BFH als Revisionsgericht, selbst wenn die vorgenommene
Auslegung nicht zwingend, sondern lediglich möglich ist (ständige Rechtsprechung, z.B. Senatsurteile vom
30. November 2005 I R 110/04, BFHE 212, 83, BStBl II 2007, 251; vom 5. Juni 2013 I R 37/12, BFH/NV 2013, 1628;
abweichend Güroff in Glanegger/Güroff, a.a.O., § 8 Nr. 1d Rz 8b a.E.), bindend (vgl. § 118 Abs. 2 FGO).


15


c) Die Auslegung des FG ist hiernach nicht zu beanstanden. Das FG hat zur Qualifizierung der vertraglichen
Hauptpflicht der Messeunternehmen zu Recht auf den Vereinbarungszweck (Gewährung des Gebrauchs einer Fläche
im Rahmen der Ausstellung) als eine dem Inhalt des § 535 Abs. 1 BGB entsprechende Pflicht verwiesen. Darüber
hinaus hat das FG bei seiner Würdigung auch dem Umstand Rechnung getragen, dass die Entgelthöhe an der Größe
der überlassenen Fläche ausgerichtet war und dass die (z.B. organisatorischen und technischen) Nebenleistungen
dazu dienten, der Klägerin den vertragsgemäßen Gebrauch der Fläche im Rahmen der Veranstaltung zu
ermöglichen. Insoweit hat das FG aus dem "Leistungsbündel" als Gegenstand der Leistungspflicht der jeweiligen
Messegesellschaft (so Gerritzen/ Matheis, Deutsches Steuerrecht ‑‑DStR‑‑ 2013, 236; Cech/ Püschel, Die
Unternehmensbesteuerung ‑‑Ubg‑‑ 2015, 645, 647) eine sachlich begründete Wertungsentscheidung zur
Abgrenzung der Haupt- und Nebenleistungen getroffen, die nicht rechtsfehlerhaft ist. Soweit abgrenzbare
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Sonderleistungen gegenüber der Klägerin zu erbringen waren (Kosten für Registration und Katalogeintrag Messe B),
sind diese schon vom FA gesondert gewürdigt worden und nicht Gegenstand dieses Rechtsstreits.


3. Das FG hat aber rechtsfehlerhaft dahin erkannt, dass sich die Entgelte auf die Benutzung solcher unbeweglicher
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens beziehen, die im Eigentum eines anderen stehen.


17


a) Der Begriff des Anlagevermögens ist nach allgemeinen ertragsteuerlichen Grundsätzen zu bestimmen.
Anlagevermögen sind danach die Gegenstände, die dazu bestimmt sind, auf Dauer dem Betrieb zu dienen (§ 247
Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs ‑‑HGB‑‑). Das sind die zum Gebrauch im Betrieb und nicht zum Verbrauch oder
Verkauf bestimmten Wirtschaftsgüter. Für die Hinzurechnung nach § 8 GewStG ist darauf abzustellen, ob die
Wirtschaftsgüter Anlagevermögen des Mieters oder Pächters wären, wenn er ihr Eigentümer wäre (Senatsurteile
vom 29. November 1972 I R 178/70, BFHE 107, 468, BStBl II 1973, 148; vom 30. März 1994 I R 123/93, BFHE 174,
554, BStBl II 1994, 810; vom 4. Juni 2014 I R 70/12, BFHE 246, 67, BStBl II 2015, 289). Diese Fiktion ist auf den
Zweck des § 8 Nr. 1 Buchst. e GewStG zurückzuführen, durch die Hinzurechnung im Sinne einer
Finanzierungsneutralität einen objektivierten Ertrag des Gewerbebetriebs zu ermitteln (BTDrucks 16/4841, S. 78;
Senatsurteil in BFHE 246, 67, BStBl II 2015, 289).


18


b) Nach diesen Grundsätzen liegen die Voraussetzungen für die Hinzurechnung im Streitfall nicht vor. Nach den
Feststellungen des FG (§ 118 Abs. 2 FGO) standen die von der Klägerin angemieteten Flächen zwar im Eigentum
Dritter. Wäre die Klägerin Eigentümerin der Ausstellungsflächen, gehörten diese aber nicht zu ihrem
Anlagevermögen, da sie diese nicht ständig für den Gebrauch in ihrem Betrieb hätte vorhalten müssen.


19


aa) Allerdings steht die Tatsache der "Durchleitung" der Flächen der Zuordnung zum Anlagevermögen nicht
entgegen; eine Hinzurechnung ist in dieser Konstellation weder nach dem Gesetzeswortlaut noch unter
Berücksichtigung des Gesetzeszwecks ausgeschlossen. Dies hat der Senat im Zusammenhang mit der "Durchleitung"
von Immobilien bereits entschieden (Senatsurteil in BFHE 246, 67, BStBl II 2015, 289); die dagegen gerichtete
Verfassungsbeschwerde blieb erfolglos (s. Bundesverfassungsgericht, Beschluss vom 26. Februar
2016  1 BvR 2836/14, DE:BVerfG:2016:rk20160226.1bvr283614, Höchstrichterliche Finanzrechtsprechung 2016,
491). Daran ist ungeachtet der Kritik (Sarrazin in Lenski/Steinberg, a.a.O., § 8 Nr. 1 Buchst. e Rz 17) festzuhalten (s.a.
Niedersächsisches FG, Urteil vom 7. Juli 2011  10 K 78/10, EFG 2011, 2100 [die Revision war unzulässig, s. BFH-
Beschluss vom 30. April 2013 IV R 38/11, BFH/NV 2013, 1117]; Gleichlautende Erlasse der obersten
Finanzbehörden der Länder vom 2. Juli 2012, BStBl I 2012, 654, Rz 29a).


20


bb) Die Annahme von Anlagevermögen muss aber auch im Rahmen der gebotenen Fiktion den Geschäftsgegenstand
des Unternehmens berücksichtigen, sie muss sich soweit wie möglich an den betrieblichen Verhältnissen des
Steuerpflichtigen orientieren (Senatsurteil in BFHE 107, 468, BStBl II 1973, 148; Gleichlautende Erlasse der
obersten Finanzbehörden der Länder in BStBl I 2012, 654, Rz 29b). Nach diesem Maßstab ist von
ausschlaggebender Bedeutung, dass die Klägerin als sog. Durchführungsgesellschaft nur aufgrund
auftragsbezogener Weisung über die Teilnahme an einer konkreten Messe (Ort und Zeit) gegenüber dem dortigen
Messeveranstalter tätig wird, indem sie die dortige Fläche anmietet und wiederum anderen Unternehmen zur
Nutzung anbietet. Nach dem Prüfungsmaßstab eines das Miet- oder Pachtverhältnis ersetzenden Eigentums an der
jeweiligen Messefläche ist aber angesichts der Zufälligkeit der konkreten Auswahlentscheidung des Auftraggebers
nicht davon auszugehen, dass die Klägerin entsprechende Flächen ständig für den Gebrauch in ihrem Betrieb
vorgehalten hätte. Die Geschäftsbetätigung der Klägerin als Durchführungsgesellschaft war nach den konkreten
vertraglichen Abreden (hier: als Dienstleisterin mit der Funktion als "Mittler" zwischen Messeveranstalter und
Auftraggeber) mit der Annahme (fiktionalem) Anlagevermögens an den Flächen vielmehr unvereinbar (so im
Ergebnis wohl auch Sarrazin in Lenski/Steinberg, a.a.O., § 8 Nr. 1 Buchst. e Rz 17 und 17a; Gerritzen/Matheis, DStR
2013, 236, 238; Kohlhaas, DStR 2014, 296, 300 f.; Cech/Püschel, Ubg 2015, 645, 649 ff.; abweichend aber Güroff in
Glanegger/Güroff, a.a.O., § 8 Nr. 1d Rz 16).
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4. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 1 FGO.22


Seite 4 von 4



https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201710005/



		Urteil vom 25. Oktober 2016, I R 57/15

		Leitsätze

		Tenor

		Tatbestand

		I.



		Entscheidungsgründe

		II.










Urteil vom 20. Oktober 2022, III R 35/21
Keine gewerbesteuerrechtliche Hinzurechnung von Aufwendungen für Messestände und Messestandflächen bei
Produktionsunternehmen


ECLI:DE:BFH:2022:U.201022.IIIR35.21.0


BFH III. Senat


GewStG § 8 Nr 1 Buchst d, GewStG § 8 Nr 1 Buchst e, HGB § 247 Abs 2, FGO § 118 Abs 2, GewStG VZ 2016


vorgehend FG Münster, 03. November 2021, Az: 13 K 1122/19 G


Leitsätze


1. NV: Die Kosten für die Anmietung von Messeständen und Messestandflächen können bei einem ausstellenden
Unternehmen nur dann zu einer Hinzurechnung nach § 8 Nr. 1 Buchst. d und e GewStG führen, wenn die angemieteten
Wirtschaftsgüter bei unterstelltem Eigentum des ausstellenden Unternehmens zu dessen Anlagevermögen gehören
würden.


2. NV: Die Zugehörigkeit zum Anlagevermögen ist nach den Umständen des Einzelfalls zu verneinen, wenn der
Steuerpflichtige primär ein Produktionsunternehmen unterhält und auch hinsichtlich des daneben ausgeübten Vertriebs
der Produkte unter Berücksichtigung der Häufigkeit und Dauer der Messeteilnahme für seinen geschäftlichen Erfolg
nicht auf das dauerhafte Vorhandensein der angemieteten Wirtschaftsgüter angewiesen ist.


Tenor


Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des Finanzgerichts Münster vom 03.11.2021 - 13 K 1122/19 G wird als
unbegründet zurückgewiesen.


Die Kosten des Revisionsverfahrens hat der Beklagte zu tragen.


Tatbestand


I.


 


Streitig ist die gewerbesteuerrechtliche Hinzurechnung der Aufwendungen für die Teilnahme an drei Fachmessen
im Streitjahr 2016.


1


Die Klägerin und Revisionsbeklagte (Klägerin) ist eine GmbH, deren Unternehmensgegenstand die Herstellung und
der Vertrieb von ... ist.


2


Im Streitjahr 2016 nahm die Klägerin als Ausstellerin an der zweitägigen Fachmesse "1" in Z, an der viertägigen
Fachmesse "2" in A und an der viertägigen Fachmesse "3" in O teil.


3


In ihrer mittels Bestandsvergleich durchgeführten Gewinnermittlung berücksichtigte die Klägerin Aufwendungen
für Messestände in Höhe von ... €. Diese setzten sich wie folgt zusammen:


Datum     Gegenstand      Betrag   


   ......2016     Messebau ... € 


   ......2016     Mietmessestand  ... € 
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Entscheidungsgründe


II.


   ......2016     Mietmessestand ... € 


   ......2016     Standgebühr ... € 


                ... € 


Zudem wurden weitere Kosten für die Durchführung der Messeteilnahme in Höhe von ... € gewinnmindernd
angesetzt, die sich aus einer Rechnung über ... € und drei Rechnungen für die Messe in O über insgesamt ... €
zusammensetzten.


5


In ihrer Gewerbesteuererklärung für 2016 erklärte die Klägerin einen Gewinn aus Gewerbebetrieb in Höhe von ... €
und Hinzurechnungen von Miet- und Pachtzinsen für fremde unbewegliche Anlagegüter in Höhe von ... €, in denen
die Aufwendungen für die Messestände und -teilnahme nicht enthalten waren.


6


Im Rahmen einer u.a. die Gewerbesteuer 2016 umfassenden Betriebsprüfung kam der Prüfer zu dem Ergebnis, dass
die Kosten der Messestände in Höhe von ... € und ��im Wege der Schätzung�� 70 % der übrigen Kosten (... €), also
... €, und mithin insgesamt ... € bei der Hinzurechnung zu berücksichtigen seien. Der Beklagte und Revisionskläger
(Finanzamt ��FA��) folgte der Auffassung des Prüfers und erließ unter dem 19.07.2018 einen geänderten
Bescheid, in dem Miet- und Pachtzinsen für die Benutzung fremder unbeweglicher Wirtschaftsgüter in Höhe von ... €
angesetzt wurden.


7


Der hiergegen gerichtete Einspruch blieb ohne Erfolg (Einspruchsentscheidung vom 08.03.2019).8


Das Finanzgericht (FG) gab der dagegen erhobenen Klage mit den in Entscheidungen der Finanzgerichte (EFG) 2022,
169 veröffentlichten Gründen statt und änderte den Gewerbesteuermessbescheid vom 19.07.2018 in Gestalt der
Einspruchsentscheidung vom 08.03.2019 dergestalt ab, dass die bei der Hinzurechnung erfassten Miet- und
Pachtzinsen für fremde unbewegliche Wirtschaftsgüter um ... € verringert wurden.


9


Mit der hiergegen gerichteten Revision rügt das FA die Verletzung materiellen Rechts.10


Das FA beantragt,
das angefochtene Urteil aufzuheben und die Klage abzuweisen.


11


Die Klägerin beantragt,
die Revision zurückzuweisen.


12


Die Revision ist unbegründet und daher zurückzuweisen (§ 126 Abs. 2 der Finanzgerichtsordnung ��FGO��).13


Das FG hat die Hinzurechnungsvorschrift zutreffend ausgelegt (1.) und in revisionsrechtlich nicht zu beanstandender
Weise auf den festgestellten Sachverhalt angewandt (2.).


14


1. Das FG hat die Hinzurechnungsvorschrift zutreffend ausgelegt.15


a) Nach § 8 Nr. 1 Buchst. d und e des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) in der für den Erhebungszeitraum 2016
geltenden Fassung werden zur Ermittlung des Gewerbeertrages (§ 7 GewStG) dem Gewinn aus Gewerbebetrieb
hinzugerechnet ein Viertel der Summe aus einem Fünftel der Miet- und Pachtzinsen (einschließlich Leasingraten)
für die Benutzung von beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, die im Eigentum eines anderen
stehen, und aus der Hälfte der Miet- und Pachtzinsen (einschließlich Leasingraten) für die Benutzung der
unbeweglichen Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die im Eigentum eines anderen stehen, soweit sie bei der
Ermittlung des Gewinns abgesetzt worden sind und soweit die Summe der Beträge i.S. von § 8 Nr. 1 Buchst. a bis f
GewStG 100.000 € übersteigt.


16


b) Der Senat kann ��wie das FG�� dahingestellt lassen, ob es sich bei den vom FA im Rahmen der Hinzurechnung
berücksichtigten Aufwendungen in vollem oder teilweisem Umfang schon nicht um Mietzinsen für die Überlassung
von beweglichem oder unbeweglichem Vermögen handelt. Denn selbst wenn und soweit es sich um solche
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Mietzinsen handeln würde, ist das FG zutreffend davon ausgegangen, dass die Messestände und Messestandflächen
nicht zum Anlagevermögen der Klägerin gehören würden.


c) Das FG ist hinsichtlich der Frage, ob von der Klägerin angemietete Wirtschaftsgüter bei unterstelltem Eigentum
der Klägerin zu deren Anlagevermögen gehören würden, vom zutreffenden Rechtsmaßstab ausgegangen.


18


aa) Der Begriff des Anlagevermögens ist nach allgemeinen ertragsteuerlichen Grundsätzen zu bestimmen.
Anlagevermögen sind danach die Gegenstände, die dazu bestimmt sind, auf Dauer dem Betrieb zu dienen (§ 247
Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs ��HGB��). Das sind die zum Gebrauch im Betrieb bestimmten Wirtschaftsgüter.
Zum Umlaufvermögen gehören demgegenüber die zum Verbrauch oder sofortigen Verkauf bestimmten
Wirtschaftsgüter (Senatsurteil vom 25.07.2019 - III R 22/16, BFHE 265, 386, BStBl II 2020, 51, Rz 21, m.w.N.;
Senatsbeschluss vom 23.03.2022 - III R 14/21, BStBl II 2022, 559, Rz 18).


19


bb) Für die Hinzurechnung nach § 8 GewStG ist darauf abzustellen, ob die Wirtschaftsgüter Anlagevermögen des
Mieters oder Pächters wären, wenn sie in seinem Eigentum stünden (Senatsurteil in BFHE 265, 386, BStBl II 2020,
51, Rz 22, m.w.N.; Senatsbeschluss in BStBl II 2022, 559, Rz 19). Diese Fiktion ist auf den Zweck des § 8 Nr. 1
Buchst. d und e GewStG zurückzuführen, durch die Hinzurechnung im Sinne einer Finanzierungsneutralität einen
objektivierten Ertrag des Gewerbebetriebs zu ermitteln (BTDrucks 16/4841, S. 78 ff.; Urteil des Bundesfinanzhofs
��BFH�� vom 25.10.2016 - I R 57/15, BFHE 255, 280, BStBl II 2022, 273, Rz 18). Dabei ist zwar das Eingreifen der
Fiktion, dass der Steuerpflichtige der (wirtschaftliche) Eigentümer der Wirtschaftsgüter ist, nicht an das Vorliegen
bestimmter Voraussetzungen geknüpft (BFH-Urteil vom 08.12.2016 - IV R 24/11, BFHE 256, 526, BStBl II 2022, 276,
Rz 11 ff.). Die Frage, ob das fiktiv im Eigentum des Steuerpflichtigen stehende Wirtschaftsgut zu dessen
Anlagevermögen gehören würde, orientiert sich aber maßgeblich an der Zweckbestimmung des Wirtschaftsguts in
dem Betrieb, die einerseits subjektiv vom Willen des Steuerpflichtigen abhängt, sich andererseits aber an
objektiven Merkmalen nachvollziehen lassen muss (wie z.B. der Art des Wirtschaftsguts, der Art und Dauer der
Verwendung im Betrieb, der Art des Betriebs, ggf. auch der Art der Bilanzierung; s. BFH-Urteil in BFHE 256, 526,
BStBl II 2022, 276, Rz 18; Senatsbeschluss in BStBl II 2022, 559, Rz 19; Mohr, Inkongruenzen bei der
gewerbesteuerlichen Hinzurechnung, 2016, S. 271; Kornwachs, Deutsches Steuerrecht 2017, 1568). Gemeint ist,
dass es sich bei dem überlassenen Wirtschaftsgut der Art nach um Anlagevermögen handelt, wobei es ausreicht,
wenn das Wirtschaftsgut dazu gewidmet ist, auf Dauer eine Nutzung im Geschäftsbetrieb zu ermöglichen
(Breinersdorfer, Der Betrieb 2014, 1762). Insoweit spricht insbesondere die Verwendung des Wirtschaftsguts als
Produktionsmittel für die Zuordnung zum Anlagevermögen, während der Einsatz als zu veräußerndes Produkt eine
Zuordnung zum Umlaufvermögen nahelegt (BFH-Urteil vom 05.06.2008 - IV R 67/05, BFHE 222, 265, BStBl II 2008,
960, unter II.1.b).


20


cc) Zu Recht ist das FG weiter davon ausgegangen, dass die Prüfung den Geschäftsgegenstand des Unternehmens
berücksichtigt (Senatsurteile in BFHE 265, 386, BStBl II 2020, 51, Rz 23, m.w.N.; Senatsbeschluss in BStBl II 2022,
559, Rz 20) und sich soweit wie möglich an den betrieblichen Verhältnissen des Steuerpflichtigen orientieren muss
(BFH-Urteil in BFHE 255, 280, BStBl II 2022, 273, Rz 21, m.w.N.). Insbesondere darf die Fiktion nicht weiter reichen
als es die Vorstellung eines das Miet- oder Pachtverhältnis ersetzenden Eigentums gebietet (BFH-Urteil vom
29.11.1972 - I R 178/70, BFHE 107, 468, BStBl II 1973, 148, unter 2.). Es ist zu fragen, ob der Geschäftszweck das
dauerhafte Vorhandensein solcher Wirtschaftsgüter voraussetzt (vgl. BFH-Urteile in BFHE 107, 468, BStBl II 1973,
148, und in BFHE 256, 526, BStBl II 2022, 276, Rz 19). Hierfür ist ��im Sinne einer Kontrollfrage�� darauf
abzustellen, ob sich die betreffende Tätigkeit, das Eigentum des Steuerpflichtigen an dem Wirtschaftsgut
unterstellt, wirtschaftlich sinnvoll nur ausüben lässt, wenn das Eigentum an den Wirtschaftsgütern langfristig
erworben wird (vgl. BFH-Urteil in BFHE 107, 468, BStBl II 1973, 148, unter 2.; Senatsbeschluss in BStBl II 2022, 559,
Rz 20).


21


dd) Ein Gegenstand kann zwar auch dann dem Anlagevermögen zuzuordnen sein, wenn er nur kurzfristig gemietet
oder gepachtet wird; dies gilt selbst dann, wenn sich das Miet- oder Pachtverhältnis lediglich auf Tage oder
Stunden erstreckt (Senatsurteil in BFHE 265, 386, BStBl II 2020, 51, Rz 24, m.w.N.). Insoweit darf für die Einordnung
als Anlagevermögen die Zeitkomponente "dauernd" nicht als reiner Zeitbegriff im Sinne von "immer" oder "für alle
Zeiten" verstanden werden (BFH-Urteil in BFHE 222, 265, BStBl II 2008, 960, unter II.1.b, m.w.N.). Das setzt indessen
voraus, dass der Steuerpflichtige derartige Wirtschaftsgüter ständig für den Gebrauch in seinem Betrieb benötigt.
Dies hat der BFH etwa bejaht, wenn der Steuerpflichtige wiederholt gleichartige Container zur Weitervermietung
(BFH-Urteil in BFHE 107, 468, BStBl II 1973, 148, unter 2.) oder gleichartige Bestuhlungen und Beschallungsanlagen
zur eigenen Nutzung in Sälen und Stadien (BFH-Urteil vom 30.03.1994 - I R 123/93, BFHE 174, 554, BStBl II 1994,
810, unter II.1.) angemietet hat. Dagegen scheidet eine Zuordnung zum Anlagevermögen aus, wenn der
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Steuerpflichtige die angemieteten oder gepachteten Wirtschaftsgüter nicht ständig für den Gebrauch in seinem
Betrieb hätte vorhalten müssen (BFH-Urteil in BFHE 256, 526, BStBl II 2022, 276, Rz 26; Senatsbeschluss in BStBl II
2022, 559, Rz 21) und sie deshalb nicht zu seinem dem Betrieb auf Dauer gewidmeten Betriebskapital gehören
würden (BFH-Urteil in BFHE 174, 554, BStBl II 1994, 810, unter II.1.c; Senatsbeschluss in BStBl II 2022, 559, Rz 21).


2. Bei Zugrundelegung dieser Rechtsgrundsätze hat das FG in revisionsrechtlich nicht zu beanstandender Weise
entschieden, dass das FA zu Unrecht eine Hinzurechnung der für die Messeteilnahme aufgewendeten Entgelte
vorgenommen hat.


23


Da die Frage, ob die streitgegenständlichen Wirtschaftsgüter dem Anlagevermögen zuzuordnen wären, anhand der
Zweckbestimmung des Wirtschaftsguts in dem Betrieb, des konkreten Geschäftsgegenstands und der speziellen
betrieblichen Verhältnisse der Klägerin zu beantworten ist, kommt es insoweit entscheidend auf die tatsächlichen
Feststellungen und die tatsächliche Würdigung des FG an. Hieran ist der BFH gemäß § 118 Abs. 2 FGO gebunden, es
sei denn, dass in Bezug auf diese Feststellungen zulässige und begründete Revisionsrügen vorgebracht worden
sind. Das gilt bereits dann, wenn die Würdigung zwar nicht zwingend, aber möglich ist (ständige Rechtsprechung,
vgl. etwa BFH-Beschluss vom 05.07.2016 - X B 201/15, BFH/NV 2016, 1572, Rz 20; BFH-Urteil vom 13.12.2018 -
V R 65/16, BFH/NV 2019, 303, Rz 27). So verhält es sich im Streitfall.


24


a) Zur Zweckbestimmung der Wirtschaftsgüter im Betrieb hat das FG festgestellt, dass die Klägerin diese im
gesamten Erhebungszeitraum nur an zehn Tagen im Zusammenhang mit ihrer Messeteilnahme nutzte und sich die
Messeteilnahmen dabei auf drei Standorte in A, Z und O verteilten. Diesen Umstand hat das FG in möglicher und
zudem gut nachvollziehbarer Weise dahingehend gewürdigt, dass die Klägerin die betreffenden Wirtschaftsgüter
nicht ständig in ihrem Betrieb hätte vorhalten müssen. Zudem hat das FG festgestellt, dass keine Umstände
erkennbar seien, aus denen sich ergibt, dass der wirtschaftliche Erfolg der Klägerin vom permanenten Vorhalten der
Messestände abhängt. Daher tragen die getroffenen Feststellungen den Schluss, dass die Wirtschaftsgüter nach
ihrer Zweckbestimmung nicht dazu gewidmet waren, auf Dauer im Geschäftsbetrieb genutzt zu werden.


25


Nichts anderes ergibt sich aus dem Vortrag des FA, wonach die Kürze der Messeteilnahme nicht als Argument gegen
die Annahme von Anlagevermögen tauge, weil die Klägerin in den geprüften und den darauffolgenden Jahren stets
an Messen teilgenommen habe. Denn das FG hat nicht allein die kurze Dauer der einzelnen Anmietungen
gewürdigt, sondern alle im Erhebungszeitraum erfolgten Messeteilnahmen und deren Gesamtdauer im Hinblick auf
die Frage berücksichtigt, ob die Klägerin die Messestände ständig in ihrem Betrieb hätte vorhalten müssen. Dies
entspricht den unter II.1.c dd genannten Rechtsgrundsätzen.


26


Soweit das FA ��insbesondere in Abgrenzung zu dem im Urteil in BFHE 255, 280, BStBl II 2022, 273 behandelten
Fall der Messedurchführungsgesellschaft�� darauf abhebt, dass die Klägerin nicht nur zufällig und
auftragsbezogen, sondern mit großer Regelmäßigkeit auf Messen aktiv gewesen sei, ist darauf hinzuweisen, dass
sich auch aus einer regelmäßigen kurzen Nutzung eines Wirtschaftsguts nicht zwingend die Notwendigkeit einer
dauerhaften Verfügbarkeit ableiten lässt. Insofern bedarf es vielmehr einer näheren Betrachtung, in welcher
Häufigkeit und in welchem Gesamtumfang derartige Anmietungen stattgefunden haben. Diese Betrachtung hat das
FG angestellt.
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b) Des Weiteren hat das FG die Notwendigkeit des dauerhaften Vorhandenseins der Messestände im Hinblick auf
den Geschäftsgegenstand und die betrieblichen Verhältnisse der Klägerin gewürdigt. Insoweit hat es festgestellt,
dass die Messestände in Bezug auf die Tätigkeit als Produktionsunternehmen keine wirtschaftliche Bedeutung
hatten, da sie nicht als Produktionsmittel eingesetzt wurden. Soweit der Geschäftszweck der Klägerin auch den
Vertrieb der von ihr hergestellten Produkte umfasst, hat das FG zum einen festgestellt, dass dieser nicht der primäre
Geschäftsgegenstand des Unternehmens der Klägerin ist, da sie ein Produktionsunternehmen und keine klassische
Vertriebsgesellschaft ist. Aber auch hinsichtlich dieses sekundären Geschäftszwecks ist das FG zu dem Ergebnis
gekommen, dass die Klägerin nicht auf das dauerhafte Vorhandensein der Wirtschaftsgüter angewiesen war und
sich auch diese Tätigkeit ohne sie sinnvoll ausüben lässt.


28


Nichts anderes ergibt sich aus dem Vortrag des FA, wonach die Messen nach dem Geschäftszweck der Klägerin ein
neuer Vertriebsweg für 50 % des Eigensortiments und des Umsatzes seien, weil an den Messen die Produktmanager
der Großkunden teilnehmen würden und die Klägerin aufgrund der Resonanz über die Aufnahme weiterer Produkte
in die Massenfertigung entscheiden könne. Diesen Sachverhalt hat das FG nicht festgestellt und das FA hat insoweit
keine zulässigen und begründeten Verfahrensrügen erhoben. Vielmehr ist das FG nach den festgestellten
Umständen ��insbesondere aufgrund der Sachverhaltsschilderung der Klägerin in den Terminen vom 17.02.2021
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und 03.11.2021�� von einer nur untergeordneten Bedeutung der Messestände für die Vertriebstätigkeit der
Klägerin ausgegangen.


3. Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 Abs. 2 FGO.30
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Urteil vom 09. Februar 2023, IV R 34/19
Verlustausgleichs- und -abzugsbeschränkung bei Zins-Währungsswaps; Feststellung des verbleibenden Verlustvortrags
bei Termingeschäften


ECLI:DE:BFH:2023:U.090223.IVR34.19.0


BFH IV. Senat


EStG § 15 Abs 4 S 3, EStG § 15 Abs 4 S 4, EStG § 10d Abs 4, EStG VZ 2011 , EStG VZ 2012


vorgehend Finanzgericht Baden-Württemberg , 22. Juli 2019, Az: 10 K 1157/17


Leitsätze


1. Bei einem Termingeschäft als Sicherungsgeschäft setzt die Annahme einer gegenläufigen Erfolgskorrelation voraus,
dass mit dem Termingeschäft ein aus dem Grundgeschäft resultierendes Risiko zumindest teilweise abgesichert wird.


2. Eine gegenläufige Erfolgskorrelation von Grund- und Sicherungsgeschäft ist nicht gegeben, wenn das Risiko der
variablen Verzinsung eines Darlehens infolge der Vereinbarung eines Zins-Währungsswaps nicht nur durch ein anderes
Risiko (Währung) ersetzt, sondern auch das ursprüngliche Grundgeschäft faktisch mit Risiken ähnlich denen eines
Fremdwährungsdarlehens belastet und damit zusätzlichen Risiken ausgesetzt wird.


3. Bei Verlusten aus Termingeschäften aus der Beteiligung an einer Personengesellschaft ist die Feststellung des
verbleibenden Verlustvortrags gemäß § 15 Abs. 4 i.V.m. § 10d Abs. 4 EStG nicht auf der Ebene der Gesellschaft, sondern
auf der Ebene der beteiligten Gesellschafter bei deren Einkommensteuerveranlagungen zu treffen.


Tenor


Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des Finanzgerichts Baden-Württemberg vom 22.07.2019 - 10 K 1157/17
aufgehoben, soweit es die gesonderte und einheitliche Feststellung von Besteuerungsgrundlagen 2011 und 2012
betrifft.


Die Klage wird insoweit abgewiesen.


Im Übrigen wird die Revision zurückgewiesen.


Die Kosten des Revisionsverfahrens haben die Klägerin zu 7/10 und der Beklagte zu 3/10 zu tragen.


Tatbestand


A.


 


Die Beteiligten streiten über die steuerliche Behandlung von Verlusten im Zusammenhang mit einem Zins-
Währungsswap. Streitjahre sind die Jahre 2011 und 2012.


1


Gegenstand des Gewerbebetriebs der Klägerin und Revisionsbeklagten (Klägerin), der X-GmbH & Co. KG, ist die
Herstellung von und der Handel mit … Aufgrund eines Vertrags vom 15.12.2009 erhielt die Klägerin von der A-Bank
(A) ein Darlehen zu einem Nennbetrag von 399.347,94 € über eine Laufzeit von 15 Jahren mit einer monatlichen
Tilgung von 2.218,60 €. Vereinbart war ein variabler Zinssatz ausgehend vom Dreimonats-Euribor zuzüglich 1 %
Kreditmarge und 0,54 % Refinanzierungskosten. Die Zinsanpassung sollte dementsprechend im Abstand von je drei
Monaten vorgenommen werden. Mit dem Darlehensvertrag löste die Klägerin ein betriebliches Darlehen bei einer
anderen Bank ab.


2


Auf der Grundlage eines Rahmenvertrags für Finanztermingeschäfte vom 06.07.2010 schloss die Klägerin am3
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16.12.2010 mit der A einen "Zins-Währungsswap" über die restliche Laufzeit des von der A gewährten Darlehens
von noch 14 Jahren ab.


Die Klägerin verpflichtete sich, auf den sich monatlich verringernden Bezugsbetrag I von anfangs
478.205,84 Schweizer Franken (CHF) Zinsen zu einem festen Zinssatz von 3,37 % in CHF zu zahlen. Der
Bezugsbetrag I ergab sich aus dem in CHF umgerechneten Darlehensstand. Er verringerte sich während der
gesamten Vertragsdauer gleichbleibend um den in CHF umgerechneten monatlichen Euro-Tilgungsbetrag zum Kurs
im Zeitpunkt des Abschlusses des Zins-Währungsswaps (2.846,46 CHF).


4


Die A sollte auf den sich ebenfalls monatlich verringernden Bezugsbetrag II von anfangs 372.724,74 €, der ebenfalls
dem Darlehensstand zum Zeitpunkt des Abschlusses der Swapvereinbarung entsprach und der sich um den
monatlichen Tilgungsbetrag des Darlehens von 2.218,60 € verringerte, Zinsen an die Klägerin (in Euro) entrichten.
Der hierfür vereinbarte variable Zinssatz ergab sich aus dem Einmonats-Euribor zuzüglich eines Spreads (Aufschlag
auf den Referenzzinssatz) von 154 Basispunkten.


5


Nach den Feststellungen des Finanzgerichts (FG) wurde "zur Anpassung der Zahlungsströme zwischen Darlehen und
Swap" der Referenzzinssatz des Darlehens vom Dreimonats-Euribor auf den Einmonats-Euribor zuzüglich eines
Spreads von 154 Basispunkten angepasst. In der Folge stimmte der für die Klägerin maßgebliche Referenzzinssatz
für das Darlehen mit dem für die Zahlungen der A maßgebenden Zinssatz für den Swap überein.


6


Darüber hinaus wurden in dem Swapvertrag vom 16.12.2010 "Kapitaltausche" vereinbart. An jedem Fälligkeitstag
für Festbeträge bzw. variable Beträge beginnend mit dem 30.01.2011 und endend mit dem 30.11.2024 hatte die
Klägerin den Unterschied zwischen dem Bezugsbetrag I (CHF) für den vorherigen Berechnungszeitraum und dem
Bezugsbetrag I (CHF) für den aktuellen Berechnungszeitraum an die A zu zahlen (2.846,46 CHF). Für den gleichen
Zeitraum hatte die A den Unterschied zwischen dem Bezugsbetrag II (Euro) für den vorherigen Berechnungszeitraum
und dem Bezugsbetrag II (Euro) für den aktuellen Berechnungszeitraum an die Klägerin zu zahlen (2.218,60 €). Zu
den jeweiligen Zahlungsterminen für Euro und CHF sollte ein Konto der Klägerin bei der A belastet werden, bei CHF
mit dem dann zum aktuell gültigen Kassakurs umgerechneten Euro-Gegenwert.


7


Nach einer Außenprüfung für die Streitjahre kam der Prüfer u.a. zu dem Ergebnis, dass die von der Klägerin an die A
geleisteten Aufwendungen aus der Swapvereinbarung (umgerechnet in Euro) die von der Klägerin vereinnahmten
Zahlungen der A aus dem Swapvertrag um 4.053,82 € (2011) und um 7.240,83 € (2012) überstiegen hatten. Der
Prüfer behandelte den Swap als Termingeschäft i.S. des § 15 Abs. 4 Satz 3 des Einkommensteuergesetzes (EStG) und
ließ die hieraus entstandenen Verluste nicht zum Betriebsausgabenabzug zu.


8


Der Beklagte und Revisionskläger (Finanzamt ��FA��) schloss sich den Prüfungsfeststellungen an und erließ am
31.05.2016 entsprechend geänderte Bescheide über die gesonderte und einheitliche Feststellung von
Besteuerungsgrundlagen (Gewinnfeststellungsbescheide) 2011 und 2012 sowie über die
Gewerbesteuermessbeträge 2011 und 2012. Am gleichen Tag ergingen erstmalige Bescheide über die Feststellung
des verbleibenden Verlustvortrags zum Schluss des Veranlagungszeitraums 2011 bzw. 2012 für die Klägerin, in
denen der verbleibende Verlustvortrag für die Einkünfte aus gewerblichen Termingeschäften i.S. des § 15 Abs. 4
EStG nach Maßgabe des § 10d Abs. 4 EStG auf den 31.12.2011 mit 4.054 € und auf den 31.12.2012 mit 11.295 €
(4.054 € + 7.241 €) festgestellt wurde.


9


Die hiergegen erhobenen Einsprüche der Klägerin wies das FA als unbegründet zurück (Einspruchsentscheidung
vom 05.04.2017). In den Anlagen zur Einspruchsentscheidung für 2011 bzw. 2012 über die gesonderte und
einheitliche Feststellung von Besteuerungsgrundlagen stellte das FA neben laufenden Gesamthandseinkünften in
Höhe von … € (2011) bzw. … € (2012) und deren Verteilung auf die Gesellschafter der Klägerin auch negative
Einkünfte aus Termingeschäften i.S. des § 15 Abs. 4 Satz 3 EStG ("nur mit positiven Einkünften aus
Termingeschäften verrechenbar") sowohl insgesamt (4.054 € für 2011; 7.241 € für 2012) als auch verteilt auf die
Gesellschafter der Klägerin fest. Dazu gab das FA jeweils an, dass die genannten negativen Einkünfte aus
Termingeschäften in den festgestellten laufenden Gesamthandseinkünften nicht enthalten seien.


10


Auf die hiergegen gerichtete Klage änderte das FG Baden-Württemberg mit Urteil vom 22.07.2019 - 10 K 1157/17
antragsgemäß die angefochtenen geänderten Bescheide über die gesonderte und einheitliche Feststellung von
Besteuerungsgrundlagen 2011 und 2012 und die geänderten Gewerbesteuermessbescheide 2011 und 2012 vom
31.05.2016 in Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 05.04.2017 dahin ab, dass 2011 von einem um 4.053,82 €
und 2012 von einem um 7.240,83 € verminderten Gewinn aus Gewerbebetrieb ausgegangen wird. Zugleich hob es
die Bescheide gemäß § 15 Abs. 4 i.V.m. § 10d Abs. 4 EStG über die gesonderte Feststellung des verbleibenden
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Verlustvortrags für die Einkünfte aus gewerblichen Termingeschäften auf den 31.12.2011 und auf den 31.12.2012,
beide vom 31.05.2016 und in Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 05.04.2017, auf.


Der Abschluss des Zins-Währungsswaps habe der Absicherung der aus dem Darlehen herrührenden Zinsrisiken
gedient. Dieses Darlehen sei betrieblich veranlasst, weil es zur Ablösung eines betrieblichen Darlehens
aufgenommen worden sei. Der Zins-Währungsswap unterfalle der Ausnahmeregelung des § 15 Abs. 4 Satz 4
Alternative 2 EStG, wonach Verluste aus Termingeschäften nicht den Beschränkungen des § 15 Abs. 4 Satz 3 EStG
unterliegen, wenn die zugrunde liegenden Geschäfte der Absicherung von Geschäften des gewöhnlichen
Geschäftsbetriebs dienen. Der mit der A geschlossene Darlehensvertrag stelle ��wie zwischen den Beteiligten
unstreitig sei�� ein Geschäft des gewöhnlichen Geschäftsbetriebs dar. Der Zins-Währungsswap sei geeignet, das
Zinsrisiko des Darlehensvertrags abzusichern. Denn sowohl ein objektiver Nutzungs- und Funktionszusammenhang
als auch ein subjektiver Sicherungszusammenhang zwischen dem Absicherungsgeschäft (hier: Zins-Währungsswap)
und dem Grundgeschäft (hier: Darlehensvertrag) sei gegeben. Ein objektiver Nutzungs- und
Funktionszusammenhang ergebe sich u.a. daraus, dass die Vertragspartner des Darlehensvertrags und des Zins-
Währungsswaps identisch seien. Die (Rest-)Laufzeiten des Darlehensvertrags und des Zins-Währungsswaps
stimmten überein, die Bezugsbeträge des Swaps entsprächen dem Restbetrag des Darlehens zum Zeitpunkt des
Abschlusses des Zins-Währungsswaps und ihre monatliche Verringerung der vereinbarten Darlehenstilgung. Um die
Zahlungsströme zwischen Darlehen und Swap aneinander anzupassen, sei der Referenzzinssatz des Darlehens
eigens auf den Einmonats-Euribor umgestellt worden. Im Ergebnis hätten sich die monatlichen Zahlungen zwischen
der Klägerin aus dem Darlehen und der A aus dem Swap gegenseitig aufgehoben. Zwar sei der Swapvertrag erst ein
Jahr nach dem Kreditvertrag, den er habe absichern sollen, abgeschlossen worden. Angesichts der bestehenden
engen inhaltlichen Abstimmung der Verträge aufeinander sei dies jedoch unschädlich. Aus bankenwirtschaftlicher
Sicht sei lediglich unter Vermeidung einer Kündigung und damit einer Vorfälligkeitsentschädigung das bestehende
Darlehen durch ein festverzinsliches, in CHF abgeschlossenes Darlehen ausgetauscht worden. Die Klägerin habe
damit das durch den ursprünglich vereinbarten variablen Zinssatz bestehende Zinsrisiko aus dem Darlehensvertrag
vollständig abgesichert. Das hinzugetretene Währungsrisiko habe ausschließlich die Zinszahlungen an die A aus
dem Bezugsbetrag I, nicht jedoch das Darlehenskapital betroffen. Dieses relativ geringe zusätzliche Währungsrisiko
könne nicht dazu führen, dem Zins-Währungsswap die Eignung zur Absicherung des Grundgeschäfts abzusprechen
und die Verlustverrechnung zu beschränken. Schließlich habe die Klägerin den Swapvertrag subjektiv aus der
Vorstellung heraus geschlossen, das Zinsrisiko aus dem Darlehensvertrag abzusichern.


12


Mit seiner Revision rügt das FA die Verletzung materiellen Rechts (§ 15 Abs. 4 Satz 3 EStG).13


Es trägt u.a. vor, der von der Klägerin erst ein Jahr nach Abschluss des Darlehensvertrags abgeschlossene
Swapvertrag sei objektiv nicht zur Absicherung der Zinsen aus dem Betriebsmittelkredit geeignet gewesen. Aus dem
variabel verzinslichen Darlehen habe ein festverzinsliches Darlehen werden sollen. Durch die
Fremdwährungskomponente seien mögliche Zinseinsparungen in Aussicht gestellt worden, wobei die Klägerin aber
bewusst das Risiko von Währungsschwankungen eingegangen sei. Das zusätzliche Währungsrisiko laufe einer
Absicherung des Zinsrisikos im Euroraum zuwider.


14


Das FA beantragt,
das vorinstanzliche Urteil aufzuheben und die Klage abzuweisen.


15


Die Klägerin beantragt,
die Revision als unbegründet zurückzuweisen.


16


Die Voraussetzungen von § 15 Abs. 4 Satz 4 Alternative 2 EStG seien erfüllt. Die streitbefangene Swapvereinbarung
habe der Absicherung des Darlehensvertrags bei der A gedient. Es genüge, wenn das Sicherungsgeschäft den
Geschäften des gewöhnlichen Geschäftsbetriebs absicherungshalber diene, eine Absicherung sämtlicher Risiken aus
dem Grundgeschäft werde nicht verlangt. Der Swap sei geeignet gewesen, das Zinsrisiko aus dem Darlehensvertrag
abzusichern, ein objektiver Nutzungs- und Funktionszusammenhang zwischen beiden Geschäften habe vorgelegen.
Das Währungsrisiko des CHF sei für die Klägerin, die einem Konzernverbund angehöre, zu dem auch eine Schweizer
Konzerngesellschaft gehöre, besser einschätzbar gewesen als die Zinsentwicklung des Euribor. Auch subjektiv habe
die Klägerin den Swapvertrag in der Vorstellung der Absicherung des Zinsrisikos aus dem Darlehensvertrag
geschlossen, denn im Zeitpunkt des Abschlusses der Swapvereinbarung sei der Zinssatz des Euribor gestiegen.
Jedenfalls aber seien die Verluste in die Komponenten "Zinsrisiko" und "Währungsrisiko" aufzuteilen. Eine
Abzugsbeschränkung komme lediglich in Betracht, soweit die Verluste auf Letzteres entfielen. Es könne insoweit
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Entscheidungsgründe


B.


nichts anderes gelten, als wenn die Klägerin ein reines Zins-Swapgeschäft und zusätzlich ein gesondertes
Währungs-Swapgeschäft abgeschlossen hätte.


Das Verfahren betreffend die Gewerbesteuermessbescheide 2011 und 2012 hat der Senat abgetrennt. Es wird unter
dem Aktenzeichen IV R 5/23 fortgeführt.


18


Die Revision ist teilweise begründet. Sie führt zur Aufhebung des angefochtenen Urteils, soweit es die gesonderte
und einheitliche Feststellung von Besteuerungsgrundlagen 2011 und 2012 betrifft, und insoweit zur Abweisung der
Klage (§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 der Finanzgerichtsordnung ��FGO��; dazu unter B.I.). Soweit das FG-Urteil die
Feststellung des verbleibenden Verlustvortrags gemäß § 15 Abs. 4 i.V.m. § 10d Abs. 4 EStG auf den 31.12.2011 und
auf den 31.12.2012 betrifft, ist die Revision unbegründet und deshalb zurückzuweisen (§ 126 Abs. 2 FGO; dazu
unter B.II.).


19


I. Bei dem zwischen der Klägerin und der A vereinbarten Zins-Währungsswap handelt es sich um ein Termingeschäft
i.S. von § 15 Abs. 4 Satz 3 EStG (B.I.1.). Entgegen der Ansicht des FG liegt kein Ausnahmefall i.S. des § 15 Abs. 4
Satz 4 Alternative 2 EStG vor (B.I.2.). Die angefochtenen Gewinnfeststellungsbescheide 2011 und 2012, jeweils in
Gestalt der Einspruchsentscheidung vom 05.04.2017, sind deshalb nicht zu beanstanden (B.I.3.).


20


1. Bei der zwischen der Klägerin und der A unter dem 16.12.2010 getroffenen, als "Zins-Währungsswap"
bezeichneten Vereinbarung handelt es sich um ein Termingeschäft i.S. von § 15 Abs. 4 Satz 3 EStG.


21


a) Gemäß § 15 Abs. 4 Satz 3 EStG gilt die Verlustausgleichs- und -abzugsbeschränkung in den Sätzen 1 und 2 der
Vorschrift entsprechend für Verluste aus Termingeschäften, durch die der Steuerpflichtige einen Differenzausgleich
oder einen durch den Wert einer veränderlichen Bezugsgröße bestimmten Geldbetrag oder Vorteil erlangt. Diese
können deshalb weder mit anderen Einkünften aus Gewerbebetrieb noch mit Einkünften aus anderen Einkunftsarten
ausgeglichen werden; sie dürfen auch nicht nach § 10d EStG abgezogen werden.


22


aa) Der Begriff des Termingeschäfts in § 15 Abs. 4 Satz 3 EStG entspricht demjenigen in § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4
EStG in der Fassung vor Inkrafttreten des Unternehmensteuerreformgesetzes 2008 vom 14.08.2007 (BGBl I 2007,
1912) ��seitdem § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 EStG��. Nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) folgt der
steuerrechtliche Begriff des Termingeschäfts zunächst dem des Zivilrechts (BFH-Urteil vom 26.09.2012 - IX R 50/09,
BFHE 239, 95, BStBl II 2013, 231, Rz 13; vom 06.07.2016 - I R 25/14, BFHE 254, 326, BStBl II 2018, 124, Rz 32,
m.w.N.). Der Gesetzgeber orientierte sich, indem er den Begriff des "Differenzgeschäfts" durch den Begriff des
"Termingeschäfts" ersetzte (vgl. BTDrucks 14/443, S. 27), an den Regelungen in § 2 des Wertpapierhandelsgesetzes
(WpHG) i.d.F. der Bekanntmachung vom 09.09.1998 (BGBl I 1998, 2708) und in § 1 des Kreditwesengesetzes (KWG)
i.d.F. der Bekanntmachung vom 09.09.1998 ��BGBl I 1998, 2776�� (grundlegend BFH-Urteil vom 17.04.2007 -
IX R 40/06, BFHE 217, 566, BStBl II 2007, 608). Mit dem Finanzmarktrichtlinie-Umsetzungsgesetz (FMRL-UmsG)
vom 16.07.2007 (BGBl I 2007, 1330) hat der Gesetzgeber mit Wirkung ab dem 01.11.2007 (Art. 14 Abs. 3 FMRL-
UmsG) sowohl in § 1 Abs. 11 Satz 4 Nr. 1 KWG (aktuell: § 1 Abs. 11 Satz 6 Nr. 1 KWG) als auch in § 2 Abs. 2 Nr. 1
WpHG (aktuell: § 2 Abs. 3 Nr. 1 WpHG) eine gleichlautende Legaldefinition des Termingeschäfts geschaffen. Danach
sind Termingeschäfte solche Festgeschäfte oder Optionsgeschäfte, die zeitlich verzögert zu erfüllen sind und deren
Wert sich unmittelbar oder mittelbar vom Preis oder Maß eines Basiswerts ableitet (BFH-Urteil vom 20.08.2014 -
X R 13/12, BFHE 246, 462, BStBl II 2015, 177, Rz 19). Diese Definition ist grundsätzlich auch für das Steuerrecht
maßgeblich (BFH-Urteil vom 08.12.2021 - I R 24/19, BFHE 275, 316, Rz 24, m.w.N.). § 15 Abs. 4 Satz 3 EStG erfasst
��nach seinem eindeutigen Wortlaut�� einschränkend nur solche Termingeschäfte, durch die der Steuerpflichtige
einen Differenzausgleich oder einen durch den Wert einer veränderlichen Bezugsgröße bestimmten Geldbetrag
oder Vorteil erlangt (BFH-Urteil in BFHE 246, 462, BStBl II 2015, 177, Rz 20, und in BFHE 254, 326, BStBl II 2018,
124, Rz 34; eine gleichlautende Einschränkung enthält § 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchst. a EStG). Auf der Grundlage
des Wortlauts dieser einschränkenden Definition fallen solche Termingeschäfte, die auf die tatsächliche
("physische") Lieferung des Basiswerts am Ende der Laufzeit gerichtet sind, nicht unter die
Verlustausgleichsbeschränkung (BFH-Urteil in BFHE 254, 326, BStBl II 2018, 124, Rz 35, m.w.N.).


23


bb) Unabhängig von der Frage, wie das Termingeschäft im vorstehenden Sinn im Einzelnen abzugrenzen ist, besteht
Einigkeit, dass Zinsswapgeschäfte zu den Termingeschäften zählen (BFH-Urteil in BFHE 246, 462, BStBl II 2015,
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177, Rz 21, m.w.N.). Gleiches gilt, wenn solche Geschäfte ��wie hier im Rahmen eines "Kapitaltausches"�� mit
einem Währungsswap verbunden werden, denn auch insoweit sind diese Geschäfte zeitlich verzögert zu erfüllen
und ihr Wert leitet sich unmittelbar vom Preis eines Basiswerts ab. Insoweit teilen Zins- und Kapitalzahlungsströme
rechtlich das gleiche Schicksal.


b) Nach diesen Maßstäben ist auch im Streitfall von einem Termingeschäft auszugehen. Zwischen der Klägerin und
der A sollten nach den Feststellungen des FG über die Restlaufzeit des im Dezember 2009 vereinbarten Darlehens
zum einen gegenseitige monatliche Zinszahlungen erfolgen, wobei die Klägerin ihre Verpflichtungen auf der Basis
von CHF und die A ihre Verpflichtungen auf der Basis von Euro zu erfüllen hatte. Zudem sollten über die
Zinszahlungen hinaus "Kapitaltausche" erfolgen, wobei ebenfalls die Klägerin ihre Verpflichtungen auf der Basis
von CHF und die A ihre Verpflichtungen auf der Basis von Euro zu erfüllen hatte. Indem zu den jeweiligen
Zahlungsterminen für Euro bzw. CHF ein Konto der Klägerin bei der A belastet werden sollte, bei CHF mit dem dann
zum aktuell gültigen Kassakurs umgerechneten Euro-Gegenwert, war der CHF lediglich maßgebliche Bezugsgröße
für die Berechnung der Zahlungen. Damit lässt sich auch der streitbefangene Vertrag unter den Oberbegriff der
Zins- und Währungsswapgeschäfte einordnen. Dem entspricht, dass das streitbefangene Geschäft von den
beteiligten Parteien als "Zins-Währungsswap" bezeichnet worden ist. Die Anknüpfung der vereinbarten Zahlungen
der Klägerin an eine infolge von möglichen Kursschwankungen im Verhältnis zum Euro veränderliche Bezugsgröße
(CHF) war auch darauf ausgerichtet, der Klägerin einen wirtschaftlichen Vorteil zu verschaffen. Die Beteiligten
gehen im Übrigen auch selbst davon aus, dass es sich bei dem streitbefangenen Geschäft um ein Termingeschäft i.S.
von § 15 Abs. 4 Satz 3 EStG handelt. Der Senat sieht deshalb von weiteren Ausführungen ab.


25


2. Bei dem streitbefangenen Zins-Währungsswap handelt es sich nicht um ein Geschäft i.S. des § 15 Abs. 4 Satz 4
Alternative 2 EStG, für das die Ausgleichs- und Abzugsbeschränkung des § 15 Abs. 4 Satz 3 EStG nicht gilt. Denn
dieser ist bei objektiver Betrachtung nicht geeignet, Risiken aus dem Grundgeschäft (Darlehensvertrag) auch nur
teilweise zu kompensieren. Deshalb kann dahingestellt bleiben, ob im Streitfall ein subjektiver
Sicherungszusammenhang zu bejahen ist.


26


a) Nach § 15 Abs. 4 Satz 4 Alternative 2 EStG unterliegen Verluste aus Termingeschäften nicht den Beschränkungen
des Satzes 3 der Vorschrift, wenn die zugrunde liegenden Geschäfte der Absicherung von Geschäften des
gewöhnlichen Geschäftsbetriebs dienen (sog. Hedge-Geschäfte). Erst der Sicherungszweck des Termingeschäfts und
der Zusammenhang mit dem abgesicherten Grundgeschäft führen dazu, dass der Verlust aus dem Termingeschäft
überhaupt steuerlich voll berücksichtigungsfähig ist (BFH-Urteil vom 10.04.2019 - I R 20/16, BFHE 265, 63, BStBl II
2020, 674, Rz 28). Nach der Vorstellung des Gesetzgebers fallen unter diese Ausnahme insbesondere
Warentermingeschäfte, die zur Absicherung von Geschäften des physischen Wareneinkaufs oder Warenverkaufs
getätigt werden. Diese Geschäfte würden nicht in Spekulationsabsicht abgeschlossen, sondern deshalb, weil Preis-
bzw. Währungsrisiken minimiert bzw. ausgeschlossen werden sollten (BTDrucks 14/443, S. 28). Ausgehend davon,
dass Geschäfte i.S. des § 15 Abs. 4 Satz 4 Alternative 2 EStG dazu dienen, Risiken aus dem Grundgeschäft
auszuschließen bzw. zumindest zu minimieren, ist sowohl ein objektiver Nutzungs- und Funktionszusammenhang
als auch ein subjektiver Sicherungszusammenhang erforderlich. Der Zusammenhang zwischen Grund- und
Sicherungsgeschäft muss nicht nur gewollt, das Sicherungsgeschäft muss vielmehr auch geeignet sein, Risiken aus
dem Grundgeschäft zu kompensieren. Letzteres setzt eine gegenläufige Erfolgskorrelation von Grund- und
Sicherungsgeschäft voraus (BFH-Urteil in BFHE 246, 462, BStBl II 2015, 177, Rz 33, m.w.N.).
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b) Eine gegenläufige Erfolgskorrelation von Grund- und Sicherungsgeschäft ist nur möglich, wenn die mit dem
Grundgeschäft verbundenen Risiken bei wirtschaftlicher Betrachtung nicht anlässlich eines Termingeschäfts als
vermeintlichem Sicherungsgeschäft durch gleichgewichtige oder sogar weitergehende Risiken ersetzt werden.
Dabei kann Risiko verstanden werden als die Kennzeichnung der Eventualität, dass mit einer (ggf. niedrigen, ggf.
auch unbekannten) Wahrscheinlichkeit ein (ggf. hoher, ggf. in seinem Ausmaß unbekannter) Schaden bei einer
(wirtschaftlichen) Entscheidung eintritt oder ein erwarteter Vorteil ausbleiben kann (Gillenkirch in Gablers
Wirtschaftslexikon - online, https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/risiko-44896/version-268200).


28


c) Nach diesen Maßstäben ist das FG zu Unrecht davon ausgegangen, dass der streitbefangene Zins-Währungsswap
der Absicherung von Geschäften des gewöhnlichen Geschäftsbetriebs gedient hat. Zwar ist ��wie zwischen den
Beteiligten auch nicht streitig ist�� der zwischen der Klägerin und der A im Dezember 2009 geschlossene
Darlehensvertrag ein Geschäft des gewöhnlichen Geschäftsbetriebs der Klägerin. Die Feststellungen des FG tragen
jedoch nicht dessen Würdigung, dass der streitbefangene Zins-Währungsswap lediglich zur Absicherung dieses
Darlehens als Grundgeschäft erfolgt sei. Dabei kann offen bleiben, welche Folgen der Umstand, dass das
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streitbefangene Swapgeschäft erst ein Jahr nach der Vereinbarung über die Gewährung eines Darlehens in Euro
abgeschlossen worden ist, für die Anwendung des § 15 Abs. 4 Satz 4 EStG hat.


aa) Eine Absicherung des Darlehens als Grundgeschäft durch den Zins-Währungsswap ist schon bei bloßer
Betrachtung der die Zinsen betreffenden Zahlungsströme zweifelhaft. Nach der vom FG festgestellten Umstellung
des Referenzzinssatzes des Darlehens auf den Einmonats-Euribor, der dem für Zinszahlungen der A (Euro) an die
Klägerin im Rahmen des Swapgeschäfts vereinbarten Zinssatz entsprach, hoben sich die die Zinsen betreffenden
Zahlungsströme (Euro) zwischen der Klägerin und der A auf, so dass die Klägerin im wirtschaftlichen Ergebnis für
das Darlehen nach Maßgabe des Swapgeschäfts einen (jetzt) festen Zins an die A in CHF zu zahlen hatte.
Wirtschaftlich betrachtet war damit hinsichtlich der Zinszahlungen der Klägerin an die Stelle des mit einer variablen
Verzinsung des Darlehens verbundenen Risikos ein Währungsrisiko (in CHF) der Klägerin getreten. Schon insoweit
ist nicht ersichtlich, dass durch den Austausch dieser Risiken eine gegenläufige Erfolgskorrelation zwischen Grund-
und Termingeschäft hätte eintreten können. Hierzu genügt es nicht, dass bei einer der Klägerin günstigen
Wechselkursentwicklung eine solche Erfolgskorrelation hätte möglich sein können. Nach Sinn und Zweck der
Verlustausgleichsbeschränkung des § 15 Abs. 4 Satz 3 EStG muss eine gegenläufige Erfolgskorrelation zwischen
Grund- und Sicherungsgeschäft von vorneherein hinreichend sicher sein.
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bb) Das FG hat darüber hinaus aber auch verkannt, dass das Währungsrisiko der Klägerin nicht auf die
Zinszahlungen beschränkt geblieben ist. Vielmehr führte auch der im Rahmen des Zins-Währungsswaps vereinbarte
"Kapitaltausch" zu einem Währungsrisiko, weil die Höhe der von der Klägerin danach zu erbringenden Zahlungen
von der Entwicklung des CHF abhängig war. Jedenfalls dieser Umstand schließt es aus, dass das streitbefangene
Swapgeschäft das mit dem Grundgeschäft verbundene, allein aus einer variablen Verzinsung resultierende Risiko
hätte auch nur teilweise kompensieren können. Damit ist die erforderliche gegenläufige Erfolgskorrelation von
Grund- und Sicherungsgeschäft im Streitfall ausgeschlossen.
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(1) Das FG hat seine Feststellungen dahingehend zusammengefasst, dass "aus bankenwirtschaftlicher Sicht" das
bestehende Darlehen mit variabler Verzinsung durch ein festverzinsliches, in CHF abgeschlossenes Darlehen
"ausgetauscht" worden sei. Tatsächlich wurde im wirtschaftlichen Ergebnis ein von der Klägerin getragenes Risiko
(variabler Zins) nicht nur durch ein anderes Risiko (Währung) ersetzt, sondern auch das ursprüngliche Grundgeschäft
��ohne dass dessen rechtliche Selbständigkeit dadurch berührt worden wäre�� mit einem Fremdwährungsrisiko
belastet und damit einem zuvor nicht gegebenen zusätzlichen Risiko ausgesetzt. Denn infolge der vereinbarten
Zahlungsströme hatte die Klägerin an die A neben Zinszahlungen in CHF auf der Grundlage eines Festzinses auch
"Tilgungsleistungen" in CHF zu erbringen, während sich die hinsichtlich des Darlehens vereinbarten Zins- und
Tilgungszahlungen der Klägerin in Euro aufgrund gleich hoher Gegenleistungen der A in Euro auf der Grundlage des
Swapgeschäfts ausglichen.
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(2) Damit nicht vereinbar ist die Würdigung des FG, dass das "hinzugetretene Währungsrisiko" ausschließlich die
Zinszahlungen an die A aus dem Bezugsbetrag I, nicht jedoch das Darlehenskapital betroffen habe. Deshalb hat das
FG das mit dem streitbefangenen Swapgeschäft verbundene Währungsrisiko zu Unrecht nur als "relativ gering"
eingestuft und damit im wirtschaftlichen Ergebnis eine zumindest teilweise Kompensation des mit einer variablen
Verzinsung des Darlehens als Grundgeschäft verbundenen Risikos angenommen. Entscheidend für die Annahme
einer gegenläufigen Erfolgskorrelation ist, dass mit dem Termingeschäft ein aus dem Grundgeschäft resultierendes
Risiko zumindest teilweise abgesichert wird. Nachdem das Darlehen im Streitfall ein Zinsrisiko beinhaltete, hätte
ein Termingeschäft als Sicherungsgeschäft dieses Zinsrisiko ausbalancieren müssen. Insoweit war der Zinsswap
zwar geeignet, das von einer variablen Verzinsung des Darlehens ausgehende Risiko auszugleichen. Mit dem
Hinzutreten eines weiteren Risikos ��hier ein Währungsrisiko�� ist jedoch das im Streitfall vorliegende
Sicherungsgeschäft nicht auf eine gegenläufige Erfolgskorrelation hinsichtlich des Zinsrisikos beschränkt. Dabei
kann im Streitfall offen bleiben, ob dies schon allein in Bezug auf die die Zinsen betreffenden Zahlungsströme
schädlich ist. Schädlich ist jedenfalls das Hinzutreten eines Währungsrisikos unter zusätzlicher Berücksichtigung der
auf die "Kapitaltausche" bezogenen Zahlungsströme.


33


(3) Vor diesem Hintergrund genügt allein der Umstand, dass die Klägerin subjektiv von einer für sie im Vergleich zur
Zinsentwicklung im Euro-Raum günstigeren Kursentwicklung im Verhältnis Euro/CHF ausgegangen ist, nicht, um
eine gegenläufige Erfolgskorrelation von Grund- und Sicherungsgeschäft zu bejahen. Soweit die Klägerin
sinngemäß vorgetragen hat, dass das eingegangene Währungsrisiko letztlich der "Preis" für einen niedrigeren
Festzins gewesen sei, kann dieser Einwand schon deshalb nicht zur Annahme einer gegenläufigen
Erfolgskorrelation führen, weil eine solche "Preisgestaltung" bestätigt, dass das Swapgeschäft nicht der Absicherung
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des aus dem variablen Darlehenszins resultierenden Risikos, sondern der Verbesserung der im Darlehensvertrag
festgelegten Zinskonditionen dienen sollte.


(4) Die von der Klägerin (hilfsweise) begehrte Aufteilung der Verluste nach dem Verhältnis des Zinsrisikos zum
Währungsrisiko entbehrt schon einer rechtlichen Grundlage. Abgesehen davon ist Anknüpfungspunkt für die
steuerrechtliche Beurteilung nicht ein hypothetischer, sondern der tatsächlich verwirklichte Sachverhalt.
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3. Nach alledem ist das FA zu Recht davon ausgegangen, dass die Voraussetzungen der Ausnahmeregelung des § 15
Abs. 4 Satz 4 Alternative 2 EStG im Streitfall nicht gegeben sind. Deshalb sind die streitbefangenen Bescheide für
2011 und 2012 über die gesonderte und einheitliche Feststellung von Besteuerungsgrundlagen in Gestalt der
Einspruchsentscheidung vom 05.04.2017 nicht zu beanstanden. Zwar hat der erkennende Senat in seinem Urteil
vom 28.04.2016 - IV R 20/13 (BFHE 253, 260, BStBl II 2016, 739, Rz 8) u.a. ausgeführt, dass für den Fall, dass in den
gewerblichen Einkünften einer Personengesellschaft (positive oder negative) Einkünfte aus Termingeschäften i.S.
des § 15 Abs. 4 Satz 3 EStG enthalten seien, in dem Feststellungsbescheid zunächst die gewerblichen Einkünfte
(einschließlich der Einkünfte aus Termingeschäften i.S. des § 15 Abs. 4 Satz 3 EStG) und deren Verteilung auf die
einzelnen Gesellschafter als selbständige Besteuerungsgrundlagen festzustellen seien, und dass daneben als
weitere selbständige Besteuerungsgrundlagen die in den festgestellten gewerblichen Einkünften enthaltenen
(positiven oder negativen) Einkünfte aus Termingeschäften i.S. des § 15 Abs. 4 EStG und deren Verteilung auf die
Gesellschafter gesondert festzustellen seien. Hiervon ist das FA insoweit abgewichen, als es die (hier betroffenen)
laufenden Gesamthandseinkünfte ohne die streitbefangenen negativen Einkünfte aus Termingeschäften festgestellt
hat und des Weiteren die negativen Einkünfte aus Termingeschäften mit dem Zusatz, dass diese in den
"vorstehenden Einkünften" nicht enthalten seien. Der Senat hat indes keine Bedenken, im Fall von negativen
Einkünften aus Termingeschäften die Feststellung der beiden selbständigen Besteuerungsgrundlagen ("gewerbliche
Einkünfte" ��hier Feststellung der laufenden Gesamthandseinkünfte�� sowie die darin enthaltenen Einkünfte aus
Termingeschäften i.S. des § 15 Abs. 4 Satz 3 EStG) auch auf die vom FA vorgenommene Weise zu treffen (vgl. BFH-
Urteil vom 19.01.2023 - IV R 5/19, zur amtlichen Veröffentlichung bestimmt, Rz 31).


36


Das FG-Urteil war deshalb aufzuheben, soweit es die gesonderte und einheitliche Feststellung von
Besteuerungsgrundlagen 2011 und 2012 betrifft, und die Klage insoweit abzuweisen.


37


II. Soweit das FG-Urteil die Feststellung des verbleibenden Verlustvortrags gemäß § 15 Abs. 4 i.V.m. § 10d Abs. 4
EStG auf den 31.12.2011 und auf den 31.12.2012 betrifft, ist die Revision unbegründet und deshalb
zurückzuweisen. Denn das FG hat diese Feststellungsbescheide im Ergebnis zu Recht aufgehoben.
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1. Gemäß § 15 Abs. 4 Satz 3 EStG gelten für Verluste aus den dort bestimmten Termingeschäften die Sätze 1 und 2
der Vorschrift entsprechend. Nach § 15 Abs. 4 Satz 1 Halbsatz 2 EStG dürfen die betreffenden Verluste auch nicht
nach § 10d EStG abgezogen werden. Die Verluste mindern jedoch nach Maßgabe des § 10d EStG die Gewinne, die
der Steuerpflichtige in dem unmittelbar vorangehenden und in den folgenden Wirtschaftsjahren aus den
Termingeschäften erzielt hat oder erzielt (§ 15 Abs. 4 Satz 3 i.V.m. Satz 2 Halbsatz 1 EStG). § 15 Abs. 4 Satz 3 i.V.m.
Satz 2 Halbsatz 2 EStG bestimmt, dass § 10d Abs. 4 EStG entsprechend gilt. Nach § 10d Abs. 4 Satz 1 EStG ist der
am Schluss eines Veranlagungszeitraums verbleibende Verlustvortrag gesondert festzustellen. Bei dem
Gesellschafter einer Personengesellschaft geht es insoweit darum, ob und inwieweit er als Steuersubjekt der
Einkommensteuer die auf ihn entfallenden Verluste aus Termingeschäften, die er aus seiner Beteiligung an der
Personengesellschaft erzielt hat, bei seiner Veranlagung zur Einkommensteuer nutzen kann (vgl. BFH-Urteil in BFHE
253, 260, BStBl II 2016, 739, Rz 13). Deshalb ist im Fall von Verlusten aus Termingeschäften aus der Beteiligung an
einer Personengesellschaft bei entsprechender Anwendung des § 10d Abs. 4 EStG die Feststellung des
verbleibenden Verlustvortrags nicht auf der Ebene dieser Gesellschaft, sondern auf der Ebene der beteiligten
Gesellschafter bei deren Einkommensteuerveranlagungen und damit vom jeweiligen Veranlagungsfinanzamt zu
treffen (vgl. auch BFH-Urteil in BFHE 253, 260, BStBl II 2016, 739, Rz 8, m.w.N.). Lediglich die Feststellung, ob und
in welcher Höhe in den gewerblichen Einkünften einer Personengesellschaft (positive oder negative) Einkünfte aus
Termingeschäften i.S. des § 15 Abs. 4 Satz 3 EStG enthalten sind und wie sich diese auf die Gesellschafter verteilen,
ist ��wie bereits ausgeführt�� im Verfahren der gesonderten und einheitlichen Feststellung der
Besteuerungsgrundlagen und damit auf der Ebene der Gesellschaft zu treffen (BFH-Urteil in BFHE 253, 260, BStBl II
2016, 739, Rz 8).
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2. Nach diesen Maßstäben hat das FA zu Unrecht auf der Ebene der Klägerin als Personengesellschaft
Feststellungen zum verbleibenden Verlustvortrag gemäß § 15 Abs. 4 i.V.m. § 10d Abs. 4 EStG auf den 31.12.2011
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Quelle: www.bundesfinanzhof.de


und auf den 31.12.2012 getroffen. Die betreffenden Bescheide hat das FG, wenn auch aus anderen Gründen, so
doch im Ergebnis zu Recht aufgehoben. Die Revision hat deshalb insoweit keinen Erfolg.


III. Die Kostenentscheidung beruht auf § 143 Abs. 1, § 136 Abs. 1 Satz 1 FGO. Die Entscheidung über die Kosten des
finanzgerichtlichen Verfahrens bleibt dem abgetrennten und unter dem Aktenzeichen IV R 5/23 fortgeführten
Revisionsverfahren wegen der Gewerbesteuermessbescheide 2011 und 2012 vorbehalten (vgl. BFH-Urteil vom
12.03.2020 - IV R 9/17, BFHE 268, 319, BStBl II 2021, 226, Rz 51, m.w.N.). Der Grundsatz der Einheitlichkeit der
Kostenentscheidung ist auch gewahrt, wenn über die Kosten nach Verfahrensabschnitten entschieden wird (vgl.
BFH-Urteile vom 10.12.2009 - V R 13/08, BFH/NV 2010, 960, unter II.6., m.w.N.; vom 11.12.2018 - VIII R 7/15, BFHE
263, 216, BStBl II 2019, 231, Rz 34).
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